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Berlin, 23. Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
den Allergnädigſt geruht, dem Landrathe des Kreiſes 
Torgau, Grafen v. Seydewitz, ſo wie dem Juſtiz⸗ 
Rath und Juſtiz⸗Kommiſſarius Klapper in, Ratibor, 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe; desgl. dem Ar⸗ 
beitsmann Chriſtian Friedrich Heſſeyer zu Hönow, 
Regierungs⸗Bezirks Potsdam, dem Feldmeſſer Ernſt 
kängner zu Tangermünde, Regierungs⸗Bezirks Mag⸗ 
deburg, und dem Fiſchergeſellen Chriſtian Kockert zu 
Potsdam die Rettungs⸗Medaille am Bande; ſo wie 


dem Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Carſſow in 


Charakter als geheimer Juſtizrath zu verleihen, — 
Se. Majeſtät der König haben dem Oberſten von der 
oltz, Commandeur des dritten Huſaren⸗Regiments, 
dem Premier⸗Lieutenant von Trotha und den Se: 
konde⸗Lieutenants von Seckendorff und Grafen 
don Schönburg⸗Glauchau, deſſelben Regiments, 
die Erlaubniß zur Anlegung der ihnen verliehenen tgl. 
bännoverſchen Guelphen⸗Orden, Erſterem des Comman⸗ 
deur⸗Kteuzes zweiter Klaſſe, dem Zweiten der dritten 
8 0 den beiden Letzteren der vierten Klaſſe, Allergnä⸗ 
zu ertheilen geruht. x 
ech Be RER und Commandeur 
der Alten) Landwehr⸗Brigade, von Williſen, nach 
Magdeburg. e 7 
* X Berlin, 22. Juni. Unſere Stadtverord⸗ 
netenwahlen werden noch immer viel beſprochen. 
Die Rede, welche Fr. v. Raumer bei ſeiner Wahl 
gehalten, wird gedruckt werden, man iſt allgemein 
hocherfreut, denſelben in dieſes Kollegium eintreten zu 
ſehen und manche Herren, die früherhin ausgeſchieden 
ſind, bekommen jetzt wieder Luft und Liebe zur Sache 
und möchten nun gern zuhören, was ihnen der welt⸗ 
erfahrene Mann von amerikaniſchem Bürgerſinn und 
vaterländiſcher Geſchichte erzählen kann. — Unfer 
Wollmarkt iſt heute vollſtändig zu Ende gegangen. 
Es ſollen 82,000 Gene. zum Verkauf geſtanden haben 
und dieſe faft ganz verkauft fein, freilich zuletzt mit 2 
bis 4 Mehl, niedrigeren Preiſen als voriges Jahr, wos 
bei einige Spekulanten rechts und links Ohrfeigen er⸗ 
halten haben. Auch mit dem Getreidehandel ſteht 
es flau. Die 104 Rthl. der Wispel werden zwar no⸗ 
tit, aber nicht bezahlt und die Seehandlung giebt 
ihr Getreide zu 94 Rthl. ab. Vorausſichtlich wird es 
alſo auch hier nicht an Ohrfeigen fehlen. Unſere Stadt 
braucht täglich etwa 80 Wispel Kartoffeln; 75 
Wispel läßt jetzt die Stadt täglich die Metze zu 1 ½ 
Sgr. verkaufen. Für den Reſt forgen die Brennerei⸗ 
Beſitzer und Bauern, die natürlich mit ihren Preiſen 
auch herabgehen müſſen, da bereits die neuen Kartof⸗ 
fein mit 6 Sgr. die Metze auf dem Markte erſcheinen. 
— In dem öffentlichen Prozeß iſt vor einigen 
Tagen ein Steuerbeamter, welcher bei dem Auflauern 
von Mehldefraudanten einen Mann blutig geſchlagen 
haben ſollte, zwar freigeſprochen worden, indeß 
wird der Fall doch dazu beitragen, unſern Douaniers 
und Oktroibeamten einige franzöſiſche Höflichkeit und 
Mückſicht beizubringen. — Ein ſchwediſcher Baron, der 
ſich hier bei Oranienburg angekauft hat, und ſich durch 
einen Beſuch ſeines Bruders verleiten ließ, jenſeits ſei⸗ 
ner Grenze ein Reh zu erlegen, hat dieſen Jagdfrevel 
mit 30 RNthl. und ſeinem Gewehr büßen müſſen und 
wird nicht unterlaſſen, ſeinem heimgereiſten Bruder von 
er theuren Jagdpartie Meldung zu machen. — Das 
neueſte Poſtamtsblatt enthält eine Bekanntmachung, 
wonach das Hauptmagazin die Lieferung aller Druck⸗ 
fachen, Formulare ꝛc. von 1848 an übernimmt. Nach 

5 e andern Verordnung ſollen die Zeitungspadete ge⸗ 
ogen und geſtempelt werden, was in der letzten Zeit 

1 vernachläſſigt worden war. Der Poſt⸗Sekretär 
ald iſt von Koblenz nach Freienwalde a/ O. ver⸗ 
ſezt w rden. Bei dem Poſtamt in Neumarkt lagert 


Die Expedition 


Salzwedel, zu feinem. 50jährigen Amts⸗Jubiläum den 
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N 


Donnerstag den 24 Juni 


iſt auf der Herrenſtraße Ur. 20, mia : 


ein Felleiſen des Theatermeiſters Winter, auf dem 3 
Rthl. 27 Sgr. 3 Pf. an Vorſchuß und Auslagen haf⸗ 
ten und das, nach Frankfurt a/ O. adreſſirt, dort nicht 
abgegeben werden konnte. Es wird zur Einlöſung des 
Felleiſen aufgefordert. 

Die Michelet' ſche Univerſitäts⸗ Angelegenheit iſt 
jetzt in ihrem letzten Stadium als abgeſchloſſen anzu⸗ 
ſehen. Nachdem nämlich der Senat der Univerfität ſich 
in einer umſtändlicheren Darlegung des Falles unmit⸗ 
telbar an Se. Majeſtät dem König gewandt, und um 
Aufhebung der angeordneten ſuspendirten Amtsentſetzung 
für Hrn. Michelet nachgeſucht hatte, hat ſich jetzt auch 
dieſer letzte Schritt als erfolglos gezeigt, da ein in die⸗ 
ſen Tagen an den akademiſchen Senat eingegangenes 
königl. Kabinets ſchreiben die Entſcheidung bringt, daß 
an der Hrn. Michelet beſtimmten Lage nichts geändert 
werden könne. N (Köln. 3.) 

Potsdam, 21. Juni. Geſtern wurde wiederum, 
wie in den früheren Jahren, die Feier des Stiftungs⸗ 
feſtes des Lehr⸗Infanterie⸗Bataillons begangen, wozu 
auch wieder eine Deputation der in Berlin ſtehenden 
Lehr⸗Escadron zugezogen war. — um 11 Uhr fand 
beim neuen Palais im Freien der Gottesdienſt ſtatt, 
der von dem Feldprobſt Bollert abgehalten wurde. 
Demnächſt erfolgte der Vorbeimarſch des Lehr⸗Batail⸗ 
lons, und nach der Parade, unter der Colonnade der 
Communs, die Speiſung des Militärs. — Ihre kö⸗ 
nigl. Majeſtäten, ſowie Ihre königl. Hoheiten der Prinz 
und die Prinzeſſin von Preußen, die Prinzen des kö⸗ 
niglichen Hauſes, die gegenwärtig hier anweſenden ho⸗ 
hen Gäſte Sr. Majeſtät, als: Ihre königl. Hoheit die 
verwittwete Frau Großherzogin von Mecklenburg⸗ 
Schwerin, Se. königl. Hoheit der Großherzog von 
Mecklenburg⸗Schwerin, Ihre königlichen Hoheiten der 
Prinz und die Prinzeſſin Friedrich der Niederlande, 
Se. Hoheit der Herzog von Braunſchweig, wohnten 
dieſer Feierlichkeit bei, auch erſchienen allerhöchſt und 
höchſtdieſelben während der Speiſung der Truppen, 
wobei Se. Majeſtät der König auf das Wohl der Ar⸗ 
mee und Se. königl. Hoheit der Prinz von Preußen 
auf das Wohl, des Königs Majeſtät ein Glas leerten. 
— Mittags war bei Sr. Majeſtät dem Könige im 
neuen Palais großes Galla⸗Diner und Abends Vor⸗ 
ſtellung im Theater des neuen Palais, demnächſt noch 
Souper. Zu dieſem militäriſchen Feſte hatten Se. 
Majeſtät auch die Mitglieder der Herren⸗Kurie des 
vereinigten Landtages, wie auch, ſo weit es der Raum 
geſtattete, aus allen Provinzen und Ständen der Drei⸗ 
Stände⸗Kurie viele Abgeordnete einladen laſſen. — Vor 
dem Diner geruhten Ihre Majeſtät die Königin, Sich 
die Allerhöchſtderſelben noch nicht präſentirten Fremden 
vorſtellen zu laſſen, und zogen Sich dann nach Sans⸗ 
ſouci zurück. (Allg. Pr. 3.) 
Aus der Provinz Sachſen, 16. Juni. Gegen 
100 Mitglieder der Haupt: oder Martinij Gemeinde zu 
Halberſtadt haben in Folge einer königl. Kabinetsorder, 
auf welche die Gemeinde betreffs der Wahl des Paſtors 
Wislicenus zu Bedra bei Freiburg a. d. U. abſchläg⸗ 
lich beſchieden wurde, am 9. d. ſich von der preuß. 
Landeskirche losgeſagt und eine „freie evangeliſche Ge⸗ 
meinde“ gebildet. In ihrer desfallſigen Erklärung heißt 
es unter Anderen: „um den Glaubensſtandpunkt, auf 
dem wir im Allgemeinen jetzt ſtehen, näher zu bezeich⸗ 
nen, ſtellen wir, ohne den Einzelnen dadurch beſchrän⸗ 
ken und binden zu wollen folgende Sätze auf; Wir 
glauben an Gott, den heiligen Vater aller vernünftigen 
Weſen, den ewigen Urquell alles Lebens. Wir glauben 
an Jeſu, der um ſeiner Göttlichkeit in Geſinnung und 
That willen, nicht durch ſeine Geburt, vorzugsweiſe der 


Sohn des ewigen Vaters iſt und durch die von ihm 


errungene, in Wort und That kundgegebene weltüber⸗ 
windende Macht der Wahrheit Freiheit und Liebe zum 
Weltheilande geworden iſt. Wir glauben an den hei⸗ 
ligen Geiſt als den von Gott ausgehenden und in Je⸗ 


. 


ſus herrſchenden Geift der Wahrheit, Freiheit und Liebe, 
der die Menſchheit noch heute durchweht und fie im⸗ 
mer in dem echten beglückenden Leben fördert. Wit 
glauben, daß dieſer Geiſt, ſo ſehr er auch bisweilen 
durch Irrthum oder böſe Abſicht niedergehalten wird, 
doch zuletzt als Herr Alles richtet, und Jedem, der ihn 
in ſich pflegt, die Bürgſchaft ewiger Fortdauer iſt.“ 
Die neue Gemeinde hofft, daß der Paſtor Wislicenuts 
ſein bisheriges Amt zu Bedra niederlegen und ſich ihr 
anſchließen wird. — Der Abgang unſeres Konſiſtorfal⸗ 
Präſidenten, Dr. Göſchel, hat ſich nicht beſtätigt. 
Doch ſpricht man davon, daß derſelbe zum Nachfolger 
des Grafen Stolberg zu Breslau auserleſen 10 5 . 
e f (Aachen. 3.) 
Dent ſchlan d. 

München, 18. Juni. Geſtern Mittag ſtarb das 
hier das älteſte Mitglied des k. Staatsraths, Hr. Egid 
v. Kobell. Et war geboren am 7. Aptil 1772 und 
erreichte ſonach ein Alter von 76 Jahten. Der Ver⸗ 
ſtorbene war bekanntlich einer der thätigſten Staates 
männer bei der Bearbeitung und Einführung der Ver⸗ 
faſſungsurkunde, die auch feine Mitunterſchrift trägt. 
Noch vor einigen Tagen beſuchte Se. Maj. der König 
den Dahingeſchiedenen und hatte eine längere Unterte⸗ 
dung mit ihm. . 

Stuttgart, 17. Juni. Heute fand hier die öf⸗ 
fentliche Hauptverſammlung des würtembergſchen Ver⸗ 
eins der Guſtav⸗Adolf⸗ Stiftung ftatt. Sämmtliche 
Stimmberechtigten faßten mit Einſtimmigkeit folgenden 
Beſchluß: „Die würtembergiſchen Abgeordneten zur 
Gentralverfammlung in Darmſtadt dahin zu inſtruiren, 
daß ſie 1) gegen eine Verwerfung des Berliner Be⸗ 
ſchluſſes über Rupp, 2) gegen eine den Boden des 
beſtehenden Bekenntniſſes verlaſſende Aenderung oder 
Erläuterung des § 1 der Frankfurter Statuten wirken, 
dagegen darauf dringen, zu 1., daß in der Ruppſchen 
Frage zur Tagesordnung übergegangen werde; zu 2., 
einen deutlichen Ausdruck der Uebereinſtimmung der 
$$ 1 und 2 der Frankfurter Statuten zu Wahrung 
des kirchlichen Charakters des Vereins zu veranlaſſen. 
Sollte die Mehrheit der Darmſtädter Verſammlung zu 
1. die Aufnahme Rupps oder eine Ehrenerklärung für 
denſelben beſchließen, und zu 2. eine unkirchliche Aen⸗ 
derung oder Erläuterung von § 2 annehmen, ſo ſollen 
die würtembergiſchen Abgeordneten eine nachdrückliche 
Verwahrung dagegen einlegen, mit dem Vorbehalt det 
weitern Erwägung durch den würtembergſchen Haupt⸗ 
verein, ob er unter ſolchen Umſtänden länger in Ver⸗ 
bindung mit dem Geſammtverein bleiben würde. 

ee Karlstr. 3.) 

Vor einigen Tagen fand in Stuttgart eine all- 

gemeine Bürgerverſammlung zur Beſprechung wichtiger 


allgemeiner ſtädtiſcher Angelegenheiten ſtatt. Beſonde⸗ 


ren Anklang fand der vorgelegte Plan hierſelbſt, nach 
dem Beiſpiele einiger rheinländiſcher Städte eine alls 
gemeine Gewerbshalle zum ſteten Verkauf der 
Erzeugniſſe hieſiger Gewerbsgenoſſen zu gründen. Dieſe 
„Gewerbshallen“, die als beſtändige Gewerbsausſtellun⸗ 
gen zu betrachten ſind, haben Überall am Rhein, wo 
ſie bis jetzt eingeführt worden, ſo vielfachen Nutzen ge⸗ 
bracht, daß wir kaum begreifen, warum nicht fe . 
noch mehr Städte dieſelben errichtet haben. Das 
blikum findet feinen Bedarf an einem Orte vereinigt, 
hat Gelegenheit zur Auswahl und Vergleichung, lernt 
die Erzeugniſſe der einheimiſchen Industrie kennen und 
gewöhnt ſich ſo daran, dieſelben auch zu kaufen und 
fremden Produkten vorzuziehen. Die Gewerbsgenoſſer 
aber haben einen Ort, wo fie ſicher find, daß ihre Er⸗ 
zeugniſſe auch vom Publikum geſehen werden, brauchen 
keine koſtbaren Läden, die ſonſt einen fo gaben Bi 


des Verdienſtes verſchlingen, zu halten und die Zeit mit 


dem Verkaufen ſelbſt zu verlieren. Beſonders den klel⸗ 
neren Handwerkern, die jetzt aus den eben Wh 
Gründen fo ſchwer die Konkurrenz mit dem Reſchthum 


— 


aushalten können, wäre durch ſolche zweckmäßig einge⸗ 
richtete „Gewerbshallen“ ſehr geholfen. Alles aber, 
was zur Hülfe dieſer, die unſeren ganzen Zuſtänden 
unentbehrlich ſind, beiträgt, müſſen wir ergreifen, und 
darum freuen wir uns, daß auch dieſe Angelegenheit 
in Stuttgart jetzt kräftig in Anregung kommt. 
(D.⸗P.⸗A.⸗3.) 


Brambach, 19. Juni. So eben iſt die Nachricht 
von Böhmen anher gelangt, daß ausnahmsweiſe geſtat⸗ 
tet worden iſt, in jedem der beiden Monate Juni und 
Juli d. J. 50,000 Metzen leine ungefähr ½ Schfl.) 
Getreide gegen Producirung eines vom ſächſiſchen Hrn. 
Kommiſſär auszuſtellenden Certificats und Berichtigung 
der Zollgebühr von Böhmen nach Sachſen auszufüh⸗ 
ren. . (Leipz. Z.) 


Kiel, 20. Juni. Die Regierung hat in den 
legten Tagen einen Schritt gethan, welcher in feinen 
Konſequenzen von unermeßlicher Bedeutung werden 
kann, und welcher es von Neuem deutlich beweiſt, 
daß das Gouvernement noch immer feſt entſchloſſen iſt, 
das einmal vorgezeichnete Ziel der Unterwerfung der 
Herzogthümer unter die unbeſchränkte Herrſchaft des 
däniſchen Königsgeſetzes durch jedes Mittel zu erſtreben. 
Es ſind nämlich in den letzten Tagen zwei Geſetze amt⸗ 
lich bekannt gemacht, ohne daß vorher über dieſelben 
der Rath der holſteiniſchen Ständeverſammlung einge⸗ 
zogen wäre. Bekanntlich war der letzten holſteiniſchen 
ſowohl, als auch der ſchleswigſchen Ständeverſammlung 
eine große Reihe von Geſetzentwürfen zur Begutach⸗ 
tung vorgelegt. Die holſteiniſchen Stände beſchäftigten 
ſich gar nicht mit der Berathung dieſer Entwürfe, 
ſondern weil ſie in einem der wichtigſten ſtändiſchen 
Rechte, dem freien Petitionsrecht, durch die königliche 
Eröffnung verletzt waren, beſchloſſen ſie nur eine Be⸗ 
ſchwerde darüber an den deutſchen Bund zu richten, 
und löſten ſich darauf felbt auf; durch den Beſchluß 
der deutſchen Bundesverſammlung vom 17. Septem⸗ 
ber v. J. ward ihre Beſchwerde in dieſem Punkt als 
vollkommen gerechtfertigt anerkannt. Die ſchleswig⸗ 
ſchen Stände fingen auf vollkommen geſetzliche Weiſe 
eine Berathung der vorgelegten Entwürfe an; fie wur: 
den aber an der Fortſetzung einer geordneten Berathung 
durch den königl. Kommiffar ſelbſt verhindert, welcher 
durch eine ſophiſtiſche Auslegung des § 50 der Ver⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1834 ihnen die Ausübung des 
ihnen zuſtehenden Petitionsrechts unmöglich machen 
wollte; als die Annahme der von ihnen beſchloſſenen be⸗ 
kannten Anträge auf eine ſchleswig⸗holſteiniſche Ver⸗ 
faſſung und auf Annahme Schleswigs in den deutſchen 
Bund verweigert war, löſten ſie ſich ebenfalls ſelbſt 
auf; ſie hatten bis dahin die Berathung über fünf 
der vorgelegten königl. Geſetzentwüufe beendigt und die 
bezüglichen Gutachten eingereicht; die übrigen Geſetz⸗ 
entwürfe blieben ebenfalls unerledigt liegen. Bei jedem 
der eingereichten Gutachten hatte indeſſen die ſchles⸗ 
wigſche Ständeverſammlung den Vorbehalt hinzugefügt, 
daß der betreffende Entwurf nicht eher zum defini⸗ 
tiven Geſetz erhoben würde, bevor er auf der holſteini⸗ 
ſchen Ständeverſammlung zur Begutachtung vorgelegt 
fin werde.“ Gleich nach der Auflöfüng der Stände 
waren die neuen Wahlen vorgenommen, und ſeitdem 
war in Bezug auf die Geſetzgebung nichts geſche⸗ 
hen. Man mußte erwarten und hoffen, daß gleich 
nach Beendigung der Wahlen die Stände von Neuem 
würden zuſammenberufen werden, um nunmehr ungehindert 
durch verfaſſungswidrige Beſchränkungen die vorlegten 
Geſetzentwürfe zu berathen. Statt deſſen werden jetzt 
plötzlich als definitive Geſetze für beide Herzogthümer 
zwei Verordnungen, betreffend die Einfuht und Verfer⸗ 
tigung von Spielkarten und verſchiedenen Veränderun⸗ 
gen im Zolltarif, publicirt, welche im Entwurf nur 
von den ſchleswigſchen, nicht von den holſteiniſchen 
Ständen berathen ſind. Wir geſtehen zu, daß dieſe 
Geſetze ihrem materiellen Inhalt nach von geringer Be⸗ 
deutung ſind; auch läugnen wir nicht, daß die haupt⸗ 
ſächlichſten Beſtimmungen derſelben zweckmäßige Ver⸗ 
beſſerungen enthalten, die ohne Zweiſel von den holſtei⸗ 
niſchen Ständen würden angerathen ſein. Dennoch iſt 
dieſe Sache von großer principieller Bedeutung, weil 
hier zwei Steuergeſetze ohne ſtändiſchen Beirath erlaſ⸗ 
fen find. Unſer ſtändiſches Grundgeſetz vom 28. Mai 
1831 ſchreibt im § 4 vor, daß „alle Geſetze, welche 
Veränderungen in Perſonen⸗ und Eigenthums⸗Rechten, 
ſo wie in Steuern und öffentlichen Laſten zum Ge⸗ 
genſtande haben“, vor ihrer Erlaſſung von den Stän⸗ 
den ſollen berathen werden; hier aber find zwei Steuer: 
Geſetze ohne Rath der holſteiniſchen Stände erlaſſen, 
und man wird nicht umhin können, hierin eine Ver⸗ 
letzung unſerer Verfaſſung zu erblicken. Denn es iſt 
klar, daß, wenn dieſer Vorgang ungerügt vorübergelaſ⸗ 
ſen, wenn die Gültigkeit ſolcher verfaſſungswidrig er⸗ 
lagen Geſetze ohne Weiteres anerkannt würde, da⸗ 
durch die geringe Garantie, welche in einer be⸗ 
rathenden Stände ⸗Inſtitution gegeben iſt, gänz⸗ 
lich wiederum vernichtet ſein würde. — Wir haben 
früher (in Nr. 116 der Bresl. Ztg.) berichtet, wie zwi⸗ 
ſchen der Geſellſchaft der Harmonie und dem Polizei⸗ 
meiſter Krohn ein Konflikt- entſtanden iſt über das Aus⸗ 
legen der Cenſurbogen des Korreſpondenzblattes. Der 


San 


Polizeimeiſter hatte von der Harmonie verlangt, daß 
dieſes Auslegen, als geſetzwidrig, in Zukunft unterbleibe; 
die Harmonie hatte darauf mit 49 gegen 28 Stimmen 
beſchloſſen, daß, da das Auslegen von Cenſurbogen 
durch kein beſtehendes Geſetz verboten werde, damit, 
wie bisher, fortgefahren werden ſolle. Der Polizeimei⸗ 
ſter wendete ſich nun mit der Bitte um weitere In⸗ 
ſtruktion an die Regierung, und erließ darauf vor we⸗ 
nigen Tagen in Folge höheren Auftrages an die Har⸗ 
monie eine Verfügung, worin ihr das fernere Ausle⸗ 
gen von Cenſurbogen bei Vermeidung einer polizeilich 
zu beſtimmenden Geldſtrafe unterſagt wird. In Ver⸗ 
anlaſſung dieſer Verfügung war geſtern wieder eine Ge⸗ 
neralverſammlung der Harmonie, in welcher, da die 
Geſellſchaft ſich von der Geſetzwidrigkeit des Auslegens 
nicht überzeugen konnte, nach kurzer Debatte mit 51 
gegen 11 Stimmen beſchloſſen ward, mit dem Ausle⸗ 
gen ruhig fortzufahren, es abzuwarten, ob und welche 
polizeiliche Brüche werde erkannt werden, und ſodann 
gegen dieſes Straferkenntniß an das holſteiniſche Ober⸗ 
gericht zu appelliren. Auf ſolche Weiſe wird am ein⸗ 
fachſten eine Entſcheidung der competenten richterlichen 
Behörde über die rechtliche Zuläſſigkeit des bisher von 
der Harmonie beobachteten Verfahrens herbeigeführt 
werden. f 
Oeſterreich. 

* Wien, 22. Juni. Graf Münch⸗Bellinghauſen 
hat dieſer Tage die Bundesverſammlung in Frankfurt 
wieder eröffnet, und ſoll die Aufhebung der Carlsbader 
Beſchlüſſe, in der Art, wie wir ſie vor 2 Monaten 
meldeten, beantragt haben. Von Seite Preußens wird 
hierauf der Vorſchlag zu einem neuen Preßgeſetze er⸗ 
folgen, welches die Majorität der deutſchen Bundes⸗ 
Fürſten zu haben ſcheint. Auch ein, die Ausfuhr von 
Getreide in allen deutſchen Bundesſtaaten betreffendes 
eigenes Bundesgeſetz, nach welchem die Brotfrucht in 
allen Bundesſtaaten zollfrei verführt werden kann, iſt 
beantragt. : 
Großbritannien. 

London, 19. Juni. Ein kurze Diskuſſion über 
die portugieſiſchen Angelegenheiten hat auch die geſtrige 
Sitzung des Unterhauſes eröffnet. Hr. Borthwick 
verlas nämlich eine Reihe von Aktenſtücken, um ſeine 
während der früheren Debatte aufgeſtellten, von Herrn 
Macaulay beſtrittenen Behauptungen zu rechtfertigen, 
insbeſondere was die Wegnahme der Eskadre der Junta 
ohne vorgängige beſtimmte Warnung betrifft; zugleich 
richtete er an die Miniſter die Anfrage, ob dafür Sorge 
getragen ſei, daß die Gefangenen von Torres Vedras 
ſofort aus der Verbannung in Angola zurückberufen 
werden, und ob man der Disziplin der ſpaniſchen Trup⸗ 
pen ſo gewiß ſei, daß man darauf rechnen könne, ſie 
werden ſich ohne Widerſtand aus Portugal zurückziehen, 
ſobald der Zweck der Intervention erreicht ſei. Lord 
Palmerſton erklärte in ſeiner Erwiderung zunächſt, 
es ſei der Junta vor dem Abgange der Expedition des 
Grafen das Antas eine Warnung in ſo unzweideuti⸗ 
gen Ansdrücken zugegangen, daß ſie vernünftiger Weiſe 
nicht habe mißverſtanden werden können. Er habe in⸗ 
deß, ſetzte er hinzu, ſo eben eine Nachricht erhalten, 
welche das, was bisher geſchehen ſei, in den Hinter⸗ 
grund dränge. Es ſeien nämlich am Nachmittage De⸗ 
peſchen aus Paris eingegangen, denenzufolge die por⸗ 
tugieſiſche Regierung am 10ten d. Mts. eine 
vollſtändige und ausnahmsloſe Amneſtie für alle 
bei dem Aufſtande betheiligt geweſene Individuen er 
laſſen und dadurch eine der Bedingungen, welche der 
Intervention zum Grunde gelegt waren, bereits erfüllt 
habe. Die Angelegenheit der Gefangenen von Torres 
Vedras ſcheint der Miniſter in ſeiner Erwiderung über⸗ 
gangen zu haben, und was die ſpaniſchen Truppen be⸗ 
trifft, ſo erklärte er, es ſei noch keine Nachricht von 
dem Einrücken derſelben in Portugal eingegangen (aus⸗ 
genommen iſt die bekannte Unternehmung eines kleinen 
Detachements gegen das vor Valenza ſtationirte Inſur⸗ 
genten⸗Corps des Baron Almargem), auch habe das 
Hauptcorps unter General Concha erſt am 10ten ein⸗ 
rücken ſollen, und es ſei zu hoffen, daß die neue Wen⸗ 
dung, welche die Dinge in Portugal erlangt haben, 
das Einrücken ganz überflüſſig gemacht haben werden. 

ran kreich. 

* Paris, 19. Juni. Cours von heute Zproc. 
771%, §proc. 117¾ , Nordbahn 585. Ich beginne 
meinen Bericht mit dem Börſencours, weil er doch gar 
ſo wichtig zu ſein ſcheint. Eben meldet man aus 
Lyon, daß dort 2 Perſonen verhaftet worden ſind, welche 
ſich Telegraphen nur für die Pariſer Courſe eingerich⸗ 
tet hatten, und zwar Nachttelegraphen, mittelſt großer 
Laternen, auf denen nur die Buchſtaben H (hausse) 
oder B (baisse) ſtanden. Die Entfernung bis Lyon 
war gerade ausreichend, um die Courſe früher dorthin 
gelangen zu laſſen als mit der Poſt. Da aber in Frank⸗ 
reich die Telegraphie ein Monopol der Regierung iſt, 
fo find die Telegraphiſten ſtraffällig. — Gegenſtand des 
Tages iſt der Prozeß des Hrn. E. v. Girardin, über 
dem man den des Hrn. Cubiéres ganz vergißt. Herr 
E. v. Girardin antwortet heute in der Preſſe Herrn 
Guizot auf feine vorgeftrige Rede und erläutert den. 
von dem Miniſter vorgeleſenen Brief. Die Erläuterung 
iſt zwar nicht weit her und Hr. v. Girardin kommt 


aus dem böſen Geruch nicht heraus, daß er daſſelbe 
begehen wollte, was er dem Minifter vorwirft, inde 
ſieht man doch immer mehr, daß die Pairskammer mit 
dieſem Skandal eigentlich gar nichts zu thun hat, ſon? 
dern die Sache rein Hrn. v. Girardin und das Mi⸗ 
niſterium angeht. Man ſagt, daß das Schreiben des 
Hrn. Girardin, welches Hr. Guizot geſtern vorlas, von 
demſelben Herrn, dem es der Briefſteller überſandte, 
Hrn. Guizot mitgetheilt worden iſt. Wie man ſagt, 
hat der Angeklagte Hrn. Paillet zu ſeinem Rechtsbei⸗ 
ftand gewählt. — Die Deputirten⸗Kammer hat geſtern 
einſtimmig den Geſetzentwurf wegen Verlängerung der 
Getreidegeſetze angenommen, und heute den Kredit für 
die Juli⸗Feſtlichkeiten mit 225 gegen 8 Stimmen be? 
willigt. — Ein Artikel von der Schweizer Grenze 
und ein anderer aus Lyon ſagen, daß in der Schweiz 
eine Menge radicaler junger Leute verſammelt ſeien, 
welche Beſorgniſſe erregten 1c. Beide Artikel, von de 
nen einer auch in das J. des Deb. übergegangen it, 
ſcheinen den Weg zu einer Operation zu bahnen, die 
man von anderer Seite her ankündigt, nämlich daß 
eine Intervention in der Schweiz, möglicher Weiſe | 
gar eine bewaffnete, obwohl ſich Frankreich einer ſolchen 
entgegenſtellt, bevorſtehe. — Eine unglaubliche Nach⸗ 
richt iſt hier verbreitet, nämlich die, daß die Königin 
Iſabella von Spanien ihre Miniſter zuſammenberufen 
und ihnen erklärt habe, ſie werde ſich ſcheiden laſſen 
und den Gen. Serrano heirathen. Die Miniſter ſollen 
geantwortet haben, daß ſie für dieſen Fall ſämmtlich 
abdankten. Die Gaceta von Madrid von 14. enthält 
eine Verordnung zur Auftechthaltung der Rechte der 
Prinzeſſin von Montpenſier auf die Thronfolge 
Die Verordnung iſt allerdings unter ſolchen Umſtänden 
bemerkenswerth. — Der ſpaniſche General Baxteras 
welcher den berüchtigten Canonicus Triſtany erſchießen 
ließ, iſt von Banditen ermordet worden. Der Genera 
Capitän hat zum Beſten der Reumüthigen den Termin 
für die Amneſtirten auf 8 Tage verlängert. 
Italien. 40 
SH Nom, 11. Juni. Pius IX hielt dieſen 
Morgen ein geheimes Konſiſtorium. Er eröffnete die 
Arbeiten, die in demſelben abgethan werden ſollten, mit 
einer Allokution an das hohe Kollegium, deren Mitglie⸗ 
derzahl er vermehrte durch Ertheilung des Purpurs an 
von ihm feiner für würdig erachtete Prälaten. Hiernach 
präconiſirte er einige Biſchöfe. — Zu Kardinälen und 
zwar zn Kardinalprieſtern wählte der Papſt 4 Prälaten, 
von ihnen 2 auf den Wunſch des Königs der Franzo⸗ 
ſen. Dieſelben ſind: Monſignor P. Giraud, Erzbiſchof 
von Cambray, geb. den 11. Auguſt 1791 in Clermont; 
Mfgr. C. Dupont, Erzbiſchof von Bourges, geb. 1E F 
Vallafranca in der Diöces Nizza im Jahre 17935 
Mfgr. G. Antonelli, Generalteforiere der apoſtol. Kam 
mer, geb. in Sonino den 2. April 1806 Msgr. G. 
Boffondi, Dekan der röm. Rota, geb. zu Forli den 
24. Oktober 1795. — Das Konfiftorium ſchloß damit, 
daß die neuerwählten Kardinäle den vom kanoniſchen 
Rechte vorgeſchriebenen Eid ſchwuren. 1 
88 Nom, 14. Juni. Der Papſt erſchien dieſen 
Morgen im Conſiſtorialſaale des Quirinals, um den 
Cardinälen Baluffi (Erzbiſchof Biſchof von Imola, creirt 
und publicirt im geheimen Conſiſtorium des 21. De 
zember 1846), Boffondi (creirt und in petto reſervitt 
in demſelben geheimen Conſiſtorium und publicirt in 
dem vom I Iten d. M.) und Antonelli (ereirt und pu? 
blicirt im letzten Conſiſtorium) die Inſignien und Pri- 
vilegien ihrer neuen Würde zu übergeben. Zu dem 
Ende verfügten ſich die genannten drei Eminenzen in 
die Burgkapelle, den von den apoſtoliſchen Conſtitutio 
nen vorgeſchriebenen Eid zu leiſten. Es geſchah dies 
von dem Dekan des hohen Collegii, Cardinal Macchi, 
und den Cardinälen Franzoni, Bernetti, Caſtracane, 
Riario Sforza und die Cardinaldiakonen Riario Sforza 
und Bernetti führten ſie dann ein in den Conſiſtorial⸗ 
ſaal. Hier küßten fie dem Papſte Hand und Fuß, 
wurden von ihm und den Collegen umarmt, erhielten 
Sitz und Stimme in der Verſammlung, worauf ihnen 
Pius IX. eigenhändig den Hut aufſetzte. Bei der Ge⸗ 
legenheit trug Monſignore Gnoli, einer der Conſiſtorial⸗ 
Advokaten, den Verſammelten die Cenonifationds Unger 
legenheit des Padre Caniſius (von der Geſelſchaft Jeſu) 
vor. Das geſammte Collegium erhob ſich nun, um ig 
der obenerwähnten Kapelle dem Te Deum zu a 
ren: Cardinal Macchi las über die Neuerwählten die 
Gebete super electos und nun folgten die gegen, 
gen Beglückwünſchungen. Das Öffentliche nz 
war geendigt, als der Papſt die Cardinäle zu einem zweiten 
geheimen verſammelte. Wie es üblich iſt, ſchloß er in * 12 
ſelben den Cardinälen Baluffi, Boffondi und Antonelli de, 
Mund. Darauf beſtätigte und erwählte er einige Bichee, 
Dieſer Ernennung folgte die Ceremonie des Deffne 
des Mundes der neu 3 Eminenzen und die Uebergabe Did 
Cardinalrings an fie. Dem neu ernannten Erzbiſchol 
von Mailand 175 das Pallium 22 Den Kard- 
Baluffi ernannte der Papſt zum Titular von 
Sa in Parione. Nachdem die neuen Purpz e 
träger zu der Nachmittagſtunde im Gallazuge die ae 
oſtelss 
ſulika St. Peter beſucht und am Grabe des Fri 
ihre Andacht verrichtet hatten, trug ihnen Monſeg, 5 
lio Della Porta die Inſignien des Kardinalats J nd 
Wohnungen. Den Bewohnern des Kirchenſtaats 


felt dieſem Morgen wieder neue glänzende Hoffnungs⸗ 
te für ihre beſſere Zukunft aufgegangen. Pius IX. 
nämlich eine Mota proprio auf 16 Quartſeiten be⸗ 
kannt gemacht, das das veraltete Regierungsgebäude in 
faſt all feinen Theilen umſtürzt und vor allem eine 
neue Adminiſtration des Landes und zwar im Sinne 
der Zeit gründet. Das Mota proprio befteht aus einem aus 
7 Männern beſtehendem Staatsrath, der ſich wöchentlich 
unter Vorſitz Sr. Heiligkeit verſammelt und deliberirt. 
N Osmaniſches Reich. 
Konſtantinopel, 6. Juni. Nach Berichten aus 
Moſſul vom 16. Mai hatte Bederhan Bey, nachdem 
alle ſeine Bitten auf Begnadigung verworfen worden, 
eine defenſive Stellung angenommen. Sein Haupt⸗ 
Seraskier Zeinar hatte mit etwa 300 Mann beim 
Dorfe Alamun⸗Calamun, unweit Moſſul Poſto gefaßt, 
wahrſcheinlich um den Stamm der Neſtorianer von Thiari 
an einem Uebergange zu den Türken zu hindern. Die 
ottomaniſchen Befehlshaber dagegen hatten von allen 
Seiten Truppen vorgeſchoben und die wichtigſten Plätze 
beſetzt. Auch die letzte Stütze Bederhan's iſt nun von ihm 
abgefallen, nachdem der einflußreichſte Chef des Curdi⸗ 
ſtan, Ardeſchir⸗Bey, ſeine Familie in eine auf ein Jahr 
verproviantirte und von 500 Soldaten vertheidigte un⸗ 
einnehmbare Feſte des Landes gebracht, und dann in 
Begleitung von 10 Reitern nach Moſſul floh, wo er 
am 16. Mai eintraf. Der mit Bederhan befreundet 
Bert: Gouverneur von Hakiari, Nurullha Bey, ein 
erwandter des Ardeſchir, ift ebenfalls von der Sache 
des geächteten Kurden Häuptlings abgefallen. — Am 
2. d. M. iſt ein 1300 Mann ſtarkes Garderegiment 
auf dem ottomaniſchen Dampfboote „Eſſeri Dſchedid“ 
nach Tripolis in der Berberey abgegangen. f 
5 (Journ. de Conſt.) 


Zokales und Provinzielles. 


Breslau, 23. Juni. Die hieſige Reſſourcen⸗ 
Zeitung, welche ſich immer mehr der Gunſt des Leſe⸗ 
dublikums erfreut, meldet: „Auf die Eingabe des Vor⸗ 
ſtandes der ſtädtiſchen Reſſource in Betreff der in der 
Reſſource zu haltenden Vorträge hat der Ober⸗Präſi⸗ 
dent v. Wedell, nach Vortrag bei dem Miniſterium, 
jetzt dem Vorſtande die Erklärung gegeben, daß die frü⸗ 
here Beſtimmung, nach welcher nur in Gegenwart eines 
Polizei⸗Beamten Vorträge gehalten werden dürften (wo⸗ 
gegen der Vorſtand proteſtirt hatte), nicht in Wirkſam⸗ 
keit treten ſoll, wenn 1) alle religiöſen und politifchen 
Vorträge ausgeſchloſſen bleiben, 2) das Thema und 
) der Name des Vortraghaltenden dem Polizei-Prä⸗ 
ſidenten vorher mitgetheilt wird, und 4) wenn der 
Ober⸗ Bürgermeiſter oder der Stadtverordnetenvorſteher 
die Verantwortung übernehmen wollen. In Folge die⸗ 
ſes Reſkriptes wird nun der Vorſtand eine Konferenz 

„ wahrſcheinlich aber über die Annahme dieſer 
Bedingungen nichts beſtimmen, ſondern eine General: 
erfammlung zuſammenberufen, dieſer feine Anſicht 
vorlegen und es dann dem Beſchluſſe der Majorität 
überlaſſen, ob unter dieſen Bedingungen Vorträge ge⸗ 
halten werden ſollen oder nicht. 


Breslau, 23. Juni. Am 12. d. Mts. wurde 
hierſelbſt ein Diebſtahl eigener Art begangen. Es wur⸗ 
de nämlich an dieſem Tage ein ganzer Kachel⸗Ofen 
entwendet! Gewiß ein ſonderbarer Gegenſtand für ei⸗ 
nen Diebſtahl. — Am 20. d. Mts. Nachmittag um 
5 uhr bemerkte der auf der kleinen Domſtraße Nr. 3 
wohnende Glockenläuter Ulbrich, daß aus dem zum Ka⸗ 
pitelhauſe in der großen Domſtraße Nr. 13 gehörigen 
Hintergebäuden Rauch herausquoll; er begab ſich ſo⸗ 
fort durch das Kapitelhaus an die bezeichnete Stelle, 


und fand daß eine Wittwe kurz vorher glühende Aſche R 


in die Düngergrube geſchüttet hatte, wodurch der Dün⸗ 
ger in Brand gerathen war. Der Tagarbeiter Hau⸗ 
fein, Mühlgaſſe Nr. 14, welcher bald nach dem Ulbrich 
anlangte, löſchte das Feuer in der Düngergrube durch 

bergießen des Düngers mit Waſſer. Ueber der Dün⸗ 
gergrube befinden ſich hölzerne Abtritte, und neben die⸗ 
fen maſſive Holzſtälle, fo daß das Feuer, welches hier⸗ 
nach einen gefährlichen Umfang nicht leicht gewinnen 
konnte, bald gelöſcht wurde. (Bresl. Anz.) 


+ Breslau, 23. Juni. Der Schauſpieler und 
Ober⸗Regiſſeur am großherzogl. Hoftheater zu Weimar, 
err Genaſt, von feinem Gaſtſpiel aus Wien zu: 
kücktehrend, wird auch bei uns in den nächſten Tagen 
einige Gaſtvorſtellungen geben. Wir glauben um, fo 
mehr das Publikum auf dieſen Darſteller aufmerkſam 
wachen zu dürfen, als er Einer von den Jüngern iſt, 
die noch unter Meiſter Göthes Leitung geſtanden und 
aus dem Munde des unſterblichen Sängers die Lehren 
r Kunſt vernommen haben. 
1 


d. Kunſtausſtellung. 
- (Schluß.) 
fe Vorbemerkung. Der Ref. über die Kunſtaus⸗ 
lung in der ſchleſ. Ztg. bemerkt in feiner Beurthei⸗ 
And dom 17. Juni, „daß ein dahin geſchiedener 
Antireformatoriſcher die Aufſtellung des 


— 1637 8 
gt ofen Reformationsbildes von Roſenfeldet, 


vor Jahren hintertrieben habe. Hiermit 
könnte nur der Baron von Stein, oder der 


* 


Profeſſor Herrmann gemeint ſein. — Beide nicht 


mehr am Leben, können ſich auch nicht mehr verthei⸗ 
digen; Keiner trägt an der Sache eine Schuld, fie 
verhielt ſich ganz einfach folgendermaßen: Die Her⸗ 
ſendung des ſehr umfangreichen Bildes; war an die 
Bedingung geknüpft, daſſelbe aus keiner feiner 
Berahmungen herausnehmen zu dürfen. Hier⸗ 
durch wurde zum Transport, zu Lande, ein beſonderer 
Wagen erforderlich, — die Koſten auf einige und 
60 Thlr. berechnet. Dieſe Schwierigkeit beſeitiget, 
ſo war es eben ſo unmöglich ein Lokal zu finden, 
welches das Bild — im Rahmen aufzunehmen im 
Stande, als eine Thür, durch welche es hätte durch⸗ 
gelaſſen werden können. Nur wenn, wie bei den gro⸗ 
ßen Gemälden dieſer Ausſtellung, die Bilder aufgerollt 
transportirt, und die Rahmen zerlegt werden dürfen, 
iſt ihre Aufſtellung möglich. Aus dieſer einfachen 
Darſtellung wollen billige Beurtheiler der Ausſtellungen 
und Freunde der Kunſt und der Wahrheit, auch an⸗ 
dere Schlüſſe zu ziehen, erſucht ſein. 

Nicht als ob wir uns anmaßen wollten, alles was 
ſchön und gut iſt, den Beſchauern anzuführen, oder 
eine wegwerfende Kritik, die niemals frommt und nur 
erbittert, über weniger Gelungenes zu üben, müſſen 
wir des Raumes wegen uns beſchränken, und uns nur 
hin und wieder mit Andeutungen begnügen. 

Die Zahl der Figurenbilder, wie wir ſchon 
bemerkt, iſt an ſich nicht groß — auch nicht an vie⸗ 
lem hoch Ausgezeichneten reich, wohl aber an vielem 
Guten und Erfreulichen. Eines der auffallendſten Bil⸗ 
der iſt das der Frau Eliſe Baumann⸗Jerichau 
aus Warſchau, derzeit in Rom, Nr. 46: Ein einge⸗ 
ſchlummertes Ciuccigrenkind? welches mit 
einem Lamme, loder dieſes mit ihm) ſpielt. Man 
wird ſich erinnern, was öffentliche Blätter vielfach von 
dieſer Künſtlerin rühmten, und wie hoch ſie in der 
Kunſt geſtellt wurde, namentlich wegen ihres gelunge⸗ 
nen und tüchtigen Kolorits. Auch das hier befindliche 
Bild iſt ſehr belobt worden. Obwohl nun nicht ge⸗ 
läugnet werden kann, daß es eine höchſt beſondere Eiz 
genthümlichkeit in der maleriſchen Auffaſſung darthut, 
auch ein ebenſo eigenthümliches Kolorit; — und un⸗ 
erachtet auch der Gegenſtand recht fein empfunden iſt, 
ſo würde doch gerade dieſes Gemälde nicht im Stande 
fein, jene preiſenden Anzeigen, zu beſtätigen. 

Viel mehr als dieſes Bild, find die Bilder Bü r⸗ 
kels im Stande, uns wegen ihrer großen Sauberkeit 
und herrlichen Behandlung und feinen Empfindung zu 
intereſſiren. Nr. 99, der Transport von Gefange⸗ 
nen, und die reichſtaffirte Winterlandſchaft, 
Nr. 98, ſind Bilder — wir ſtellen ſie in die Mitte 
zwiſchen Landſchaft⸗ und Figurenbildern — die zu den 
gelungenſten Bijouterien unſerer Ausſtellung gehören. 
Ein wahrer Juwel iſt aber Nr. 615, von demſel⸗ 
ben Meiſter: Gegend im baierſchen Oberlande, 
bei herannahendem Gewitter. Man wird nicht 


leicht eine feinere Auffaſſung mit gleich ſorgfältiger. 


Ausführung, ſelbſt bis in das Einzelne gehend, finden, 
wie in dieſem kleinen Bilde. Zu den humoriſtiſchen 
und wohlgelungenen Genrebildern, rechnen wir die naive 
Darſtellung von Baum ann, Nr. 49: Litthauiſche 
Mädchen, die ſich zum Kirchgang putzen, und 
van Embdens, Schulmädchen, Nr. 135. — Ob: 
wohl letzteres nicht den Reiz hat, wie frühere Kinder⸗ 
Bilder dieſes Meiſters. Cautaerts junges Mädchen, 
welches einen Papagai füttert, Nr. 101, iſt mit der 
farbenreichen Pallete der neuern belgiſchen Maler, ohne 
einen eigenthümlichen Eindruck zu hinterlaſſen, gemalt, 
welcher Farbenglanz dem römiſchen Mädchen von 
temp, Nr. 395 mangelt, wogegen dieſes offenbar 
viel natürlicher iſt. Die Raſt am Brunnen, 
Nr. 328, von Meyerheim, iſt ein neuer Beweis 
der ſchönen Auffaſſung, und Behandlung eines Meiſters, 
dem man überall gern begegnet. Erinnerung an die 
thatenreichen Kriegsjahre, in der Scene von Rech⸗ 
lin, Nr. 382, wo ein freiwilliger Jäger von einem 
Landwehr⸗lanen verwundet aus der Schlacht getra⸗ 
gen wird; — wird manche Saite des Herzens wie⸗ 
der erklingen laſſen. Nachdem Hr. Schiavoni auf: 
gehört hat, uns Bilder üppiger Geſtaltungen vorzuführen, 
und ſich dem charakteriſtiſchen Genre zuwendet, wird 
er — weil das nicht ſein Genre iſt, viel von der 
Bewunderung verlieren, die ihm ſonſt gezollt wurde. — 
Die Beweiſe in ſeiner Betenden und in ſeinem Ta⸗ 
rator, Nr. 424 und 25, liegen ganz nahe. — Ein 
längſt nicht hier geſehener Künſtler, hat in Nr. 449 
eine bekannte Scene aus Donna Diana — und 
zwar eine der zarteſten, dargeſtellt, gewiß nicht ohne 
maleriſchen Werth, aber doch nicht in der poetiſchen 
Tiefe des Dichters. Steffeck, ein geübter Thierma⸗ 
ler, hat ein recht lebensvolles und naturtreues Bild, 
römiſcher Stier zum Schlachten geſchmückt, 
Nr. 449, aufgeſtellt; und Albrecht Adam, ein vor⸗ 
treffliches Pferde-Gemälde, Nr. 36, mit gewohn⸗ 
ter Eleganz und Natur⸗ Beobachtung. Von neuern 
italieniſchen Meiſtern ſehen wir nur ſehr ſelten bei 
uns Werke der Kunſt; ſie bleiben uns faſt ganz un⸗ 


bekannt — ebenſo ſolche Werke der Kunſt, die von 


deutſchen Meiſtern in Italien erſcheinen. Man darf 
es daher Herrn Wieland Dank wiſſen, wenn er uns 
in recht gelungener Nachbildung eines der Gemälde 
neuerer Zeit mittheilt: „Die Beichte nach Domi⸗ 
nico Mottani, Nr. 567, ein Bild, welches ſehr le⸗ 
bendig — vielleicht für den Gegenſtand in zu großem 
Maaßſtabe — uns eine ſchöne reuige Sünderin vor 
Augen ſtellt. Auch von Wiener Künſtlern haben wir 
ſehr ſelten Gelegenheit, Gemaͤlde zu ſehen. Amer⸗ 
ling, ein Bildnißmaler von bedeutendem Rufe, ſcheint 
— aus den uns mitgetheilten Kopien zu urtheilen, 
nun auch dem Geiſt der Zeit in einer ganz beſonders 
brillanten Manir zu huldigen. Die Orientalin, Nr. 568, 
und die Lautenſchlägerin, Nr. 569 — der erſten Ausſtel⸗ 
lung, waren hierher zu rechnen. Wir kennen die Ori⸗ 
ginale nicht, aber wir glauben doch, daß die ältere und 
weit ſolidere Malerkunſt dieſes Meiſters — den Vor⸗ 
zug vor ſeiner letztern verdienen dürfte. — Wir wie⸗ 
derholen es — dieſe Manieren erinnern uns an die 
reichen Melodien und Etüden unſerer Tage, die gewiß 
verklingen werden, wie ſchön fie uns auch erſcheinen; 
ſo auch die bunten Bilder unſerer Tage. 

Von den Landſchaften „wollen wir, da ſich unter 
denſelben ſo ſehr viel Schönes, und ſelbſt manches 
Ausgezeichnete findet, nur einige der vorzüglichſten 
nennen. Hierher zählen wir zuerſt die drei, uns von 
Sr. Majeſtät dem Könige huldreich verwilligten: 1) Die 
prachtvolle Anſicht des Garda-Sees, Nr. 146; ein 
ſchönes Abbild jener reizenden Landſchaft. Dann 2) die 
Propyläen von Kretzſchmer, Nr. 288, die uns 
die Erinnerung vormaliger Größe in dem eben ſo gro⸗ 
ßen Verfall vor Augen lebhaft ruft, und eine Bevöl⸗ 
kerung im Rauſche des Vergnügens, wenig geeignet, 


jene großartigen Geſinnungen des ſchönſten Zeitalters 
der Kunſt zu begreifen; 


endlich 3) die phantaſtiſche 
Landſchaft von Max Schmidt, Nr. 438: die Ebene 
von Magneſia, ebenſo voll Erinnerungen vergange⸗ 
ner Größe, die gegenwärtig die Stille einer Wüſte 
deckt, welche nun, ſtatt kampfluſtiger Krieger, das 
träge Kameel langweilig mit Kaufmannsballen 
durchzieht. Dieſe drei landſchaftlichen Bilder ſte⸗ 
hen allen andern voran. An dieſe ſchließt ſich, 
gleich große Erinnerungen weckend und von wohl glei⸗ 
chem Werth, das Gemälde von Kannegieſſer, Nr. 283, 
Athen mit der Küſte von Epidaurus, ein tief 
und wahr empfundenes kräftiges Landſchaftsbild. Als 
kleinere aber auch treffliche Landſchaften ſind noch zu 
nennen die von Schirmer in Düſſeldorf Nr. 430— 
429, von denen wir unbedenklich die erſte vorziehen. 
Die von Scheins, Nr. 421, ſehr poetiſch und fein 
aufgefaßt. Perrots Fahrt nach Sorrent, Nr. 362. 
Die ländliche Scene von Eberle, Nr. 124. 

Sehr reich iſt die Ausſtellung an Bildniſſen; und 
Breslau darf ſich gegenwärtig einer Reihe von treffli⸗ 
chen Portraitmalern rühmen. Unter den aufgeſtellten 
und ſelbſt den kleineren, finden ſich nur einzelne mit⸗ 
telmäßige, und in der That wenig Schlechtes. Von 
Reſch unter einer Reihe von Nummern, von Nr. 384 
bis 390, eine Anzahl charakteriſtiſch dargeſtellter Bild⸗ 
niſſe, unter denen ſich die von älteren Perſonen als 
ganz vorzüglich gelungen auszeichnen, — wir dürfen 
nur eines mit Namen nennen — Retſch in Dres⸗ 
den, um dem Künſtler auch in der Darſtellung eines 
bekannten Mannes die richtige hiſtoriſche Auffaſſung zu 
ſichern. Keil hat uns nicht alle die verſprochenen 
Portraits, von Nr. 257—265, zu unſerm Bedauern, 
geben können, und unter den größeren zwei uns früher 
ſchon bekannte, die gewiß gern wieder geſehen worden 
ſind, und die Beſchauer erfreut haben. Von Zim⸗ 
mermann waren vorzugsweiſe zwei wohl getroffene 
und ſchön gemalte Bildniſſe vorhanden, das eines uns 
wohl bekannten hohen Militärs, von ergreifender Aehn⸗ 
lichkeit, und eine liebliche Kindergruppe, Nr. 584 und 
Nr. 583. 

Eine andere, höchſt liebliche und vortrefflich dargeſtellte 
Gruppe von Kindern, Nr. 240, hat uns ungemein er⸗ 
freut; indem wir in dieſem ſchönen Bilde wieder unſe⸗ 
rem hochverehrten Landmanne, Profeſſor und Direktor 
Hübner zu Dresden begegnen und in ſeinen Kunſt⸗ 
leiſtungen begrüßen konnten. Beide König haben 
gleichfalls unſere Ausſtellung bereichert, der jüngere mit 
dem wohlgetroffenen Bilbniß ſeines von uns ſo verehr⸗ 
ten Vaters, Nr. 279. Der Vater ſelbſt, ſchon in hohen 
Jahren, mit einem noch friſchen Geiſte in ſeinem Bilde, 
Nr. 278. Außer dieſen in brillantem Styl: Rothe, 
mit Porträts, die noch ohne Nummer ſind, und Wie⸗ 
land, mit einem Bildniß, welches nur in der erſten 
Ausſtellung zu ſehen war und einen bekannten Mit⸗ 
bürger ſehr ähnlich darſtellte. 

Unter den jüngern Künſtlern, welche in dieſer letz⸗ 
ten Zeit Bildniſſe gemalt und zu der Ausſtellung ge⸗ 
geben, zeichnen ſich vorzugsweiſe aus: Julius Wan⸗ 
del, von Nr. 552— 557, durch eine durchdachte Aus⸗ 
führung und in dem einen Oelbilde durch ein kräftiges, 
warmes Kolorit. Eben fo Heidenreich durch ein 
eben fo ähnliches als trefflich gemaltes Porträt eines 
wohlbekannten Kaufmanns. Fräulein Emilie Moſe⸗ 
wius begrüßen wir mit wahrer Theilnahme und Freude, 
und heißen ſie in dieſem Kreiſe freundlich willkommen 


(610—12 u. andere), der fichern Hoffnung, daß, wie 
ſie gegenwärtig ſo glücklich in charakteriſtiſcher Auffgſ⸗ 
ſung ſich auszeichnet, ſie gewiß in naher Zeit den be⸗ 
ſten Bildnißmalern ſich wird zur Seite ſtellen dürfen. 
Außer dieſen Bildniſſen find noch don jüngern Künſt⸗ 
lern die von Tilch und Bolte rühmlichſt zu nennen. 
8 Indem wir dieſen Bericht ſchließen, ſendet uns noch 
Höcker, Nr. 227, ein landſchaftliches Gemälde, Tropf⸗ 
ſteinhöhle bei Hamm, welches eben fo das Inter⸗ 
eſſe der Naturforſcher, als das der Freunde eigenthüm⸗ 
licher Naturdaxſtellungen erregen wird. 
Die Plaſtik iſt auf unſern Ausſtellungen immer 


5 weniger bedacht, als die Malerkunſt. Unterdeſſen hat 


unſer Mächtig doch eine Anzahl ſehr gelungener und 
anſprechender kleiner Statuetten, Büſten und Me⸗ 
dalllons aufgeſtellt, Nr. 2 — 9, die alle Beſchauer 
unbedingt erfreuen und den Wunſch lege machen, 
auch einmal größere Werke in unſerer Sammlung 
begrüßen zu können. In ſeinem Schüler Jan⸗ 
der begrüßen fir mit wahrem Vergnügen 
ein ſich entwickelndes Talent, welches in der erſten 
Darſtellung feiner Arbeiten Nr. 10 — 16, zu ſchönen Er⸗ 
wartungen berechtigt. Ein anderes junges aufkeimen⸗ 
des Talent lernten wir in Johann Janda bei der 
erſten Hälfte der Ausſtellun kennen, welches ſich frei 
entwickelnd, ſchon in der ferfigen Gabe geſchickter Nach⸗ 
bildung und kleinerer Selbſtſchöpfungen (Nr. 605 bis 
609) den Beweis an den Tag legt, daß er zu Beſſe⸗ 
rem und Bedeutenderem berufen ſei. Solchen ſelbſt 
hervorgetretenen Künſtlern, namentlich in der Plaſtik, 
darf man nur noch die gründliche Ausbildung 
wünſchen, um gewiß zu fein, daß fie dann ihres Zie⸗ 
les nicht verfehlen werden. x 
Von andern plaftifhen Arbeiten ſollen die zuerft 
genannt ſein, welche aus dem galvanoplaſtiſchen Inſti⸗ 
tut des Herrn Baron von Hackewitz hervorgegan⸗ 
gen ſind (Nr. 24 — 20), unter denen das Herkules: 
ſchild, die Amazonenſchale und die Blücher⸗ 
Blüte in aller Abſicht die vorzüglichſten waren. In 
dieſer durch den Begründer des Inſtituts in eine ganz 
neue Phaſe getretenen Galpanoplaſtik, ſehen wir eine Ex⸗ 
ſcheinung, deren Folgen ſich gar nicht berechnen Lafjen, 
und von der man eine der größten Veränderungen in 
der bildenden Kunſt zu erwarten hat. f 
Zwei Pokale, der eine von Theodor Vollgold, 
ber andere von verſchiedenen Künſtlern, geteichen 
wie der Austellung zur Zierde, fo den Verfertigern zum 
Lobe. Der Pokal von Vollgold iſt Eigenthum der 
Gate Liedertafel und iſt im mittelalterlichen 
eſchmack, und eben ſo eee d 
gedacht als kunſtreich und einfach ausgeführt. Der 
Andere, trägt allerdings den Mangel der Einheit an 
und in ſich, wie es nicht anders kommen kann, wenn 
ſich die Verſchiedenheit der Anſichten an ein ſolches 
Werk begiebt. Allein es iſt ein ſchönes und in feinen 
9 1 wohlgelungenes und ſauber en Kunſt⸗ 
werk, deſſen Zweck außerdem manche Mängel entſchul⸗ 
digen wird. — Vortrefflich und im geläutertſten Ges 
ſchmack nach einer Zeichnung von Semper iſt das 
dell zu einem Pokal von Seelig, Nr. 638. 
Schließlich gedenken wir noch eines künſtlichen Schnitz⸗ 
werkes, in einem der ſchwierigſten Materiale, aus der 
Werkſtatt des Hoflieferanten des Könige, Winter: 
feld, . ee „nämlich eine Arbeit von Bern⸗ 
ſtein. Es iſt eine Art Vaſe mit dem Aufſatz einer 
Figur, und ſomeit unſere Kenntniß in ſolchen Selten⸗ 
heſten reicht, eine der bedeutendſten Arbeiten in dem 
genannten Stoffe. Nach beendigter Kunſtausſtellung 
werden wir eine kurze ſtatiſtiſche Ueberſicht derſelben 
nachliefern * — e.— 


Breslau, 23. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
iſt am hieſigen Ober⸗Pegel 20 Fuß 6 Zoll, am Unter⸗ 
Pegel 11 Fuß 8 Zoll; mithin iſt das Waſſer ſeit ge⸗ 
ſtern am erſteren nur um 2 Zoll und am letzteren um 
7 Zoll wieder gefallen. f 
Koſel, 23. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 22. Juni früh 6 Uhr am hieſigen Oberpegel 15 Fuß 
9 . — Unterpegel 14 Fuß 4 Zoll, Mittags 12 
Uhr am Dberpegel 15 Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 14 
5 4 Zoll, Abends 6 Uhr am Sberpegel 15, Fuß 7 
Zoll, am Unterpegel 14 Fuß 1 Zoll; am 23. Juni 

früh 6 Uhr am Sberpegel 15 Fuß 3 Zoll, am Unter⸗ 
pegel 18 Fuß 5 Zell. ee c 
Mi ein, 22. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
war am 22. Juni früh 6 uhr am hieſigen Oberpegel 
13 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 6 Zoll; früh 
o uhr am Oberpegel 13 Fuß 7 Zoll, am Unterpegel 
12 Fuß 8 Zoll; Mittags 12 Uhr am Obeepegel 13 
Fuß s Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 9 Zoll; Nachmittags 
4 üht am Oberpegel 13 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 
12 Fuß 8 Zoll. 9 bin 3 
Brieh, 23. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
war am 17. Juni früh am hieſigen Oberpegel 21 Fuß 
2 Zoll, am Unterpegel 18 Fuß 4 Zoll, der höchſte 
Stand; am 22. Jun Mittags am Oberpegel 19 Fuß 
6 Zoll, am Unterpegel 18 Fuß, der miedrigſte Stand; 
am 23. Juni früh 8 Uhr am Oberpegel 19 Fuß 7% 
Zoll, am Unterpegel 16 Fuß 2 Zoll. Das Waſſer ift 
wieder im Wachſen. N Br 20 


— 1638 — 

Liegnitz, 21. Juni. Nach einem geſtern den gan⸗ 
zen Tag und die heutige Nacht anhaltenden Regen if 
hier die Katzbach bedeutet iſchwelen. Traut 
Nachtichten von Waſſersgefahr aus der nahen Oderge⸗ 
gend trafen hier ein; einge Dämme ſind namentlich 
bei Maltſch durchbrochen worden; bei einem ſolchen 
Dammbruch bei Schlaupe, Neumarktſchen Kreifes, find 
20 auf einer Wieſe mit Heumachen beſchäftigte Men⸗ 
ſchen von den Fluthen ereilt worden und ertrunken. 

N ö (Stadtblatt. ) 


= Hirſchberg, 22. Juni. (Merkwürdige 
Naturerſcheinung.) Man hat in verſchiedenen Ge⸗ 
genden des Hirſchberger Thales, beſonders um 
Fiſchbach, Warmbrunn, Hermsdorf u. a. O. Haufen 
von Körnern, die den Getreldekörnern ſo ähnlich ſehen, 
wie ein Ei dem andern, gefunden, und der gemeine 
Mann iſt darüber der Meinung, als habe es „Manna“ 


geregnet. Jene Körner, die man metzenweiſe geſammelt 


hat, ſind jedoch weiter nichts, als die Wurzelknollen ei⸗ 
ner Pflanze, die unter dem Namen Schmirgel oder 
Scharbockskraut bekannt iſt. Man findet ſie in 
zahlreicher Menge an ſumpfigen Ufern, auf Wieſen und 
Fluren. In der Regel ganz von Erde entblößt, wo 
ihre Wurzelknollen durch den anhaltenden und ſtarken 
Regen in den letzten Tagen von den Mürzeläften 
losgelöſt und zuſammengeſchwemmt worden; denn 
man kann an jeder einzelnen Knolle diejenige Stelle, 
wo ſie mit der Wurzelfaſer zuſammengehangen hat, 
deutlich erkennen. Das Innere der kleinen Knol⸗ 
len gleicht dem einer roh aufgeſchnittenen Kattof⸗ 
fel, und ihr Geſchmack iſt dem eines Erdapfels ſehr 
ähnlich. Ich habe übrigens Gelegenheit gehabt, die 
verſchiedenſten Urtheile über dieſe Erſcheinung zu ver⸗ 
nehmen und liefern manche unter ihnen leidet den Be⸗ 
weis, daß der Aberglaube noch immer viele Anhänger 
im Volke zähle. Manche haben die geſammelten Kör- 


ner in die Mühle geſchickk, um fie dort mahlen zu laf⸗ 
if das Phänomen allerdings un⸗ 


fen. Den Phyſtkern 
ter dem a e bekannt. 


Eiſersdorf, 16. Juni. Unſer ſchönes Thal iſt 
durch das Gewäſſer der hochangeſchwollenen und reißen; 
den Biela in dieſen Tagen hart mitgenommen worden. 
Durch den bei Nordweſtwind ſeit mehreren Tagen, na⸗ 
mentlich aber am 12. und 13. d., Mts. heftig herab⸗ 
fteömenden Regen, erreichte dieſelbe am 13ten und in 
der darauf folgenden Nacht eine Höhe, die, wie man 
vielfach annimmt, von der 1829 nur um ungefähr 3“ 
überſtiegen war, durchbrach an zwei Stellen mit ge⸗ 
waltigen Waſſermaſſen das Ufer, riß Geſträuch und 
Uferland mit ſich fort, verſandete und verſchlemmte 
Gras und andere Früchte, und zerſtörte den Dorfweg. 
Mehrere Häufer waren vom Waſſer mehr oder weni⸗ 
ger bis an die Fenſter umſpühlt und bedroht, und 
wirklich bedurfte es nur noch einer kleinen Steigerung, 
um die Scenen einer 18 jähr. Vergangenheit erneuert zu 
ſehen. Was das Ufer und die Mühlenwehre gelitten, 
wird erſt nach dem Falle des Waſſers recht ſichtbar 
werden. In Ullersdorf ſcheint ſich der angerichtete Scha⸗ 
den bei ſeiner breiten, mit Geſträuch bebauten Aue faſt 
nur auf herrſchaftliche Uferbauten zu beſchränken, da⸗ 
gegen ſoll Kunzendorf und Reyersdorf ſehr hart mit⸗ 
genommen ſein. Dort ſind mehrere Wehre, Brücken 
und Stege weggeriſſen oder doch zum Theil zerſtört, 
einige Chauſſeeſtrecken total ruinirt und der Verluſt an 
Boden, Früchten und Gras wohl ſehr bedeutend. In 
Kunzendorf ſchwamm ein von Holz geſchrotenes Haus 
ganz mit fort, welches ſich am Ullersdorfer Müh⸗ 
lenwehre erſt zerſchellt haben ſoll. Den hier durch⸗ 
ſchwimmenden, verſchiedenen Ackergeräthſchaften nach zu 
urtheilen, müſſen auch Bauergehöfte von der Waſſerfluth 
gelitten haben. Möchten gute Menſchen den Verun⸗ 
glückten mit milden Gaben der Liebe beiſpringen. 

e mn Mn} GGlaz. Volesbl.) 


ter dem Namen: „Deutſche Hagels⸗Verſiche⸗ 
gc u 
un an, 
ohn⸗ 


fage der Gegenſeitigkeit folgen wind. D 
25 Geſellſchaft 8 von dem k. Mini⸗ 


fterium des Innern beſtätigt. — Der katholſſche Schullhrer⸗ 
Jubilar Ignatz Lauſchner in Lichtenberg, Kreis Grottkab, 
iſt durch Gnade Sri Maßfeſtät des Königs, mit dem all⸗ 


g iſt zum Cgorrec ehrer Grötſchel, zum 
W an der e er zu Groß⸗ Strehlig er: 
die durch Verſetzung des katholiſchen Schullehrers 
Kreiſes, erledigte 


bedeutend im Anſchtwellen. Traurige 


Fried, Redlich aus Pommerzi on erlin ya 
Cart Steller aus Neuſalz 18 In 8 Ki AR F 
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hoch andere deutſche 


(later See 
— Aargauiſche Blätter melden folgende wid, 
1 


Städte, wie unter anderen Berlin, 


Erfindung: „Hr. Schauenberg, Koiffeur in Zofing 
hat eine Maſchine erfunden, vermittelſt welcher m 
Zeit von 10 Minuten 10 Mann kaſtten kann. Ders 
ſelbe hat ſchon ſeit 2 Jahren daran ſtudirt und a 4 
bald alle Hoffnung auf, daß es ihm gelingen werde. 
— (London.) Das „Morning Ehronicte“ theilt 
den Plan eines Herrn Rodgers mit, der nichts Gerin⸗ 
geres bezweckt, als eine 10,000 (engl.) Meilen lange 
Eiſenbahn durch Europa und Aſien zu bauen, um Lon 
don und Paris mit Canton und Sſtindien und allen 
großen Städten auf dieſer ungeheuren Strecke zu ver 
binden. Dieſe koloſſale Eiſendahn ſollte über Pari, 
München, Wien, Belgrad und Konſtantinopel gehen, 
dann durch Syrien, Perſien, Beludſchiſtan und 7 
nach Oudipur und Calcutta und durch das Bit 
ſche Reich und den nördlichen Theilen von Cochinchin 1 
77 Inn 


nach Canton. id 
— (London) Es werden jetzt Vorbereitungen 
getroffen zur Yuffuhuung der arktiſchen Expedition des 
Sir J. Franklin, von der bekanntlich ſeit längerer 
die Nachrichten fehlen. dieſen Tagen ſchifft 
eine Abtheilung der Freiwilligen des Sappeur⸗ und 
Minir⸗Corps nach der Hudſons⸗Bal ein, um dort zu 
überwintern und im nächſten Frühjahr unter Leitung 
des Dr. Richardſon die Reiſe zur Aufſuchung der Ex⸗ 
pedition in den Polargegenden anzutreten, falls bis 
dahin keine Nachrichten von derſelben eingegangen ſind⸗ 

— Das vielleicht inhaltreichſte Blatt von allen mitt 
den letzten Poſten angekommenen deutſchen Blättern. 
das zugleich aber factiſch inhaltleerſte von allen dieſen 
Blättern iſt die letzte Nummer des Stuttgarter 
Beobachters. Außer dem Titel, der Angabe des ver⸗ 
antwortlichen Redacteurs, der Bezeichnung ſeiner 4 
Seiten mit Seitenzahlen hat ſich dieſes Blatt frei von 
aller Druckerſchwärze gehalten. (Berl. 3.50 

— Die Gazzetta di Venezia meldet aus Ferrara 
vom 15. Juni: „Unſere Stadt iſt am geſtrigen Abend 
durch ein ſchreckliches Verbrechen in Beſtürzung verſetzt 
worden. Der Baron Flaminio Baratelli' wurde um 
halb 10 Uhr Abends auf offener Straße meuchlings 
ermordet. Er erhielt einen Schlag mit einem Stocke 

uf den Kopf und vier Dolchſtiche in die Bruſt, die 
ihn auf der Stelle tödteten. — Dieſer gräuliche Vor⸗ 
fall macht allgemein den ſchmerzlichſten Eindruck. Mat 
erzählt, der Ermordete habe wenige Tagk zuvor eine 
geheime Anzeige von dem ihm drohenden Schickſal er⸗ 
halten. An der Stelle, wo die Unthat verübt wurde, 
fand man einen Hut: die Juſtiz iſt eifrigſt bemüht, 4 
den Thätern auf die Spur zu kommen. ö 
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N Verzelch ul! Ra * 
derjenigen Schiffer Weich am 21. Jun Biogau Mond, 


aufwärts paſürten. 

Schiffer oder Steuermann: Sadung von 
Carl Stromer aus Biezel a. H. Güter Hamburg 8 
Aug. Kliſche aus Köben ee ſalz i 


nach 18 


2 
Der Waſſerſtand am pegel der großen Oderbrücke iſt bene 
15 Fuß 1 Zell. Windechtung: Weſt. 


mi deer Belge. 


W eollmarkts⸗Bericht. 2 

h Berlin, 21. Juni. Wie ſchwer es iſt, einen Bericht 
5 ” geben, der alle Betheiligte befriedigt, hat man erſt kürze 
ch bei dem Breslauer Wollmarkt erfahren. Die Haupt: 
Tendenz eines Berichtes iſt aber die Wahrheit, und um die⸗ 
fſelbe zu erkennen und ‚fie auszuſprechen, braucht man nicht 
udirt zu haben. — Die Anordnungen der Behörden und 
die firenge Befolgung derſelben bei dem hieſigen Wollmarkte 
verdienen die vollſte Anerkennung. Vor dem 18ten war es 
I Hit erlaubt, Wolle auszulegen und zu verwiegen. An die⸗ 
ſem Tage begann der Markt, ſo daß ſämmtliche Verkäufer 
und Käufer gleiche Vortheile genoſſen. Es wurden zue 
die beliebteſten und gut gewaſchenen Parthien herausgeſucht 
und für dieſe bezahlte man einen Avance von 3 5 5 Rtl, 
pr. Ctr. gegen vergangenes Jahr; ja einige Schäfereien, wo 
die Waſche beronders gelungen war, holten ſelbſt etwas mehr. 
Der gte war der Haupttag des Marktes, im Laufe deſſel⸗ 
ben drückten ſich indeſſen die Preiſe, man konnte mit 2 & 
3 Nil Aufſchlag willig kaufen, viele Schäfereien erhielten nur 
die vorjahrigen Preiſe und es ſind Falle vorgekommen, wo 
bel ſchlechter Wäſche auch noch unter den vorjährigen Prei⸗ 
fen verkauft worden iſt. — Mit einem alten Beſtande von 
nur circa 5000 Etr. betäuft ſich das zu Markt gebrachte 
Quantum suf circa 82000 Etr. Aus den, vor der Schur 
von den Händlern gemachten Kontrakten, und den Reſten der 
vorangegangenen Märkte, die großentheils nach hier dirigirt 
worden find, laßt ſich diefer Zuwachs gegen vergangenes Jahr 
leicht erktären. Am beliebteſten waren hier die guten Mit⸗ 
telwollen in den Preiſen von 65 A 75 Rtl. woraus auch das 

Haupt⸗Quantum unſers Marktes beſteht. 5 
Die Preiſe ſtellten ſich für: hochfeine Wollen 95 a 110 
Rtl., feine 80 à 90 Rtl., fein mittel 70 3 75 Rtl., mittel 
Rn a 65 Rtl., ordinaire 45 & 55 Rtl., Pell⸗ und Schweiß⸗ 

a 60 Rtl. 31 1 


— 


\ Theater- Nepertoire: . 
Donnerstag: „Das kleine Nothkäpp⸗ 
chen.“ Feen⸗Oper in 3 Akten, Muſik von 
Boyeldieu. 0 ' j 
Freitag, neu einftubirt: „Die Nag 
i ih, Pi engemälde in 5 Akten von 
— er er rerger, Herr 
Fenaſt, vom großherzogl. Hoftheater in 
Weimar, als erſte Gaſtrolle. Anton, Herr 
Paetſch, vom k. k. ſtändiſchen Theater in 
Prag, als zweite Gaſtrolle. 
E Berlobungs- Anzeige. 
Die Verlobung meiner Tochter Aügufte 
Mit dem Herrn Louis Kaiſer beehre ich 


8 wir 


| duch Verwandten und Freunden, ſtatt beſon⸗ 2 2 
e iermit ergebenſt anzuzeigen. ; 
Gielwit, den 1. Juni 6 2 
2 Sora verw. Böhm. 8 
AUS Verkobte empfehlen ſich: = 

uguſte Böhm. 2 Kaiſer. 82 
> .: Gldivig. Czakanau. 28 1 
Verbindungs⸗ Anzeige: 45 
Unſere am I7ten b. M. vollzogene Verbin-] &3 
dung zeigen wir theilnehmenden Verwandten 5 2 
und Freunden in der Ferne hiermit erge- 8 . 
benſt an. 8 


Kreuzburg, den 20. Juni 1847. 
Bertha Domczikowsky, 


| Wigand's C 


1 eleganter Tuch⸗Oberrock 6 ½, 7 Rt 
10 dor teiahm Cd mit Nen 
Fa e g e auf Beide 1 11 dis 13 | 0 
agd⸗ antafie: oder Leibrock auf Seide, von 4 Rtl. 1 dito in engl., franz., oder niederl. St 8 b r 
Tuch⸗ oder Bulskings⸗Hoſe 2, 3 bis 6 Nthl. lo ah F 
Weite für 25 Sgr., Sommer⸗Hoſe von 20 Sgr. an. 
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2 . 

Was die Qualität der Wollen anbetrifft, ſo wollen ſie 
den Käufern nicht ſo gut als im vergangenen Jahre gefal⸗ 
len, auch fand: man in dieſem Jahre mehr ſchlechte Wäſchen, 
als im vergangenen. Es wurde für engliſche Rechnung hier 
mehr als auf den anderen Märkten gekauft, auch die Nie⸗ 
derländer und Franzoſen waren thätig, man vermißte aber 
viele der kleinen deutſchen Fabrikanten. Für die Wollen in 
erſter Hand iſt der Markt heute als ziemlich beendet anzu⸗ 
ſehen, es bleiben davon nur ca. 1000 Etr. unverkauft. Von 
den Wollen in zweiter Hand iſt auch nicht unbedeutend ver⸗ 
kauft worden, es iſt aber unmöglich, heute über den Be⸗ 
ſtand eine Anſicht auszuſprechen, ſo viel ſteht indeſſen feſt, 


rſt daß die Vorräthe bedeutender find, als in vergangenem 


Jahre. — Berlin war in vergangenem Jahre der höchſte 
Markt, Breslau der niedrigſte, in dieſem Jahre wurde hier 
der geringſte, in Breslau der höchſte Aufſchlag bezahlt. Ob 
nun der Vorzug, der den ſchleſiſchen Wollen von vielen Sei⸗ 
ten gegeben wird, allein, oder welche anderen Urſachen die⸗ 
ſes Reſultat herbeigeführt haben, will ich dahin geſtellt ſein 
laſſen. So viel aber iſt gewiß, daß durch die zu günſtigen 
Breslauer Berichte ſehr Viele, ſowohl Produzenten als Händ⸗ 


CErſte Beilage zu MN? 144 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 24. J 1847. 


N 


8 Briefkaſten. ? 
„Zurückgelegt wurden: 1) Aus Tyrol, im Juni; 2) 
Ein Aufſatz von Dr. H.; 3) ein Gedicht von Dr. S. 
K. (Wir bemerken nochmals, daß Gedichte nur gegen 


Erlegung der Inſertionsgebühren aufgenommen werden.) 
— — — — —ůꝛ— 
Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


EEE EEE ET a LE ET nr — 
- (Eingeſandt.) BER 

Breslau, im Juni. Es ift häufig darüber ge⸗ 
klagt worden, daß bei den Wahlen der Stadtverordne⸗ 
ten immer ein Theil der Bürger fehle, dies alſo eine 
große Theilnahmsloſigkeit für das Intereſſe der ſtädti⸗ 
ſchen Kommunal⸗Angelegenheiten beweiſe. Referent hält 
es für ſeine Pflicht, dieſen Vorwurf wenigſtens von 
ſich abzuweiſen, da er e e obgleich Bürger 
und Hausbeſitzer, zu einer Wahl eingeladen worden iſt. 


ler getäuſcht worden ſind, und wäre das Reſultat unſeres Nach den eingezogenen Erkundigungen iſt auch ſein 


Marktes vielleicht ein anderes, wenn dieſe Berichte nicht 
vorangegangen wären. Leider wechſeln in der jetzigen Zeit 
die Konjunkturen ſo raſch, daß nur der, welcher den Augen» 
blick benutzen kann, Vortheil davon zieht, aber aus eben 
dieſem Grunde wird eine günſtige Ernte, auf die wir mit 
vollem Vertrauen hoffen, gewiß dem Wollgeſchäfte weider 
einen eben ſo raſchen als günſtigen Aufſchwung geben. 
Louis Bernard, 


vereideter Wollmakler und Taxator bei dem 
Lombard der königl. Haupt⸗Bank. 


1 


Bel Otto Wigand, Verlagsduchhändier in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Lexi zu beziehen: 


onverſations⸗Lexikon. 


Name nie verleſen worden; er mag ſich daher wohl 
noch nicht auf den Bürger⸗Liſten befinden. Vielleicht 
haben die andern Fehlenden daſſelbe Schickſal. 


Breslau, den 22. Juni. — Am 27. d. Mts. 
wird Herr Prediger Hofferichter Vorm., Herr Pre⸗ 
diger Eichhorn Nachm. hier; Herr Prediger Vogt⸗ 
herr an demſelben Tage in Löwenberg und am 28. 
in Greiffenberg chriſtkatholiſchen ee halten. 


vn 


‚Stände, — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten beszbeitet.. 1" 


Schweidnitzer Straße Nr. 5, 1 Treppe, zum goldnen Löwen, 

daſelbſt wird Ihnen der Beweis geliefert, wie wir jeder Konkurrenz die Spitze bieten, als: 

1 elle 
2 


in 7%, 8, 9 Kthl. 


N 


Vollſtän g in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Zedes Heſt 5 Bogen in umſchlag 
Vorräthig bei Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. SH 5 
M eine Herren! Ein Wink für Sie, hier iſt nichts zu verlieren, nur zu gewinnen. 
Nachdem wir unſer Lager durch bedeutende neue Zufendungen aus Berlin wiederum aufs Beſte complettirt, empſehlen „ 
zum bevorſtehenden Markte ſämmtliche fertige Kleidungsſtücke einem geehrten hiefigen und auswärtigen Publikum zur ge⸗ 
93 neigten gütigen Beachtung. Meine Herren! unfer Aufenthalt hierorts iſt nur noch bis zum 2. k. Mts. feftgefeht, benutzen Sie 
22 demnach noch dieſe günſtige Gelegenheit zum ſpottbilligen Einkauf fertiger Garderobe und bemühen Sie ſich gefälligſt nach dem 
Commiſſions⸗Lager des erſten i . 


National⸗Haupt⸗Garderobe⸗Magazins zum „preuß. Adler“ aus Berlin, in Breslau, 


I dito in wollenem Stoff extrafein 62% bis 10 Rithl. 


die Saiſon, 11, 12, 15 bis 20 Rthl. 7 
1 Fuch⸗Anzug für 14 Rthl., extrafein dis 18 Rthl., ſuperfein 
4 bis 23 Rtl. 5 i 7 
Das Verkaufs⸗Lokal iſt: Schweidnitzer Straße Nr. 3, 1 Treppe, im goldnen Löwen. 


geh. 2½ Sgr. 


ace 


Rock, Hofe und Weſte für 3 ¼ bis 


Fer 


1 


ume -ugjod m da 
239 


2 26 2 


geb. Grunwald. 

Eduard Domczikowsky, 
2 Oberlandes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor. 

Entbindungs Anzeige _ 
Heute früh 6 uhr wurde meine liebe Frau 
eta, geb. Scheder, von einem geſunden 
Knaben glücklſch entbunden, und beehre ich 
Mic auswärtigen Verwandten und Freunden, 
Bart befonderer Meldung, davon ergebenft 


arg 


Je 16d. 
dvon Dobſchütz, 
Lieutenant und Adjutant. 


Bekanntmachung. 
die Breslauer Kun Anstellung iſt 
Donnerſtag den 24. d. M. 


zum eſten der hieſigen Armen geöffnet. 

. 5 den W. Juni 1847. } 
Villa nova. 
Inſtrumental⸗ Concert. 

Entree à perſon 1 Sgr. 


Paris, 
ein koloſſales Rundgemälde, 
(t von Morgens 9 uhr bis Abends, fo lange 
8 Tag ift, zu ſehen. Eintritt 5 Sgr. 
x ZT K 


Fürftensgarten. 
Heute, Donnerſtag den 24. Juni, Mili⸗ 
kür- Horn⸗Concert. 8 
* Die Fürſtenſtraße iſt zu Fuß und für Equi⸗ 
gen paſſiebar. 


2 Shi Kinn 4 ni — iu 
Ohlauer Stadtgraben Nr. N 
ee — Betſchler. 5 


Ich wohne jetzt: 

Karlsſtraße Nr. 45. 

Dr. Hirſch. 

Eine vpofheke f 
Thalern a 5°,, vollkommen ſicher, 
verkaufen. Näheres Vormittags 
r zu erfahren Schmiedebrücke 
8 H. Zinke. 


n tauſend 
fort zu 
9— 12 uh 
x 55, 1 Tr. 


* 
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Breslau. Dank, vielfachen Dank dem menſchenfreundlichen Einſender des Artikels: 


Im Verlage der Er nſtſchen Buchhandlung 


in Quedlinburg iſt erſchienen und zu haben 
bei Georg Philipp Aderholz in es: 
lau, Ring und Stodgaffen: Ede Nr. 53, bei 
Heege in Schweidnitz, Kuhlmey in Liegnig 
und in allen Bhchhandlungen: 


J. H. Kolbe. — Anweiſung 


dem Weinſtocke 


ieee 36% 

böchſten Nützen abzlnetwiniten. 

Nebſt Angabe, einer neuen Art Spaliere 

und Schutzwände, wodurch die Trauben 

ſicher zur Reife kommen und einen reich⸗ 

lichen Gewinn gewähren. 
Fünfte Auflage. Mit 11 Abbildungen. 

Preis broch. 20 Sgr. 

Auch in Bunzlau und Sorau bei Julien 
zu haben. 

Allen Denen, die geſtern das Grab meiner 

lieben Bertha fo theilnehmend umſtanden 

und ſo innig und zart mit Blumen geſchmückt 


hatten, ſo wie allen andern mitfühlenden Be⸗ 


kannten und Freunden für die zahlreichen, 
mich aufrichtenden und tröſtenden Beweiſe 
der innigften Theilnahme hiermit den herzlich⸗ 
ſten Dank, zu deſſen, wenn auch noch fo 
ſchwachem Ausdruck, mir und den Meinigen 
am Grabe die Worte fehlten. ; 
Breslau, den 23. Juni 1847, 
Die verwittw. Cafetier Nitſchke. 


Im Hanke⸗Garten, 
großes Inſtrumental⸗Konzert, heute Donnerſtag. 
Anfang 4 Uhr, Entree ) Perſon 1 Sgr., wozu 


ergebenſt einladet: Carl Sauer. 


— — —ääẽ 
g ahnſchen Gart 
Im e 3 


großes 
Inſtrumental⸗Concert. 


E. Hartmann, Cafetier, Tauenzüienſtr. 5. 


7 


Ueber Pr aden ⸗Rauchfreiheit, in der erſten Beilage, der Breslauer Ain Nr. 142. 
e ſo ſehr wahr iſt das, was der ehrenwerthe Herr hier geſagt hat. Allein es möge mir 
erlaubt ſein, auch eine freundliche Bitte an diejenigen Herren zu richten, welche in den 
Reſtaurationen oder Gaſthöſen, an Table d'hôte oder à ls carte ſchon den giftigen Ge⸗ 
ſtank der Cigarre dem unglücklichen in vollem Maaße zukommen laſſen, der gern ſein Eſſen 
oder Trinken, ohne dieſen Duft einſchlucken zu müſſen, genießen möchte, und dem dieſe Aus⸗ 
dünſtung fremdartigen Stickſtoffgaſes wirklich ſehr ſchädlich iſt. Wie oft ſchon habe ich fer⸗ 
ner Klagen vernommen bei muſikaliſchen Ken bei Feuerwerken oder andern Verſammlun⸗ 
gen, nicht nur von Damen, ſondern auch von Herren, wie ſehr fie der unfelige Tabaks⸗ 
dampf in ſo vieler Hinſicht beläſtige. Möchten doch alle achtbaren Herren, die Gefühl: 
für ihre Mitbrüder haben, ſich dies gütigſt zu Herzen nehmen. uebrigens möge hier 
noch bemerkt werden, daß faft nirgends in einer noch fe großen, oder noch ſo klei⸗ 
nen Stadt das Tabakrauchen, auf den Straßen fo ganz ohne alle a. und Rückſicht 
ſo ungeheuer arg getrieben wird als gerade hier, wo doch die Cholera uns ſchon ſo ſehr 
lange verlaſſen hat. “N j burn 4 2 


29OOOKHONSOGXNOESEHKHSEHHAHHKHORNHFIOHHOE 
Houte ist die Tages-Einnahme der Breslauer Kuust-Ausstellun 
— Abonnement und freier 


Ans 
* 

zum Vortheil der Armen hiesiger Stadt bestimmt. ? 
7 Eintaitt ist für heute aufgehoben. 


2.009009066280600005000000000000000000008 


Breslau⸗chweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 

Vom Sten d. M. ab bis Ende September d. J. findet ein Anſchluß der Poſt in 
Freiburg nach und von Hirſchberg auch an den auf unſerer Bahn gehenden Mit 
tagszug über Landeshut und Ketſchdorf ſtatt. | ' 

1 Abgang der Poft von Freiburg 4”, Uhr Nachmittags. 7 

„ „pHPirſchberg 5. uhr Morgens. 
Perſonengeld 5 Sgi pro Meile bei 30 Pfd. Freigepäck. 
Breslau, den 22. Juni 1847 .- 


Vergnügungsreiſe nach Fürſtenſtein. 

Sonntag den 4. Juli geht ein dekorirter, mit Muſik begleiteter Extrazug nach 
Freiburg. Das Billet koſtet einen Thaler. Billets für Theilnehmer find in der Tabaks⸗ 
Handlung des Herrn Held, Ohlauerſtraße Nr. 9, ſo wie in der Glas⸗Handlung des Hrn. 
Münſter, Kupferſchmiedeſtraße Nr. 65 zu haben. 


Handlungsſchul- und Penſions⸗Anzeige. 

Vom 1. Juli werden wieder neue Zöglünge auch für die einzelnen Lehr Branchen, als: 
Buchhatterel, Rechnen, Korreſpondenz, engliſche, franzößſche und italieniſche Sprache, Geo⸗ 
graphie, Geſchichte und Waarenkunde, in der Handlungsſchule aufgenommen. Privatſtunden wie 
bereits angezeigt. Der Kaufmann und Schulvorſteher Brichta, 
O.⸗k.⸗Gerichts⸗Dollmetſch der engliſchen und jtaljeniſchen Sprache, 

Sandſtraße Nr. 12 in Breslau. f 


Ba 
Direktorium. 


Aus den Vorräthen von Ferdinand Hirt. 


\ 


Bei G. Reimer in Berlin werden in Kurzem erſcheinen: 


Jean Paul's ausgewählte Werke. 


16 Bände. Subffriptionspreis 8 Thaler. 
In 8 Lieferungen zu 1 Thaler. 
Beſtellungen werden bei Ferdinand Hirt in Breslau und Ratibor, in Kro⸗ 
toſchin bei Stock angenommen und daſelbſt Ankündigungen, aus welchen Inhalt und Aus⸗ 
ſtattung dieſer Ausgabe näher zu erſehen iſt, ausgegeben. 


In der Amelang'ſchen Sort.⸗Buchh. (R. Gaertner) in Berlin erſchien fo eben als 
Anhang zur preuß. Landes⸗Pharmakopoe: 2 
5 Praeparata chemica et pharmaca composita 
in 
icae editionem sexlam non recepta, quae in Offi- 
einis Borussicis usitata sunt. 
Curavit 
J. E. Schacht. 
8vo geh. 15 Sgr. 
Ferner als Anhang zur preuß. Arzneitaxe: 91 9 
a a Preise von Arzneimitteln, 
welche in der Öfen Ausgabe der preuss, Landes-Pharmacopoe nicht enthalten sind. 
Nach den Principien der königl. preuss, Arzneitaxe berechnet. 
gt. 8vo geh. 5 Sgr. ö 
Die erſtere Schrift, von einem Mitgliede der Kommiſſion, welcher die Ausarbeitung 
der Pharmacopoea Borussica ed. VI von dem königl. hohen Minifteriv übertragen war, 
verfaßt, enthält die Vorſchriften zur Darſtellung der Arzneimittel, welche außer den, durch 
die Landes⸗Pharmakopoe gebotenen, in den preuß. Apotheken gangbar ſind, und zwar außer 
denen der Zten und öten Ausgabe der Pharmakopoe, die Rademacher'ſchen und viele an⸗ 
dere Vorſchriften, die theils in verſchiedenen Dispenſatorien zerſtreut, theils nur aus Ma⸗ 
nuſkripten bekannt find, — Die „Preiſe von Arzneimitteln ꝛc.“ geben ſowohl die, 
nach jenen Vorſchriften und den Prinzipien der königl. preuß. Arzneitare berechneten Tax⸗ 
preiſe der in der erſteren Schrift enthaltenen Medikamente, als auch die der gangbarſten 
einfachen Arzneimittel an, und find von den pharmaceutiſchen Mitgliedern der Tax⸗-Kom⸗ 
miſſton feſtgeſtellt. — Beide Kompendien ergänzen einander gegenſeitig und ſind bei der 
großen Anzahl von Arzneimitteln, welche außer den geſetzlichen in Gebrauch gezogen werden, 
allen preuß. Aerzten und Apothekern unentbehrlich. 
Vorräthig in Breslau und Ratibor in der Buchhandlung von Ferdinand 
Hirt, in Krotoſchin bei Stock. 1 
Im Verlage der Dederfhen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei zu Berlin iſt erſchienen 
und in allen Buchhandlungen zu haben, vorräthig in Breslau und Ratibor bei Fer⸗ 
dinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock: 
Geſetz vom 17. Juli 1846, betreffend das Verfahren in den bei dem Kammer⸗ 
gericht und dem Kriminalgericht zu Berlin zu führenden Unterſuchungen. 
(Verordnung vom 21. Juli 1846, über das Verfahren in Civil⸗Prozeſſen. 
Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 7. April 1847, wegen Publikation der 
beiden Verordnungen von demſelben Tage, betreffend die Oeffentlichkeit in den 
nach dem Geſetze vom 17. Juli 1846 zu führenden Unterſuchungen, - fo wie 
betreffend die Oeffentlichkeit in Civil⸗Prozeſſen. 
Verordnung vom 7. April 1847, betreffend die Oeffentlichkeit in den nach dem 
Geſetze vom 17. Juli 1846 zu führenden Unterſuchungen. 
Verordnung vom 7. April 1847, betreffend die Oeffentlichkeit in Civil⸗Prozeſſen. 
Preis zuſammen 3 Sgr. 
Für Landwirthe ſehr wichtig erſchien fo eben in der Ger hard'ſchen Buchhandlung 
in Danzig und ift in allen Buchhandlungen zu haben, in Breslau und Ratibor vorrä⸗ 
thig bei Ferdinand Hirt, in Krotoſch in bei Stock: 


i Der neue Dünger a 
vom Gutsbeſitzer Schneider in Chroſtowo bei Uscz (Nr. 5, 6, 9 und 13 der 
landw. Zeitung für Preußen, Pommern und Poſen) 4. br. 7½ Sgr. 5 
Dringendſt machen wir alle Landwirthe auf dieſe wichtige neue Erfindung, die ſich be⸗ 
reits bei Anwendung im Großen durch die überraſchendſten Erfolge bewährt hat, aufmerk⸗ 


Pharmacopoeae Boruss 


ſam. Dieſer neue Dünger koſtet viel weniger, leiſtet viel mehr als jeder andere und muß 


von unberechenbar wichtigen Folgen für die geſammte Landwirthſchaft werden. 


n der Ernſt'ſchen Buchhandlung in Quedlinburg erſchien, vorräthig in Breslau 
und Hatibor ba. ik Hirt, Krotoſchin bei Stock, Liegnig bei Reisner, 
Glogau bei Flemming, Schwetnig bei Heege (und in allen Buchhandlungen Schleſiens: 


(Als beſtes Bildungs⸗, Geſellſchafts⸗ und Unterhaltungsbuch können wird jungen 
Leuten in Wahrheit zu 25 Sgr. empfehlen:) 
Die fünfte, 6000 Exempl. ſtarke Auflage von: 


d Galanthomme, 
oder: Der Geſellſchafter wie er ſein ſoll. 
Eine Anweiſung, ſich in Geſellſchaften beliebt zu machen 
und ſich die Gunſt der Damen zu erwerben. 


Ferner: Aeuß ere und innere Bildung — vom feinen Betragen in Damen-Geſell⸗ z 


ſchaften — Kunſt zu gefallen — Helrathsanträge — Liebesbriefe — 25 Gedurcs⸗ 

tagswünſche — 30 Geſellſchaftsſpiele — 28 ſchöne Geſellſchaftslieder — 

eine Blumen: und Zeichenſprache — 40 deklamateriſche Stücke — 18 beluſtigende 

Kunſtſtücke — 30 ſcherzhafte Anekdoten — 21 Stammbuchsverſe — 45 Toaſte — 

Trinkſprüche und Kartenorakel. — Ein Handbuch des guten Tons und der feinen 
Lebensart. Vom Profeſſor S t. Sauder broſchirt, mit 6 Tabellen. 

Fünfte Auflage. 1845. Preis 25 Sgr. f 

Dieſes Buch enthält Alles das, was zur Ausbildung eines guten Geſellſchafters nöthig 

iſt, weshalb wir es zur Anſchaffung beſtens empfehlen und im Voraus verſichern, daß Je⸗ 
dermann noch über ſeine Erwartung damit befriedigt werden wird. = 

Auch in Gleiwitz bei Landsberger, — Neiſſe bei Hennings, — Brieg bei Zieg: 

ler vorräthig.. 5 £ 


Reſtauration zu den + Löwen, Schmiedebruͤcke. 
Heute, großes Harfen⸗Concert der Geſchwiſter Ehnert. 
Mehrere herrſchaftliche ſchöne Wohnungen, auch beaueme Mittel⸗ und 


kleine Quartiere ſind zu vermiethen durch das 
FCommiſſtons⸗ u. Agentur⸗Bureau von C. Frücke u. Comp., Kupferſchmiebdeſtr. 17. 
— —— —— —ũ ñ — sts:;CI.' W — — — 


FREEEERPRRT RER) Wegen Mangel an Raum zu verkaufen: 
G i di “oe ein Sopha nebſt Ueberzug für 5 Rtl., 6 Mas 

ar men, 3 hagoni⸗Stühle mit Polſtern und Ueberzug 5 

Rthl., ein großer Auszieh⸗Tiſch 4 Rthl., eine 


geſtickt und brochirt, glatte, geſtreifte 
W und carrirte dinen⸗Zeuge, ſo wie 


= 


ute Bettſtelle 2 Rthl., eine dito ordinäre 25 


auch bunt geglättete Cattune zu Gar: P Sgr., Ring Nr. 37, geradeüber der grünen 

dinen empfiehlt in, großer Auswahl 2 Röhre, zwei Stiegen, links, von 9 bis 10 uhr 

und zu außerordentlich billigen Preifen: Morgens, : h 

wel, aße f zn a denen 8 he ner 
euſcheſtraße 2, im goldenen Schwerbt. Ein möblirtes freundliches Vorderzimmer ift 

PP Scheitnigerſtr. 3, 1 Treppe hoch zu vermiethen. | 
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| Tübingen. Im Laupp'ſchen Verlage ift fo eben vollftändig erſchienen und in allen 
Buchhandlungen zu haben, in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth und Comp., 


in Handbuch der eilmittellehre 


von Dr. Fr. Sefterlen, 

- = Profeſſor der k. k. Univerfität Dorpat. 
Zweite, ganz umgearbeitete Auflage. 2 Lieferungen. Preis des vollſtändigen Wer⸗ 
kes, 75 Bogen gr. 8. compreß gedruckt, 5 Rthlr. 25 Sgr. 

Wir übergeben dem ärztlichen Publikum und den Studirenden der Medizin die zweite 
Auflage dieſes Werkes, für deſſen Tüchtigkeit am beſten der ſchnelle Abſatz der erſten Auf⸗ 
lage, trotz der Konkurrenz mit mehreren neu erſchienen Werken über Materia medica, und 
die Thatſache ſpricht, daß es auf den meiſten deutſchen Univerfitäten als Handbuch einge⸗ 
führt worden iſt. . t jr 

— des bedeutend vermehrten Inhalts und der viel größeren Bogenzahl haben wir 
den Preis doch nur ſehr ea: erhöyt, um unſerem Werke auch hinſichtlich der Wohlfeil⸗ 
heit den Vorrang vor jedem andern über Heilmittellehre zu bewahren. 
Weizen Jacob, Jahres⸗Bericht über die Fortſchritte der Chemie und 

ineralogie. 25ſter Jahrg. Ates Heft. Mineralogie. Organiſche Chemie. 

38 Bogen gr. 8. broſch. 3 Rthl. ; Fr, 
— — Daſſelbe. 26fter Jahrg. Iſtes Heft. Unorganifche Chemie. 25 Bogen. 
gr. 8. broſch. 2 Rthl. b f £ 

— 000 — 

Im Verlage von Berendſohn in Hamburg iſt erſchienen und bei Graß, Barth 
u. Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler vorräthig zu haben: 


Der kleine Deutſche, 


oder die Kunſt, die Mutterſprache in 24 Stunden ohne Lehrer richtig ſprechen und 
ſchreiben zu lernen. Nebſt einer durch viele Beiſpiele erläuterten Anweiſung, 

ſo oft vorkommenden und zu unangenehmen Mißverſtändniſſen Veranlaſſung ge⸗ 

benden Verwechſelungen des mir und mich, dir und dich, Sie und Ihnen, 

ihm und ihn, vor und für, dem und den u. ſ. w. zu vermeiden. . 

Herausgegeben von 
+ C. Heinſen. 1 
6te Auflage. Preis geheftet 3%, Sgr. il 


Der luſtige Sänger, 
oder das beſte Liederbuch. 5 
Enthält eine Auswahl von 123 der neueſten und beliebteſten Volks⸗, Trink 


Liebes⸗, Wander⸗, Jagd⸗, Opern⸗ und Geſellſchafts⸗Lieder. 
Zte Aufl. Geh. 2% Sgr. 


Im Kommiſſions⸗Verlage von Graß, Barth und Comp, in Breslau und DO 
peln iſt erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu ee. in Brieg durch J. F 
7 


Red giöfe Gegenſtände 


N 


pl, » 
?r 


ur 


„ * * * 
Reden über einige reli 
5 von A. Vinet. 
Zweites Heft. 
Nach der vierten Auflage aus dem Franzöſiſchen überſetzt von 
A. v. Bonin. 
8. Geh. Preis 10 Sgr. 


Bei H. M. Fritſch in Stolp iſt erſchienen und durch alle Buchhandlu 
hen, in Breslau und Oppeln durch Graß, Barth und Comp., in 


J. F. Ziegler: Das Inſtitut N 


der Wundärzke ſerſter Klaſſ 


und ſeine Gegner | 
von se 
Carl Auguſt Ludwig Bauer, ' 
königl. Kreis: Wundarzt Schlawer Kreiſes, Geburtshelfer und Zahnarzt. 
Seh. Preis 15 Sgr. f | 
Den Mitglied rn des wundärztlichen Standes kann dieſe Schrift um fo angelegentlicher 
empfohlen werden, als ſie nicht allein die Standesintereſſen der Wundärzte, ſondern auch 
8 gegenwärtig obſchwebende Frage der Mebizinal: Reform Preußens in Bezug auf ft 
erührt. — 1 


77 — — — 
Für Auswanderer. | 


* 
Im Verlage von A. D. Geisler in Bremen iſt erfchienen und in der wachten | 
Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegle® 

— 5 4 1 


vorräthig: ) 220 St 1 N 
e ee 


oder: Gründliche Anweiſüng, 
u erlernen. Ein treuer Helfer für die Hand nach Amerika Ausmaldacge 
6 gk. 


Mit beigefügter Ausſprache des Engliſchen. Gr. 8. Geh. 104 Seiten. 16 
Hat Derjenige, welcher über's Meer feiner künftigen Heimath zueilt, feſten Eniſchlue 
das Engliſche zu erlernen und vegievt ſich mit Ernſt daran, fo iſt obiges Buch ein fo. ben 
Helfer, daß es dem Erlernenden nicht fehlen kann, in kurzer Zeit ſich mündlich unterha ten 
zu können. Dem Buche ſind die Fahrpreiſe von Bremen nach Texas und den Vereinig 
Staaten, ſo wie auch eine Tabelle der Geldcourſe, beigefügt. 


Ein Brau⸗ und Brennmeiſter, der fein Fach Gehülfen⸗Geſuch. A oder 
gründlich verſteht, ſucht von jetzt ab eine An⸗ Ein Apotheker : Gebülfe findet 6 Näher 
ſtellung. Näheres können hierauf Reflektirende Termin Johanni eine Stelle. 0 ſtraße 
gefälligft bei dem Brennmeiſter Schmidt in wird, Herr Kaufmann Rettig, Oderſtr 


Lampersdorf bei Bernſtadt gegen portofreie Nr. 24, mitzutheilen die Gute haben. A 
Geſchäfts Nek kauf 10 


Anfragen erfahren. 5 
2 i Papier- Kabtit in Breslau, 
r bee eee ae 


r mE . t, 
engliſch E G lanzw ich ſe, 2 aer Chad uch e Frs wee 

N in jun abe 247 4 1 
anerkennt erich Kale Suattär: und in anhaltender Laren ger des Balder e, 


ü | ; i i ſofort zu verkaufen. 0 
1 Rthle. 200 Stück Llöthige, foliden Bebingunget. ele ee 
für 1 Rühle. 100 Stück dißchige — | Nähere bei E Wüller, Kupferſchmiebe 


empfiehlt zur geneigten ſtraße Ne. 7, in Breslau. 


Beachtung: — — 
G. Mache, Fleiſch u. Wurſtausſchieben 


Oderſtraße Nr. 30. nebſt Trompeten⸗ Concert heute Donners 


— — — — — — © 7 - 1 t: 
Die Fiſchbelnfaörſkante I Vonböff tag den 24. Juni, wozu ergebanſt einladen; 
e Fiſchbeinfabrikanten Karl Vonhoff P. Neumann, Klſterſteaße Ne. N 


und Comp. in Berlin, beziehen die bevor: a > 
| 5 79 
Gerber Schneid 


ſtehende Frankfurt a. O. Magar.⸗Meſſe mit Nor 
| idezeug 
acht engliſch und kheinlandiſch, verkauft unt 


Lager von ER 

in all „Tischbein, lten bei ſchö- Garantie der Güte od 
n allen Gattungen, und halten de! ch e 2 r 
ner Waare die billigſten Preiſe. Stand in Ne r. N. 20. 
Frankfurt a. O. Richkſtr. 48 a. d. Hofe. Kupferſchmſedeſck, . 


, 
Brieg durch 


f 
e 
1 

1 
Aa 

1 

150 
* 


— 


* 


5 


8 Bekanntmachung. 
ei einem des Diebſtahls verdächtigen 
N de find am 31. Mai folgende Gegen⸗ 
Ände vorgefunden worden, über deren Er⸗ 
werb er ſich nicht ausweiſen kann. 
) Drei bunt feidene Taſchentücher — 2) 
ein weiß leinenes Tuch. mit rothen Sternen 
1555 ein porzellamer Pfeifenkopf mit gelben 
eſchlag, einem Bilde, welches die Embleme 
bes Handels darſtellt, und einem Abguß von 
ern — 4) eine Haarbürfte mit Spiegel — 
eine Zigarrentaſche mit einem Bilde, wor⸗ 
auf ein Madchen mit einem Hunde — 6) eine 
kirkene Deckeldoſe — 7) ein gewöhnliches Ta⸗ 
ſchenmeſſer — 8) ein hölzernes Büchschen mit 
ogelleim — 9) vier Stubenſchlüſſel. 
Die unbekannten Eigenthümer dieſer Sa: 
len werden aufgefordert, ſich binnen 8 Ta⸗ 
gen in unſerem Verhör-Zimmer Nr. 10 zu 
Melden, widrigenfalls anderweit über dieſe 
vorbezeichneten Sachen verfügt werden wird. 
Breslau, d. 22. Juni 1847. 
2 Königliches Inquiſitoriat. 


Oeffentliche Vorladung. 

Nachdem über den Nachlaß des am 25. März 
1846 hierſelbſt verſtorbenen Kaufmanns Carl 
Theodor Lepper der erbſchaftliche Liguida⸗ 
tions⸗Prozeß eröffnet worden, iſt ein Termin 
zur Anmeldung aller Anſprüche auf 
den 30. Juli 1847 Vormittags 9 Uhr 

an hieſiger Gerichtsſtelle angeſetzt. Wer ſich 

dieſem Termine nicht meldet, wird aller 

ſeiner Vorrechte verluſtig erklärt und mit ſei⸗ 
nen Forderungen nur an Dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger 
don der Maſſe noch übrig bleiben möchte, 
derwieſen werden. t 
Lauban, den 3. April 1847, , 
Königliches Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. . 
Der Gutsbeſitzer Hans Bie neck zu Nie⸗ 
der⸗Gerlachsheim beabſichtigt die Anlage einer 
Dampfmaſchine, Behufs Betreibung einer 
Brennerei und eines Mahlganges. 
Nach Vorſchrift der Gewerbeordnung vom 
V. Januar 1845 f 29 wird dieſes Vorhaben 
mit der Aufforderung öffentlich bekannt ge⸗ 
macht, etwanige Einwendungen in der ge⸗ 
ſetzlichen Awöchentlichen Präkluſiv⸗Friſt hier 
anzumelden. 
Mieder⸗Gerlachsheim, den 15. Juni 1847. 
0 Orts⸗Polizei⸗Behörde. 
a Bieneck. 


1 2 nn m —— 
SBel⸗Lieferungs⸗Verdingung. 
„Die für die Berg ⸗Faktoreſen zu Walden⸗ 
burg und Neurode während der drei Monate 
Julf Auguſt und September 1847 benöthig⸗ 
ten 312 Centner klares, gut abgelagertes und 
unverfälſchtes Satans Rüböl, wovon 


* 


an die Berg⸗Faktorei zu Waldenburg 252 Ctr. 
und an die Berg-Beltorei zu Neurde 60 Ctr. 
zu ern, ſollen im Termine 
den 28. Juni d. J, 
als Montags Vormittags 10 uhr, 
nach den bei uns und bei dem fönigl. wohl: 
löbl. niederſchleſiſchen Bergamte zu Walden⸗ 
burg einzufehenden Bedingungen an den Min⸗ 
deſtfordernden in Lieferung überlaſſen werden 
und es werden daher alle Diejenigen, welche 
auf dieſe Lieferung eingehen wollen, hiermit 
geladen, vor m ge ihre Angebote 
schriftlich und verſiegelt mit der Auſſchrift 
„DelsLieferungs⸗Geſchäft“ franko an uns ein⸗ 
zuſenden und am 28. Juni d. J., als Mon⸗ 
tags Vormittags, ſich in unſerem Amtslokale 
einzuſinden. 128 
Breslau, den 23. Juni 1847. 
Königl. Bergwerks⸗Produkten⸗Comptoir. 


Rahm, 2 Uhr, werde ich in einer Bude un⸗ 
ter den e das zum Nachlaſſe 
des Töpfer Weide gehörige bedeutende La⸗ 
5 an Topfwaaren, als Blumengefäße, Krüge, 
1 5 Krauſen, Teller, Schüſſeln, Koch⸗ 
töpfe 2c, verſteigern. 
Maunig, Aukt.⸗Kommiſſ, 
Auktion. im 2öften d. Mis. Nachm. 
2 uhr werde ich die Einrichtung der Theater⸗ 
Keller: Reſtauration, beſtehend in Aſſchen, 
Stühlen, Bänken, Lampen, Glaſern, Flaſchen 
und 1 Billard; ferner in Uhren, 8 Gebett 
Betten, Bett: und Tiſchwäſche verſteigern. 
Maunig, Auktions⸗Kommiſſ 
8 Auktion. Am 3. Juli d. J. Vormit. 11 
Uhr werde ich das Gartenſtraße Nr. 20 ge⸗ 
legene, zum Angerkretſcham benannte Haus, 
zum Zwecke des Abbruchs verſteigern. 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Feine zäſche wird ſauder gewa⸗ 
15 von Ch. Wohlfahrt, Deren: 
ſtraßen⸗ und Gerbergaſſen⸗Ecke Ne. J, 
zwei Treppen hoch. 


j 


VRR RER 
Höchſt billiger Verkauf; 
von geſtickten Kragen, Unterhemdchen, © 
Cardinals, Pellerinen, Cana ous, Un: & 
ters Xermeln, ächten und ſchottiſchen Bat: » 
tiſt⸗Tüchern, Brüſſeler Braut⸗Schleiern . 

* 


und weißen und ſchwarzen Brüſſeler, 


> Mantillen bei j 
Joſeph Kozlowsky, 
Reuſcheſtraße 2, im goldenen Schwerdt, = 
Noe 
1 - 
Ein Kaffeehaus mit einem Saal iſt zu 
dermiethen. Auskunft giebt Gabriel, 
aſchenſtraße Nr. 17. i a 5 


— 


. —ꝛ—ßðiE 2 — ̃ ͤP[——— RT TEE ET 7 
Nuktion. Am 25. d. M., Vorm. 9 u. 


* 


Ein Caud. philol. wünſcht eine Hausleh⸗ 
rerſtelle anzunehmen oder Privatunterricht zu 
ertheilen. Näheres Ritterplatz 10, 3 St. 

Ein Student, (fertiger Flügelſpieler) wünſcht 
am hieſigen Orte eine Hauslehrerſtelle. 
Adreſſen werden erbeten, Ritterplatz Nr. 7 bei 
Madame Mentzel. i 

Zur Anfertigung von Nachlaß⸗Inventarien 
und Abſchatzungen von Mobilien empfiehlt ſich 
der Proklamator und vereidete Taxator 

Steiner, Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße 1. 
13500 bis 2000 Nthl. 
ſind ſofort gegen pupillarmäßige Sicherheit 
auf ein hieſiges Grundſtück zu vergeben. Das 
Nähere iſt Nikolaiſtraße 47, zwei Treppen 
hoch, täglich zwiſchen 12 und 2 Uhr zu er⸗ 
fahren. 

Reiſegelegenheit nach Warmbrunn 
den 30. Juni, beim Lohnkutſcher Kunze, 

Kupferſchmiede⸗Straße 46, eine Stiege. 

Gelegenheit nach Rawic; fortwährend zu 
erfragen beim Lohnkutſcher Scholz, Albrechts⸗ 
Straße Nr. 43; Fracht wird ſchleunigſt und 
ſicher mit befördert. 

Ein ganz guter, ſtandhafter Brettwagen ſteht 
zu verkauſen. Näheres Ohlauerſtr. Nr. 58 
7 Zwei gute erlene Bettſtellen, 4 Fenſterladen⸗ 
ein Speiſeſchrank und andere Gegenſtände ſind 
wegen Wohnungswechſel zu verkaufen Friedrich⸗ 
Wilhelmsſtraße 26, 2 Stiegen, Vormittags. 

Von neuem holländiſchen 


Süßmilch⸗Käſe 


erwarten wir heut die erſten Zuführen und 
empfehlen nebſt fetten 


Emmenhaler Schweizer⸗ 
echten Limburger⸗, 
engl. Cheſter⸗, 
Parmeſan⸗, | 
grünen Kräuter⸗ und 
Sahn⸗Käſe 
im Ganzen wie einzeln billigſt: 


Lehmann und Lange, 
Ohlauerſtr. Nr. 80 


— 


ern Hypothek geſucht. 
ki REN Schuhbrücke Nr. 66. 


Nunkel⸗Nüben⸗Pflanzen⸗ Verkauf. 
Auf dem königlichen Domainen⸗Amte 


Boson 
Auf dem Dom. Groß-Graben 
bei Feſtenberg ſind 


zwei ſtarke 
gemäſtete Ochſen 


8 ſofort zu verkaufen. 
Sagnssgadeseesgeasdes 
Ein Wolfshund 
iſt zu verkaufen: Schuhbrücke Nr. 74. 


Eine Parterre⸗Wohnung nebſt Küche iſt 
Friedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 35 billig zu ver⸗ 
miethen. Näheres daſelbſt par terre links. 


ORTEN 
Im Haufe Nr. 28 am Schweidnitzer 
Stadtgraben iſt eine elegante Woh⸗ 
nung von 10 Stuben, nebſt allem er: 
forderlichen Zubehör, desgleſchen eine 
von 6 Stuben zu vermiethen. Nähe⸗ 
res daſelbſt par terre rechts, beim Wirth. 
990980000:059690080 
Ein Zimmer, 
Ring 10 und 11 vornheraus, mit oder ohne 
Meubel ift von Johanni ah zu haben. Nä⸗ 
heres Ring 14 in der Kleiderhandlung. 
Zwei Stuben nebſt Küche 
find, von Johanni d. J. ab für 70 Rthl. zu 
vermiethen. Das Nähere Herrenſtraße Nr. 20, 
im erſten Stock. n 

Zwei ſehr gut gelegene Gewölbe, Königs⸗ 
Platz und Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße⸗Ecke, 
find. billig zu vermiethen. 

Näheres daſelbſt beim Buchhalter. 

Zu vermiethen 
Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 65, am Neumarkt, 
2 Stuben nebſt Alkove und Zubehör, zu Mi⸗ 
chaelis zu beziehen. Das Nähere beim Wirth. 

Wohnungs⸗Geſuch. 

Eine bequeme Wohnung von etwa 4 Stu⸗ 
ben und Kabinet, Michgelis zu beziehen, für 
eine jährliche Miethe bis 200 Rthl., wird für 
eine ruhige Beamten : Familie geſucht: Mat: 
thiasſtraße Nr. 11, 2 Treppen. 


Bu vermiethen und Johanni, oder ſpä⸗ 
tet zu beziehen, der erſte Stock, Roßmarkt 


| 


Nr. 3, beſtehend in 5 Stuben, Kabinet, Küche, 


Speiſekammer und Beigelaß. 
Näheres bei dem Haushälter, 
3 Blücherplatz Nr. 14. 


1 
1 
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Albrechts⸗Straße Nr. 11 ift die obere neu 
dekorirte Etage, beſtehend aus 7 Stuben nebſt 


Zubehör, wozu außer der großen hellen Haupt⸗ 


Treppe noch eine helle Nebentreppe führt, . 
gleichen ein Verkaufs ⸗ Gewölbe Pe bang 
ab zu vermiethen, und das Nähere bei dem 
Commiſſionär Herrn Selbſtherr, Katharinen⸗ 
Straße Nr. 12 zu erfahren. 

Zu vermiethen iſt Karlsſtr. Nr. 3, im drit⸗ 
ten Stock, vom 1. Juli ab, ein helles gut 
möblirtes Zimmer. 

Reuſche⸗Straße Nr. 43, par terre, iſt eine 
Stube vorn heraus mit breiten Fenſtern, die 
ſich zu jedem Geſchäſt eignet, von Johanni zu 
vermiethen. f 

Zu vermiethen iſt Gartenſtraße Nr. 34 eine 
hohe Parterre -Wohnung von vier und eine 
Wohnung im 2ten Stock von drei Stuben. 


Wohnungs Anzeige. 
Oderſtraße Nr. 7 ift die erſte Etage mit 
Stallung und Wagen⸗Remiſe Termin Mi⸗ 
chaeli zu vermiethen. 

Das Nähere in der Handlung daſelbſt. 

Blücherplatz Nr. 8 iſt die erſte Etage, im 
Ganzen oder getheilt zu vermiethen. Näheres 
daſelbſt im Lotterie⸗Comptoir. 
Tauenzienſtraße Nr. Ab im erſten Stock, 
ſind veränderungshalber zu verkaufen: zwei 
Bronce⸗Hängeleuchter, zwei Spiegel, ein eis 
ſerner Ofen und ein Handwagen. 

Angefommene Fremde. 
Den 22. Juni. Hotel zum weißen 


[Adler: Gutsbeſ. v. Kamecke a. Oſtpreußen, 


Bar. v. Seherr⸗Thoß & Neuſtadt, v. Kien⸗ 
hoff a. Tangermünde. Opernſänger Wurda 
aus Hamburg. Kaufl. Buhl aus Elberfeld, 


„Riedel a. Aachen, Waldhauſen a. Neuland, 


Friſcheiſen aus Erfurt, Thompſon aus Wien. 
Part. Schöpfer a. Freiwaldau, Gaulert aus 
Berlin. Eiſenwerkfaktor Dittrich a. Königs⸗ 
hütte. v. Fudakowski a. Petersburg. Kreis⸗ 
amtm. Dänek a. Goslar. — Hotel zur gol⸗ 
denen Gans: Ihre Durchl. Fürſtin v. Hatz⸗ 
feldt a. Trachenberg. Stadtrath Dähne aus 
Pofen. Oek.⸗Rath Elsner a. Münſterberg. 
Oekonom Brandt aus Schirakowitz. Kaufi. 
Friedheim a. Berlin, Schneider a. Falkenberg, 


Seybelt a. Königsberg. Fr. v. Goldfuß 
Kittelau. Fabrik Direktoren Hane aus 


Gleiwitz. 
Zakrzewski a. Baranow. Bergbeamt. Braun 
a. Wien. — Zwei goldene Löwen: 4 
Lachs a. Oppeln. Gutsbeſ. Müller a. Gör⸗ 
lit Fabrik. Bott a. Tannhauſen. — Deut: 
ſches Haus: Lieut. Sander aus Strehlen. 
Kaufm. Saphir aus Segarren in Rußland. 
Poſtinſp. Schwebs aus Bunzlau. Gutsbeſ. 
Woy a. Nieder⸗Glauche. Partik. v. Suler⸗ 
zycki a. Bromberg. Wirthſch.⸗Inſp. Schöbel 
a. Schollendorf. — Weißes Roß: Kaufm. 
Lövy a. Militſch. Fr. v. Hixſchfeld a. Paſe⸗ 
walk. — Königs ⸗Krone: Konditor Oertel 
a. Berlin. Gutsbeſ. Meyer aus Bärsdorf, 
Beer aus Boisdorf, — Goldener Hecht: 
Kaufm. Landsberger a. Löwenberg. — Weis 
ßer Storch: Kaufm. Königsberger a. Ra⸗ 
tibor, Lehrer Rieſenfeld a. Bielitz. 5 


Privat⸗Logis. Albrechtsſtr. 30: Amts⸗ 
rath Steinbarth a. Bürgsdorf. — Albrechts⸗ 
fir. 33: Sieut. Pohl a. Neiſſe. — Schweid⸗ 
nitzerſtr. 5: Kreis⸗Phyſikus Dr. Gerlach aus 
Czarnikau. Fr. Ober⸗Zoll⸗Controleur Molsky 
a. Roſenberg. — Ohlauerſtr. 3: Apotheker 
Löffler a. Borek. — Ritterpl. 8: Fr. Kaufm. 
Altmann a. Poſen. 


Formulare zu Prozeß⸗Vollmachten, 

Auf ein Hiefiges Haus in der Stadt auf nach dem von dem Anwalt⸗Vereine zu Breslau entworfenen Schema 
einer Hauptſtraße werden 500 Rtl. zur ganz | find ſowohl in Folio als in Quart (Briefform) erſchienen und zu haben bei 
Graß, Barth und Comp. in Breslau. 


Breslauer Cours: Bericht vom 23. Jun 1847. 


Fruds«- und 


Seld⸗Cours. 


Holl. u. Kai, vllw. Duk. 95%, Gd. 
Ben preuß. K13', w. 
ouisd'or, vollw. 111% Gld. 

Poln. Papiergeld MY, Br. 

Oeſter. Banknoten 103 ½ Br. 
Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 92 ½ Br 


Teeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 5 ½ Gib, , Br. 


Bresl. Stadt⸗Obligat. 3% % — 
dito Ferechtigkeits 4% % 96% Gr. 
Poſener pfandbrieſe 4% 202%, Br. 


Pofencr Pfandbrief 7 7% 08 Br. 
Schleſ. 


dito 3% 98%, Br. 
dito dito 4% Litt. B. 102 ¼ Br. 
dito dito 


dito dito neue 40 
dito Part. 2. » 300 Fl. 68 
dito dito 


Rfſ.⸗Pln.⸗Bch.⸗Obl. i. 


* 


| 


Siſendahn⸗Actien. 


Oberſchleſ. Litt. A, 4% Volleingez. 104 ½ Br. 
dito Prior. 4% 96 Br. 
dito litt. u. 4% 08%, Gib. 

Bresl.⸗Gchw.⸗Freib. 4% 101 ¼ Br. 

dito dito Prior. 4% 90 Dr. 

Niederſchleſ.⸗Mäxk. 4% 87% Br. 
dito dito Prior. 5% 102 % Br. 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) 

Wilhb. Koſel⸗Oderb.) 4% — 


. 4% 81½ Sb. 


Rheiniſche 4% — ; 
dito Pr: t. Zuſ.⸗Sch. 3% 
Köln⸗Minden Zuf.⸗Sch. 4% 93% Br. 
. 
9-3; ul. — * . 

Krak.⸗Oberſchl. 4% 70% Peg er 
Poſen⸗Gtarg. Zuſ.⸗ Sch. 4% 84 Br. 
Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 72½ Gld. 


Berliner Eiſenbahn⸗Actien⸗Cours⸗Bericht vom 22 Jun 1047. 


dito Prior. 4% 923%, bez. 
dito dito 5% 102 Gld. 
Riederſchl. Zweigb. 4% — 

dito dito Prior. 4½ % — 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 105 Br. 


Köln⸗Minden 4% 933% a. % bez. 

Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 7% Br. ½ Gld. 
Poſen⸗Stargarder 4% 83 ˙½ etw. bez. u. Br. 
Sachſ.⸗Schlefische 4% 100 Br. zan 


! Fonds Sourfe, 


Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 93 % bez. u. Gld. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 etw. bez. u. Gld. 


dito Lit. n. 4% 99 Br. . 
Wilhelmsbahn 4% — dite dito neue 3½ 92%, Gld. 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 77 bez. 5 Poiniſche dito alte 4% 95% Gi, 
Quittungsbogen. dito dito neue 4% 95% bez. u. G. 
hyeiniſche Prior. St. 4% 89 ½ Br. usb 
nen nee ieh his en armer A le A 
Breslauer Getreide: Peeife vom 23. Juni 1847, 
Beſte Sorfſr. Witte Sorte. Scringſte Forte, 
Weizen, weißer. 5 Nil. 11 Sg. — pf. 5 Ktl. 2 Sg. 6 pf. 4 Nil. 27 Sg. 6 pf. 
F ß . 
enn , v . ENT, 
Roggen a ur ec, e 3.8. 17290 2 ene, en, 
Se bt 1 Wich ET reg eee ee 
ater ug e K. Inn,, I 133 DIEB PRERER 
Univerſitäts⸗ Sternwarte 
' k Thermometer g f 
a Rn age rt feuchtes Wind. Gewolk, 
3 5 i inneres. | äußeres. niedriger, 4 ef . 
—— — — —I— — . — Pam -a EIN. 
Abends 10 uhr. 7 5 14 85 J 14 2 L 4 5% WB: Halbheiter 
Morgens 6 Uhr. 490% 14 30, 13 4) 1% 5 O, beiter 
Nachmitt. 2 Uhr. 3.88%% 17. 30 + 19- 7, 6 1 2 O kleine Wolken 
Minimum f 3 66. 14 30i+ 13 1 a 
Maximum 3 502+ 17 45 1 22 2 „ h . 


— 


Temperatur der Oder # 15,8 


Landtags · Angelegenheiten. 


— . — 
Sitzung der Herren-Kurie am 16. Juni. 


Die Sitzung beginnt um ½ 11 Uhr unter Vorſitz 


des Marſchalls Fürſten zu Solms. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. x 

Marſchall: N 
der Mittheilung an die andere Kurie über den Antrag 
des Grafen Burghaus auf Aufhebung der unent⸗ 


geltlichen Verpflichtung zum Schneeräumen auf 


Chauſſeen. 

(Dieſe Verleſung erfolgt durch den Grafen von 

5 Sierſtorpff.) 

Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt dieſe Mit⸗ 
theilung genehmigt. Wir kommen zur Fortſetzung der 
geſtern abgebrochenen Berathung, und zwar zum zwei⸗ 
ten Abſatz des $ 35. Ich bitte den Grafen Itzenplitz, 
ſeinen Platz als Referent einzunehmen. 5 N 

Referent Graf von Ibenplitz: $ 35 des Geſetzes 

iſt geſtern verleſen worden, ich werde alſo in dem Gut: 
achten zum zweiten Abſchnitt des § 35 fortfahren: 

„2 Rückſichtlich der mittelbaren Staats⸗ und reſp. Kom⸗ 

munal⸗Aemter liegt die Sache etwas anders. 

Das Edikt vom 11. März 1812 ſagt den Juden 
der damaligen preußiſchen Monarchie Gemeinde⸗ 
Aemter zu, und was dieſe beanſpruchen könnten, 
wird der Landesherr, inſoweit es das Wohl des 
Staats geſtattet, gewiß gern auch ſeinen andern 

jüiſchen Unterthanen gewähren wollen. Es liegt 
hier wohl alle Veranlaſſung vor, zu Gunſten der 
Juden ſo weit zu gehen, als es die Verhältniſſe und 
die vorher entwickelten Grundſätze irgend geſtatten. 
Die Minorität der Abtheilung will daher auch den 

Juden die Zulaſſung zu allen Gemeinde⸗Aemtern zu: 

erkennen und glaubt, daß dies aus dem Edikt von 

1812 hergeleitet werden müſſe, und nicht beſchränkt 

werden könne. 

Der Geſetz⸗Eutwurf verweiſt auf die darüber ergan⸗ 
gangenen beſondern Beſtimmungen; dies hat auch die 
Majorität der Abtheilung nicht gut zu heißen vermocht. 
Einmal iſt eine ſolche Verweiſung unbeſtimmt und es ſind 
rückſichtlich der Juden endlich feſte und gleichartige Nor⸗ 
men zu wünſchen. Zweitens. aber würden nach dieſer 
Faſſung und dem Inhalt der angezogenen, Geſetze die Ju⸗ 
den in Schwelm (in Weſtfalen) nicht Gemeindevertreter 
fein können, während fie jenfeits des nächſten Berges, in 
Barmen, nach der ıheinifhen Gemeinde Ordnung, welche 
nur wenige Jahre nach der weſtfäliſchen erging, dazu bes 
gilt find. Wohl muß es Überall einmal irgendwo eine 

räuze geben, mit welcher ſich auch die Geſetzgebung än⸗ 
dern kann. Gewiß iſt aber wünſchenswerth, daß ein 
ſolcher Unterſchied irgend eine innere oder hiſtoriſche Begrün⸗ 
dung habe, welche zwiſchen dem Rheinlande und der 

Grafſchaft Mark vergeblich geſucht werden möchte. — 
Die richterlichen, polizeilichen und exekutiven Funktionen 
müſſen nach der Anſicht der Majorität der Abtheilung frei⸗ 
lich auch hier (aus den oben entwickelten Gründen) den 
„Juden verſagt bleiben; wo alſo mit den Kommunal⸗Aem⸗ 
tern ſolche Funktionen verbunden ſind, da können die Ju⸗ 
den auch diefe nicht erhalten. Jene Funktionen werden 
von den Gemeinde⸗Beamten auch in 1 5 des Staats 
ausgeübt, und in dieſen ſind auch die emeinder-Beamten 
als Staats⸗Beamte zu betrachten. Es paßt alſo auch hier, 
was oben über den Staatsdienſt angeführt worden iſt, 

und das Edikt von 1812 hat mit dem Ausdruck: „Ge 


meinde ⸗Aemter“ auch wohl ſolche Funktionen nicht ges, 


meint. Es wird dies um ſo wahrſcheinlicher, da der fol⸗ 
gende Paragraph rückſichtlich der „andern öffentlichen Be⸗ 
dienungen und Staats⸗Aemter“ die weitere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung vorbehält. — Wird aber von dieſen anderen 
öffentlichen Bedienungen (mit welchen richterliche oder po⸗ 
lizeiliche oder exekutive Gewalt verbunden iſt) abgeſehen, 
ſo iſt dann auch kein Grund vorhanden, den Juden die 
eigentlichen Gemeinde⸗Aemter (ohne ſolche Gewalt) zu 
verſagen. Es wird kein Nachtheil daraus entſtehen, wenn 
3. B. ein Jude durch das Vertrauen feiner Mitbürger zum 
Gemeinde⸗Vertreter, Stadtverordneten, Rathsherrn, Käm⸗ 
3 oder Stadt⸗Sekretair berufen oder ſonſt beſtellt 
w * * 4 
Die Majorität der Abtheilung mit 4 gegen 3 Stimmen 
ſchlägt daher vor, das Geſetz rückſichtlich der Gemeinde- 
Aemter in folgender Weiſe zu faſſen: 
„Die Juden können ſolche mittelbare Staats-] und 
Gemeinde⸗Aemter bekleiden, mit denen keine Ausübung 
einer richterlichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt 
verbunden iſt.“ = 


Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo 
iſt dem Antrage der Attheilung beigetreten. Zum 


nächſten. 
Referent Graf von Itzenplitz lieſt: 
„) Der $ 35 will die Juden als Schiedsmänner nur für 
„ihre Glaubensgenoſſen zulaſſen. Es ift zu dieſer Be⸗ 
ſchränkung ein Grund in der That nicht abzuſehen. Die 
chiedsmänner haben bekanntlich keine richterliche Ge⸗ 
walt; fie werden gewählt und vermitteln und regiſtriren 
8 nur Vergleiche; Niemand iſt aber verpflichtet, vor 
ihnen zu erſcheinen; ja der Citirte braucht ſich, wenn 
ihm der Schiedsmann kein Vertrauen einflößt, nicht ein⸗ 
mal zu entſchuldigen, ſondern er bleibt lediglich weg. 
Genießt alſo der Jude kein Vertrauen, ſo wird man ihn 
nicht wählen, und noch weniger Jemand ſeine Hülfe 
nachſuchen oder vor ihm erſcheinenz genießt er aber 
Vertrauen, ſo kann er nützen, aber nie ſchaden. Die 
10 = ſchlägt daher einſtimmig vor, den Paſſus fo 

en: 
„Die Juden können zu Schiedsmännern gewählt 
werden.“ 992 * 2 

Marſchall: Die Majorität ſpricht ſich 


N für den 
Antrag der Abtheilung aus. f 


Referent Graf Ibenplitz (left dor): 


„Aehnlich dürfte, es fi mit den Juſtiz⸗Kommiſ⸗ 
ſarien verhalten; auch ſie haben weder richterliche, 
noch polizeiliche, noch exekutive Funktionen, und die 


2. 


Wir kommen nun zur Verleſung 


7 


Kommiſſar find: 1) gründliche Kenntniſſe, 
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Abtheilung iſt daher, um auch dieſe Verhäaͤltniſſe feſt⸗ 
zuftellen, einſtimmig der Meinung, an dieſer Stelle 
hinzuzufügen: 555 22 
„„Eben fo können dieſelben auch zu Juſtiz⸗ 
Kommiſſarlen beſtellt werden.““ 

Dagegen hält dieſelbe ſie zur Beſtellung als No: 
tarien wegen der Beglaubigung der Arte der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit nicht geeignet.“ 

Geh. Regierungstath Schröner: Es dürfte auf 
die Schwierigkeit aufmerkſam zu machen ſein, welche 
zur Zeit die beſtehende Juſtiz⸗Verfaſſung im größten 
Theile der Monarchie darbietet. Diejenigen, welche zum 
Amte eines Juſtiz⸗Kommiſſarius gelangen wollen, müſ⸗ 
fen überall, wo die Allgemeine Gerichts-Ordnung gilt, 
zuerſt Auskultatoren und Referendarien werden, ehe ih⸗ 
nen das Amt eines Juſtiz-Kommiſſarius übertragen 
werden kann. Mit dieſer Vorbereitung iſt alſo der Ein⸗ 
tritt in ein Staats⸗Amt verbunden, worin richierliche 
Funktionen ausgeübt werden, und die Juden würden 
daher, wenn man fie zum Juſtiz⸗Kommiſſarius für fä⸗ 
hig erklärt, durch Aemter, zu denen ſie nicht zugelaſſen 
werden ſollen, hindurchgehen müſſen, um zu den ihnen 
geſtatteten Aemtern zu gelangen. a 


Referent Graf Itzenplitz: Alſo wird eine neue 
Art der Vorbereitung erforderlich ſein. Ich ſehe auch 
darin kein Hiaderniß, ich ſche nicht ein, warum z. B. 
nicht ein Jude bei einem bekannten Juſtiz⸗Kommiſſa⸗ 
rius fo lange arbeiten könnte, bis er vollſtändig zu dem 
92 Examen vorbereitet iſt. 

eh. Regierungsrath Schröner: Man würde 
den Juden die Ausſicht, zum Amte eines Juſtiz⸗Kom⸗ 
miſſarius zu gelangen, füglich nur unter gleichzeitigen 
Abänderungen in der Juſtizverfaſſung eröffnen können. 
Ich habe die hohe Verſammlung nur auf die zur Zeit 
beſtehende Schwierigkeit in der Ausführung aufmerkſam 
machen zu müſſen geglaubt. 
E 8 

Referent Graf Itzenplitz: Ich kann nicht abſe⸗ 
hen, warum deshalb eine Veränderung in der Juſtiz⸗ 
Verfaſſung vorgenommen werden fol. So wie z. B. 
in der Regel Jeder, der auf die Univerſität gehen will, 
zuvor das Examen auf einem Gymnaſium gemacht ha⸗ 
ben und ein Zeugniß von dieſem Gymnaſium über das 
beſtandene Examen mitbringen muß; Andere doch aber 
auch, ohne ein Gymnaſium beſucht zu haden, ihr 
Examen vor einer Prüfungs-Kommiſſion ablegen kön⸗ 
nen, fo wird auch ein Jude, der Juſtiz⸗Kommiſſarſus 
werden will, feine Prüfung beſtehen können, ohne vor⸗ 
her Referendarius geweſen zu ſein. 

Graf von Burghaus: Ehe ich im Stande bin, 
mein Votum mit voller Ueberzeugung 1 würde 
ch mir eine Erläuterung von dem Herrn Referenten oder 
dem Herrn Regierungs⸗Kommiſſar erbitten. — Iſt es 
ein geſetzlich feſtſtehender Weg, daß ein junger Mann, ſei 
er Jude oder Chriſt — das muß hier gleichgültig ſein, 
warum ſollten die Juden einen Vorzug haben — auf 
irgend eine andere Weiſe nicht Juſtiz⸗Kommiſſar werden 
kann, als wenn er erſt durch die Stadien durchgegangen 
iſt, die richterlichen Funktionen involviren? 

eh. Regierungs⸗Rath Schroener: Für jetzt iſt 

dies noch der vorgeſchriebene Weg.! ri r 
8 Dann würde ich mich 

erklären, zu geſtatten, daß 


Graf von Burghaus: 
auf das beſtimmteſte dagegen f 
Juden ſich auf einem erceptionellen Wege zu Juſtiz⸗Kom⸗ 
miſſarien ausbilden können. Würde den Chriſten dieſer 
Weg auch eröffnet, dann würde ich mich dafür ausſpre⸗ 
chen; aber niemals kann ich mich, bei der größten Bereit⸗ 
willigkeit, die Juden mit den Chriſten möglichſt gleichzu⸗ 
ſtellen, dazu hergeben, ihnen einen exceptionellen Weg zu 
gewähren, durch den ſie ſehr einträgliche Stellungen im 
Staate erlangen. 

Graf Zieten: Die Anforderungen an einen Juſtiz⸗ 
2 Fleiß. Ich 
den vielen Juſtiz⸗-Kommiſſarien unſeres 
Staats Kenntniffe abzuſprechen; im Gegentheil, ich weiß 
ſehr wohl, daß ſie deren in vollem Maße beſitzen; allein 
ich appellire an das allgemeine Urtheil, ob wir nicht 
hier und da ſchon die bittere Erfahrung gemacht haben, daß 
unſere chriſtlichen. Juſtiz-Kommiſſarien Wochen, Monate, 
ja, Jahre lang auf ihre Arbeiten haben warten laſſen. 
Der Jude aber zeichnet ſich außer durch pene⸗ 
tranten Verſtand auch durch ungeheuren Fleiß und 
Mühſeligkeit in allen Lebensverhältniſſen aus, und da⸗ 
her glaube ich, daß Jeder, der einen jüdiſchen Juſtiz⸗ 
Kommiſſar zu ſeinem eigenen machen würde, die Ueber⸗ 
zeugung haben könnte, nicht nur einen tüchtigen, der 
Sache gewachſenen Juſtiz⸗Kommiſſar zu haben, ſondern 
daß auch ſeine Sache einen ſchnellen und daher er⸗ 
wünſchten Fortgang haben würde. Ich bitte demnach, 
den Antrag der Abtheilung beizubehalten, den Juden zu, 
geſtatten, auch Juſtiz⸗Kommiſſarien werden zu können. 

Marſchall: Es handelt ſich darum, ob die Ver⸗ 
ſammlung dem Antrage der Abtheilung beigeſtimmt, 
welcher dahin gerichtet iſt, daß die Juden zu den Stel⸗ 
len von Juſtiz⸗Kommiſſarien und Advokaten zuzulaſſen 
ſeien, inſofern nicht das Amt eines Notars damit ver⸗ 
bunden iſt, und diejenigen, welche dieſem Vorſchlage 
„ würden, das durch Auſſtehen zu erkennen 
geben. - 
(Nachdem die Stimmen abgezählt waren, bemerkt der 

Marſchall.) 

Es iſt der Fall eingetreten, daß Gleichheit der Stimmen 
vorliegt; es wird alſo, da ich mich für Annahme des 


* 


bin weit entfernt, 


aufgehoben, welches hierdurch bekannt gemacht wird. 


= 


Antrags erklärt habe, der Antrag der Abtheilung 
angenommen anzuſehen ſein. Wir kommen zum 
ſten Abſchnitt des 9 30, i 
Referent (left): 
„Was nun 5 7 
4) die ra der Juden zu akademischen Lehr⸗Aeh + 
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die Juden können akademische Lehr⸗Lemter, u 

welchen fie ſich geſchickt 1 1 55 verwalten, 

— “or e lg beruhende Publitan 

Dezember 18% Sammlu 

224) hat . be bin mung rank . a n j 5 

wegen der bei der Aus führ eigenden Miß 
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: ie ublikandum des Staats⸗Miniſteriums ohn ) 
Mitsubdrud und Publikation der aan Kue 

Kabinets⸗Ordre für ein Geſetz zu erachten iſt, was die durch 
die Bundes⸗ukte garantirte Gefeggebung von 1812 aufheben 
konnte, könnte zweifelhaft erſcheinen. — Auf der anderen Seite 
tonnen dielbloßen Worte des Edikts von 1812 hier auch kaum 
entſcheiden. — Der Geſetz Entwurf will die Juden anf den 
Univerfitäten, deren Statuten es geſtatten, nur als Privet⸗Do⸗ 
zenten und außerordentlichen Profeſſoren in mathematiſchen, 
naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfachern zulaſſen. 
Pr Die Abtheilung hat ſich hiermit nicht einverſtanden er 

ärt und iſt der Anſicht, daß die Juden in den geeignet 

Fakultäten auch als ordentliche Profeſſoren angeſtellt und zu 
gelaſſen werden müſſen, wenn anders nicht Mißſtimmung und 
Kiankung faſt unvermeidlich herbeigeführt werden ſoll. Mon 
verſetze ſich in die Lage eines ſolchen auß erordentlichen Pro; 
feſſors, der ſich mit Auszeichnung der Wiſſenſchaft gewidmet 
hat, lehrte und Beifall fand, und dann nie ein wirklicher Pro⸗ 

feſſor werden ſoll, und man wird ſagen müſſen, daß gan 
liche Ausſchließung beſſer, als eine ſolche ungenügende Be 
willignng iſt. Es haudelt ſich dabei nicht blos um das 1 
halt: da ließe fi nachhelfen. Der Staat konnte die außer 
ordentlichen Profeſſoren jüdiſchen Glaubens auskommlich und 
beſſer beſolden, als die chriſtlichen; aber die Juden werden 
auch den Ehren⸗ Punkt nicht außer Augen laſſen⸗ 
Dabei iſt nicht wohl abzuſehen, warum ein Jude nicht die 
Phyſik und Chemie, die Algebra und Philoſophie, die Ge 
ſchichte der Volker der alten Welt und die ſämmtlichen mee 
Nane Wiſſenſchaſten ebenſo richtig auffaſſen und lehreß 
n Shrüt: — Daß dagegen die Juden von der 
75 dal et Fakultät ausgeſchloſſen bleiben müſſen, folgt 
laſſung bei be ei e e heran 10 
derne ultät. An ſich kö 0 

Jude das römiſche Recht wohl ſo enn e ein 
Chriſt; es iſt aber allgemeiner Gebrauch bei den Univerfitd® 
ten in Deutſchland, daß die Doktoren der Rechte für das 
weltliche und kanoniſche Recht zugleich promovirt werden, 
und nur in neueſter Zeit iſt in einzelnen Fallen hiervon ab? 
gewichen worden. Wenn es nun wohl unzweifelhaft iſt, 
daß ein Jude nicht Lehrer des’ chriſtlichen Kirchen⸗Rechts 
fein kann, fo erſcheint es angemeſſener, fie auch von der 
juridiſchen Fakultat auszuschließen. Dies wird noch mehr 
dadurch begründet, daß die Juriſten⸗Fakullgten auch zuwellen 

noch Erkenntniſſe für ausländiſche Gerichte zu machen und 

alſo richterliche Funktionen zu üben haben. Pd 

Die Abtheilung tragt daher mit 6 gegen 1 Stimme 


dahin an: 
daß die Juden auch als ordentliche Profeſſoren det 
mediziniſchen und philofophifchen Fakultät zugelaf£ . 
fen werden. 5 x 5 
Von den Aemtern- eines Rektors oder Prorektors einen 
Dekans und Senats⸗Mitgtiedes der Meet müͤſſen aber 
die Juden, nach den oben entwickelten Prinzipien ausge- 
ſchloſſen bleiben; denn mit dieſen find theilweis richterliche 
und polizeiliche Funktionen über die Studenten verbunden 
— Die Spezial⸗Statuten faft aller preußiſchen Univerſitaten, 
abgeſehen von der zu Berlin, ſchließen die Juden vom Lehr 
Amt aus. Wenn es einerfrits nicht die Abſicht des Geſezt⸗ 
gebers ſein kann, dieſe Statuten durch ein allgemeines Geſeb 
zu andern, und dies auch nicht in der Anſicht der Abthellung 
liegt, ſo können andrerſeits dieſe Statuten durch Beſchlu 
der Univerſitäten und Beſtätigung des Landesherrn geändert 
werden, und einer ſolchen Aenderung durch das allgemeine 
Gefeg vorzugreifen, kann nicht rathſam erſcheinen. Die betreffende 
Stelle des Geſetzes wird daher anders, als vorgeſchlagen, fue \ 
fein und blos allgemein zu disponi.en haben, ohne des Stauf 
Rechtes zu gedenken, was bekanntlich ftets neben den all“ 
gemeinen Geſetzen beſteht und dieſen vorgeht. Die jetzige 
ballen, ne eine für die Sage verfanglic genannt 
Ich habe geglaubt, dies der Vollſtändigkeit wegen anfüh⸗ 
ren zu müſſen. Es iſt nämlich nach — Lee, 
Geſetzgebung etwas Ungewöhnliches, daß eine geſetzliche BE 
ſtimmung durch ein Publikandum des Staats + Minifteriu 
erfolgt. _ So weit mir die betreffenden Vorſchriften bekannt 
find, ſo iſt ein Geſeg bei une nur eine Allerhöchſte Kabimets⸗ 
ordre oder ein Allerhöchſter Erlaß, der durch die Geſetzſamm⸗ 
lung publizirt iſt und eine Zeit lang auch durch die Amts⸗ 
blatter publizirt werden konnte, was jetzt wieder aufgehoben 
iſt. So viel mit bekannt, werden im Namen des Staats- 
Miniſteriums in der Geſetzſammlung nur Ko von 
Druckfehlern publizirt, oder aber Rakiſikationen von Staats- 
Verträgen, welche Dan. geringerer Bedeutung find. Ich habe 
dies nur der Vollſtändigkeit wegen anführen wollen. 5 
Die Allerhöchſte Kabinetsordre nun ſteyt in der Geſetz 
ſammlung des Jahres 1822 und lautet 0? _ 2 
„Se. Maſeſtät der König haben durch Höchſte i 
ordre vom 18. Auguſt d. J. die Beſtimmung des Ebikll 
vom 11. März 1812 55 7 und 8, A 
wonach die für Einlander zu achtenden Juden zu akaden 
„ſchen Lehr⸗ und Schulamte nden welchen fie ſich gef 5 
n ſollen 


gemacht haben, zugelaſſen ollen, RN 
wegen der bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältniſſe⸗ 


Berlin, den 4. Dezember 1822. 5 
Königliches Geheimes Staats⸗Miniſterium. * 
v. Altenſtein. v. Kircheiſen. v. Bülow. 
chuckmann. v. Lottum. v. Klewiz- v. Hake.“ 
2 fahre nun fort in dem Gutachten der Abtheilung; 
uuf der anderen Seite können die bloßen Worte 
Ediktes von 1812 hier auch kaum entſcheiden. — Der eu 
Entwurf will die Juden auf den Univerfitäten, deren Statu⸗ 
ten es gefla'ten, nur als Privat: Dozenten und di 
liche Profeſſoren in mathematiſchen, naturwiſſenſchaftli 
und mediziniſchen Lehrfächern zulaſſen. — Die Abtheilung 9 
Gortſetzung in ber. zweiten Beilage.) 
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ich hiermit nicht einverſtanden erklärt und iſt der Anſicht, 
daß die Juden in den geeigneten Fakultäten auch als ordent⸗ 
uche Profeſſoren angeſtellt und zugelaſſen werden müſſen, 
denn anders nicht Mißſtin mung und Krankung fall unver⸗ 
Mueeidlich herbeigeführt werden ſollen. Man verſetze ſich in die 
Lage eines ſolchen außerordentlichen Profeſſors, der ſich mit 
Auszeichnung der Wiſſenſchaft gewidmet hat, lehrte und Bei⸗ 
AU fand, und dann nie ein wirklicher Profeſſor werden ſoll, 
und man wird jagen. müſſen, daß gänzliche Ausſchließung 
beſſer, als eine ſolche ungenügende Bewilligung ill. Es han 
it ſich dabei nicht blos um das Gehalt, da ließe ſich nach⸗ 
elfen. Der Staat konnte die außerordentlichen Proſeſſoren 
iſchen Glaubens auskommlich und beſſer beſolden, als die 
christlichen; aber die Juden werden auch den Ehrenpunkt nicht 
außer Augen laſſen. Dabei iſt nicht wohl abzuſehen, warum 
ein Jude nicht bie Phyſik und Chemie, die Algebra und Ph. 
beſophie, die Geſchichte der Volker der alten Welt und die 
ſammtlichen mediziniſchen Wiſſenſchaften eben ſo richtig auf⸗ 
Affen und lehren könnte, als ein Chriſt. — Daß dagegen die 
Juden von der theologiſchen Fakultat ausgeſchloſſen bleiben 
müſſen, folgt aus der Natur der Sache. Zweifelhafter er⸗ 
ſcheint deren Zulaſſung bei der juriſtiſchen Fakultat. An ſich 
konnte ein Jude das römiſche Recht wohl jo unbefangen leh⸗ 
en, als ein Chriſt; es iſt aber allgemeiner Gebrauch bei den 
niverjitäten in Deutſchland, daß die Doktoren der Rechte 
für das weltliche und kanoniſche Recht zugleich promovirt wer⸗ 
den, und nur in neueſter Zeit iſt in einzeinen Fallen hiervon 
abgewichen worden. Wenn es nun wohl unzweiſelhaft it, 
daß ein Jude nicht Lehrer des christlichen Kirchenrechts ſein 
kann, ſo erſcheint es angemeſſener, ſie auch von der juridiſchen 
Fakultat auszuſchließen. Dies wird noch mehr dadurch I 
gründet, daß die Juriſten⸗Fakultäten auch zuweilen noch Er⸗ 
kenntniſſe für auslandiſche Gerichte zu machen und alſo rich: 
terliche Funktionen zu üben haben.“ „ N 
Miniſter Eichhorn: Die verehrliche Abtheilung hat 
zuerſt den Zweifel aufgeworfen, ob das Publitandum 
dom 4. Dezember 1822 ohne Mitabdruck und Publika⸗ 
tion der darin angezogenen Allerhöchſten Kabinetsordre 
für ein Geſetz zu achten ſei, was die durch die Bundes⸗ 
akte garantirte Geſetzgebung von 1812 aufheben konnte. 
Ich glaube, dieſen Zweifel heben zu konnen. Zunächſt 
erlaude ich mir, die Kabinetsordre, welche damals ergan⸗ 
gen iſt, vorzuleſen. Sie lautet, wie folgt; 


7 


„Aus den zurückgehenden Anlagen Ihrer Anzeige vom 
4. d. M. habe ich erſehen, daß die Beſtimmung der 
$ 7 und 8 des Ediktes vom 11. März 1812, nach 
wieblcher die für Inländer zu achtenden Juden zu aka⸗ 
demiſchen Lehr⸗ und Schulämtern, zu welchen ſie ſich 
geſchickt gemacht haben, zugelaſſen werden ſollen, nicht 
ohne große Mißverhältniſſe zu veranlaſſen, durchzufüh⸗ 
ren iſt. Ich will daher dieſe Beſtimmung hierdurch 
aufheben und Ihnen die weitere Verfügung wegen der 
Bekann machung dieſer Abänderung des gedachten 
Geſetzes anheimg eben: 
ITaeplitz, den 18. Auguſt 1822. 
5 Gez.) Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗Kanzler Herrn Fürſten 
von Hardenberg.“ an Tun sg 
| Der Fürſt, von Hardenberg hat nun folgendes 
Schreiben an das Staats⸗Miniſterium erlaſſen in Folge 
des Befehls, der von des hochſeligen Königs Majeſtat 
an ihn ergangen war: 
„Se. Majeſtät der König haben durch die unterm 18. Au⸗ 
guſt c. an mich erlaſſene Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre, von 
welcher ich quo ad passum concernentem eine beglaubigte 
Abſchrift hier beilege, die Beſtimmung der §§ 7 und 8 des 
Edikts vom 11. Marz 1812, wonach Juden zu akademi⸗ 
* ſchen Lehr⸗ und Schulämtern zugelaſſen werden, aufzuheben 
geruht und mir die weitere Verfügung wegen der Bekannt⸗ 
machung dieſer Abänderung des erwähnten Geſetzes an⸗ 
heimgegeben. — Ew. konigl. Hoheit und das k. Staats: 
Miniherium erſuche ich hiernach gehorſamſt und ganz erge⸗ 
benſt, jene angeordnete Bekanntmachung gefälligſt zu be⸗ 
wirken. — Verona, den 10. Oktober 1822. 
79710070 (gez.) v. Hardenberg. 
An Ein königliches Staats⸗Miniſterium.“ i 
Nachdem das Staats⸗Miniſterium dieſes Schreiben 
des Staats⸗Kanzlers erhalten hatte, erließ es das Pu⸗ 
blikandum. iM 
Die Sache liegt alſo: Se. Majeſtät der hochſelige 
König haben durch die Kabinets⸗Ordre die 69 7 u. 8 
des Edikts von 1812 in Beziehung auf die Zulaſſung 
der Juden zu akademiſchen Aemtern außer Kraft ger 
ſetzt und gleichzeitig die Art der Bekanntmachung 
dem Staatskanzler überlaſſen. Der Staats⸗ 
Kanzler hat das Staats⸗Miniſterſum erſucht, die Be⸗ 
kanntmachung des Paſſus der königlichen Ordre, wel⸗ 
cher die Aufhebung ausſpricht, durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung zu bewirken, und dies iſt von dem Staats⸗Mini⸗ 
ſterium geſchehen. Nun erlaube ich mir zu erinnern 
an die verſchiedenen Formen der Publikation königli⸗ 
cher Verordnungen in früheren Zeiten. Es giebt eine 
große Sammlung, welche unter dem Namen der My⸗ 
liusſchen Edikt⸗Sammlung citirt wird, worin Verord⸗ 
nungen, von dem König ſelbſt vollzogen, enthalten ſind; 
un ſind Verordnungen, welche von einzelnen oder 
auch von mehreren Miniſterien zuſammen auf Allerhöch⸗ 
ſten Spezial⸗Befehl ausgegangen ſind. Das waren in 
den früheren Zeiten die Formen, wie königl. Beſtimmun⸗ 
den zur Nachachtung dem Puvlikum mitgetheilt wurden. 
Weſentlich war die Aufnahme, wie man es nannte, in 
die Edikt⸗ Sammlung. Im Jahre 1811 wurde bez 
kanntlich die Einrichtung getroffen, daß von nun an 
i i ache ai ne n im S 0 
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die königlichen Verordnungen und was Geſetzeskraft er⸗ 
halten follte, durch die Geſetz-Sammlung ſollte publi⸗ 
zirt werden; aber auch in den erſten Zeiten nach der 
Erſcheinung der Geſetz-Sammlung fand noch eine große 
Unb eſtimmtheit in Beziehung auf die Art der Publi⸗ 
kation landesherrlicher Erlaſſe ſtatt. In den letzten 
Jahren iſt die Sache zum Gegenſtande einer ausführ⸗ 
lichen Berathung gemacht, und auf den Grund eines 
von dem Staats⸗Rath erſtatteten Gutachtens iſt das 
bekannte Geſetz erlaſſen worden, daß die Art der Pu⸗ 
blikation landesherrlicher Erlaſſe für die Zukunft feſt 
regelt. Nie hat man bezweifelt, daß, was früherhin 
unter Bezugnahme auf eine Allerhöchſte Ordre in die 
Geſetz Sammlung aufgenommen worden, auch wirklich 
Geſetzeskraft habe. Die Geſetzeskraft muß in Abſicht 
des Publika dums vom 4. December 1822 um ſo 
mehr angenommen werden, weil Se. Majeſtät be’ 
ſonders den Staats- Kanzler angewieſen 
hatten, wegen der Art der Bekanntmachung 
die weiteren Verfügungen zu treffen. Ich glaube, 
daß nach dieſen Erklärungen wohl kein Zweifel 
über die Geſetzeskraft dieſes Publikandums in einer 
hohen Verſammlung ſtattfinden kann. 5 

Was nun die Anträge der verehrlichen Abtheilung in 
der Sache betrifft, ſo möchte es faſt überflüſſig fein, 
über das Weſen unſerer Univerſitäten und was dieſes 
Weſen in Beziehung auf die hier vorliegende Frage 
mit ſich bringt, mich näher zu äußern, da ſämmtliche 
Mitglieder der hohen Verſammlung unſere Univerſitä⸗ 
ten genau kennen, und dem größeren Theil nach auch 
auf denſelben ſtudirt haben. Ich glaube aber meiner 
beſonderen Stellung als Unterrichts-Miniſter es ſchul⸗ 
dig zu ſein, einige Worte darüber beizubringen, was 
das Miniſterium für wichtig hält, daß es in der hohen 
Verſammlung nicht ohne Beachtung bleibe. Ich glaube 
um ſo mehr dazu verpflichtet zu ſein, als unſere Könige 
die Univerſitäten des Landes immer als Kleino⸗ 
dien angeſehen haben. Der Miniſter, welchem die 
Verwaltung dieſer Kleinodien anvertraut It, hat 
daher rechtzeitig dafür zu ſorgen, daß nichts geſchehen 
möge, was dem Weſen der Univerſitäten irgend Ein⸗ 
trag thun könnte. — Wären die Univerſitäten bei uns 
einzig und allein blos Unterrichts- Anſtalten, fo 
würde die Frage, ob Juden zuzulaſſen ſeien oder nicht, 
weniger praktiſche Bedeutung haben. Man denke ſich 
eine Reihe von Lehrſtühlen neben einander aggre⸗ 
girt, einen beſonderen Lehrſtuhl für jede beſondere Dis⸗ 
ziplin, da wird man allein fragen: Wer iſt der Fä⸗ 
higſte, um dieſe Disziplin vorzutragen? Das 
ſind Glaubensſachen. Freilich wird man auch denjeni⸗ 
gen, der die Disziplin der chriſtlichen Dogmatik vor⸗ 
tragen will, fragen: welches Glaubens biſt du? Anders 
in Abſicht des Vortrags anderer wiſſenſchaftlicher Dis⸗ 
ziplinen, außer dem Gebiete, was die Theologie be⸗ 
rührt. Es exiſtiren in Paris Lehrſtühle neben einan⸗ 
der; da wäre es in der Regel thöricht zu fragen, wel⸗ 
chen Glauben der Vortragende habe. Das Weſen un⸗ 
ſerer Univerſitäten iſt aber, daß ſie eine jede ein organi⸗ 
ſches Ganzes bilden, find nicht blos Unterrichts-An⸗ 
ſtalten, ſondern geiſti ge Bildungs-Anſtalten über⸗ 
haupt. Das waren ſie urſprünglich in ihrer Stiftung, 
wo ſie als organiſche Ganze auch noch mehr inneren 
Zuſammenhang hatten und jede Aenderung in dieſem 
Zuſammenhange mit großer Entſchiedenheit abwieſen. 
Den-feften, inneren urſprünglichen Zuſammenhang haben 
z. B. noch in England die dortigen Univerſitäten, ſie 
halten ſo feſt an dem Beſtehenden, daß man, wiewohl 
von einer höheren Auffaſſung und einer Reform als 
ein Zeitbedürfniß längſt anerkannt worden iſt, dennoch 
große Scheu getragen hat, eine Reform vorzunehmen. 
Der korporative Beſtand unſerer Univerſitäten iſt im 
Laufe der Zeit lax geworden, fie haben in Folge ver 
änderter Verhältniſſe und Bedürfniſſe ſelbſt viele Aen⸗ 
derungen erfahren, aber immer iſt dieſer Charakter feſt⸗ 
gehalten worden und wird auch ferner feſtgehalten 
werden müſſen, daß ſie organiſche Ganze und nicht 
blos für den Unterricht, ſondern für die Bildung 
des höheren geiſtigen Lebens im Ganzen beſtimmt ſind. 
Die Univerſitäten ſind gewiſſermaßen die Träger der 
höheren geiſtigen Bildung unſeres Volkes. Es iſt darum 
auch den Univerſitäten die Disziplin anvertraut, in 
Beziehung auf die Studirenden, ja, nicht blos in Be⸗ 


ziehung auf die Studirenden, ſondern auch im Ver⸗ 


hältniß der Lehrer unter ſich beſteht ein Band und ein 
Zuſammenhang, um in vereinter Wirkſamkeit das ge⸗ 


ſammte höhere geiſtige Leben, durch Bildung der Ju⸗ 
gend an Tiefe und zugleich an Reichthum wachſend, 
von Geſchlecht zu Geſchlecht fortzupflanzen. Wie aber 


ſchon in den vergangenen Tagen der Berathung be⸗ 
merkt worden, daß unſer nationales Leben durchdrun⸗ 
gen iſt von dem Weſen des Chriſtenthums, ſo tritt 
dieſes Weſen beſonders bei unſeren Uaiverſitäten herz 


vor, als denjenigen Bildungs⸗ und Pflegeſtätten, wo 
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machen. 
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ſich gerade das höhere geiſtige Nationalleben konzentrirt. 
Sieht man die Statuten der Univerſitäten an, ſelbſt der⸗ 
jenigen Univerſitäten, welche gegründet ſind nach der 
Reformation, ſo nehmen ſie bis auf die neuere Zeit 
alle Bezug auf das Ehriſtenthum, auf chriſtliches Be⸗ 
kenntniß, die meiſten auf ein evangeliſches Bekennt⸗ 
niß, zwei auf ein paritätiſches Verhaltniß der Konfeſ⸗ 
ſionen. Es iſt alſo wichtig für die Univerſitäten, daß 
dieſes Weſen nicht unbeachtet gelaſſen werde. Im Jahre 
1812, wo das Edikt zu Gunſten der Juden ergangen 
war, überzeugte man ſich bald, daß der Ausführung 
deſſelben, in Abſicht der Zulaſſung von Juden zu aka⸗ 
demiſchen Lehrſtühlen, die größten Schwierigkellen im 
Wege ſtänden. An fünf Univerſitäten wurde dieſelbe 
durch ausdrückliche Beſtimmungen der Statuten verhin⸗ 
dert. Merkwürdigerweiſe fand der erſte Verſuch einer 
Anſtellung eines Juden nicht bei dieſen, ſondern bei der 
erſt kurz vor dem Juden-Edikte errichteten Univerſität 
Berlin Anſtand, wiewohl deren Statuten über ihren 
religiöfen. Charakter ſchweigen. Man fragte gleich nach 
dem Erſcheinen des Ediktes, was bedeuten in dem § 8: 

„Die Juden können akademiſche Lehr-Aemter, zu 

welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, 

verwalten,“ . 28 5 9 5 
die Worte: 


zu welchen fie ſich geſchickt gemacht haben.“ 
Dies gab ſchon einen Anhalt zur Erhebung von Schtvie⸗ 
rigkeiten. Man fragte ſich: Wozu dieſe Worte? Ver⸗ 
ſteht man darunter eine bloße Habilitirung? Es kann 
aber überhaupt Niemand angeſtellt werden bei den Uni⸗ 
verſitäten, der nicht promovirt iſt und ſich ſtatutenmä⸗ 
ßig habilitirt hat. Da war alſo im $ 8 des Edikts 
gar nicht nöthig, zu ſagen: „Wozu ſie ſich geſchickt 
gemacht haben.“ Hierunter muß etwas ganz Be⸗ 
ſonderes gemeint ſein. — Ich gehe weiter. Die Sta⸗ 
tuten der Univerſität Königsberg ſind vor einigen Jah⸗ 
ren revidirt worden. Der dortige Senat und die Fa⸗ 
kultat wurden aufgefordert, in Bezug auf die Abände⸗ 
rung dieſer Statuten die angemeſſenen Vorſchläge zu 
In Königsberg finden gewiß alle liberalen 
Ideen ihre Vertretung, auch glaube ich nicht, daß es 


dort beſondere Judenfeinde giebt, und dennoch hat der 
Senat den alten Charakter der Univerſität, den ſie bei 


ihrer Gründung gleich nach der Reformation angenom⸗ 
men hat, nämlich den, daß ſie eine evangeliſche Univer⸗ 
ſität ſein ſoll, beizubehalten gewünſcht. Auf dieſes Ver⸗ 


hältniß erlaube ich mir eine hohe Verſammlung nur 


aus dem Geſichtspunkte aufmerkſam zu machen, um 
die Ueberzeugung zu gewinnen, daß das Unterrichts⸗ 
Miniſterium in ſeiner Stellung die größte Vorſicht bei 
dieſer Abänderung zu empfehlen ſich verpflichtet achten 
muß. Es iſt daher auch im Geſetz⸗Entwurfe mit Rück⸗ 
ſicht auf die von dem Unterrichts-Miniſterium vertrete⸗ 
nen Momente die Zulaſſung der Juden nur als Pri⸗ 
dat = Dozenten und als außerordentliche Profeſſoren in 
Ausſicht geſtellt. Zwar war ſchon bei der Berathung 
des Geſetzes im Staats⸗Miniſterium die Frage geſtellt, 
ob man die Juden nicht auch als ordentliche Pro⸗ 
feſſoren in der mediziniſchen und philoſophiſchen Fakul⸗ 
tät, in der letzteren, inſofern es ſich von dem Vortrag 
mathematiſcher und naturwiſſenſchaftlicher Disziplinen 


‚handelt, zulaffen fol, — Man erwiederte aber, wenn 


ſie als ordentliche Profeſſoren in dieſen beiden Fa⸗ 


kultäten zugelaſſen werden ſollten, ſo müßten ſie auch 


das Recht haben, an den Senats⸗Sitzungen Theil zu 
nehmen, ſie müßten Anſpruch auf das Dekanat, ja 
auch darauf haben, Prorektor zu werden. Da über⸗ 
zeugte man ſich, aus ähnlichen Motiven, wie die ver⸗ 
ehrliche Abtheilung in ihrem Gutachten andeutet, daß 
die Sache auf große Schwierigkeiten ſtoße. Man 


glaubte, die ausgedehnte Zulaſſung gleich wieder durch 


eine neue Klauſel beſchränken zu müſſen, nämlich in 
der Art, daß die Juden zwar ordentliche Profeſſoren, 


aber nicht Dekane, nicht Prorektoren werden und bei 


Handhabung der Disziplin nicht mitwirken dürften. 
Aus dieſer Betrachtung hat man ſich damit begnügt, 
in dem Geſetzes⸗Vorſchlage nur die Beſtimmung auf: 
zunehmen, daß die Juden Privat⸗Dozenten und außer⸗ 
ordentliche Profeſſoren werden können. — Uebrigens 
freue ich mich, in dem Gutachten der verehrlichen Ab⸗ 
theilung die Bemerkung gefunden zu haben, daß es 
nicht die Abſicht ſei, ein Geſetz anzurathen, in welchem 
geradezu ein Strich durch die Statuten gemacht ſein 
ſolle, ſondern daß durch das Geſetz nur die Möglich⸗ 
keit gegeben werden ſoll, inſofern ſeitens der Univerſi⸗ 
täten keine erheblichen Schwierigkeiten gemacht würden, 
auch die Juden als ordentliche Profeſſoren unter den 
von der Abtheilung angegebenen Modalitäten aufzuneh⸗ 
men. Dadurch gewinnt die Sache allerdings ſchon ein 
anderes Anſehen, indem die Zulaſſung von einer zu⸗ 
ſtimmenden Mitwirkung der Univerſität ſelbſt, als Cor⸗ 
poration, abhängig gemacht wird. Un Mt. 


san Amn un i mintyn 
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Graf Pork: Nicht allein die Könige aus dem 
Hauſe Hohenzollern, ſondern alle Fürſten dieſes Hau⸗ 
ſes haben von jeher mit hohem Sinne die geiſtige Bil⸗ 
dung als das unſchätzbarſte Kleinod ihres Volkes an⸗ 
geſehen. Es iſt dies kaum nöthig, zu erwähnen, denn 
es iſt Ihnen Allen wohl bekannt. Dieſe Fürften ha⸗ 

ben es aber auf die geiſtige, nicht allein geiſtliche Bil⸗ 
dung abgeſehen; je höher ſie den Werth der den Geiſt 
bildenden Anſtalten ſtellten, deſto geiſtig freien wur⸗ 
den ſie hingeſtellt. Wenn nun der Herr Kultus⸗Mi⸗ 
niſter uns England als Beiſpiel angeführt hat, ſo 
möchte ich nicht wünſchen, daß man dieſem Beiſpiele 
folge; denn es herrſcht in England in dieſer Beziehung 
eine geiſtige Knechtſchaft, von der wir uns frei gehal⸗ 
ten haben. Das liegt, meines Erachtens, darin, daß 
man die Univerſitäten von der hohen Stufe, die ſie 
einnehmen ſollen, herabgeſetzt und ſie in England zu 
Dienerinnen beſtimmter konfeſſioneller Anſichten gemacht 
hat, Je mehr wir dieſen Boden einnehmen, deſto 
mehr wird der Wirkungskreis der Univerſität als einer 
allgemein alle Konfeſſionen erziehenden Anſtalt verloren 
gehen. Wir müſſen auch anerkennen, daß gerade in 
Preußen im entgegengeſetzten Sinne gehandelt worden 
iſt. Ich erlaube mir das Beiſpiel anzuführen, deſſen 
ich bei der Berathung dieſes Gegenſtandes in der Kom⸗ 
miſſion ſchon gedachte. Als Fichte verfolgt wurde als 
Irrlehrer, als Gefährlicher, da war gerade unſer hoch⸗ 
ſeliger König derjenige, der ihn an die neubegründete 
Univerſität Berlin berief und ihm das Recht verlieh, 
zu lehren, was er wollte. Welche Folgen dieſe Lehren 
gehabt haben, welch' eine Wirkung, davon iſt der Be⸗ 
weis die hohe Bildung, deren wir uns in Preußen er⸗ 
freuen, und auf die wir ſtolz ſein können. Alle, die 
nachher an der hieſigen Univerſität lehrten, alle berühmte 
Namen, Hegel, — und ich ſchließe den noch hier les 
benden und lehrenden Schelling nicht aus, ſondern aus⸗ 
drücklich mit ein — ſind Nachfolger und weitere Ent⸗ 
wickeler Fichteſcher Lehre und in gewiſſen geiſtigem 
Sinne Univerſitätslehrer geweſen, aber nicht in dem 
Sinne, wie in England, wo die Univerſität nur einer 
beſtimmten Richtung einer Kirche gedient hat. Ich bin 
überzeugt, daß auch nur in dem Sinne die Univerſi⸗ 
tät den Zweck erfüllen kann, den ſie zu erreichen ſich 
zur Aufgabe ſtellen muß. Wenn nun in Preußen die 
Statuten der meiſten Univerſitäten, trotz der von mir 
für ſie vindizirten geiſtigen Freiheit, dem entgegenſtehen, 
ſo hat dies ſeinen wahren Grund darin, daß ſie zu ei⸗ 
ner Zeit begründet wurden, in der die Menſchen noch 
nicht zu einer vollkommenen Geiſtesfreiheit gelangt wa⸗ 
ren. Als aber des hochſeligen Königs Majeftät hier in 
Berlin eine neue Univerfität gründete, geſtand er, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Religion, einem Jeden, der geiſtig ebenbür⸗ 
tig iſt, das Recht zu, an ihr zu lehren, und ich muß im 
Gegenſatze gegen die Meinung des königlichen Herrn 
Kommiſſars behaupten, daß die Worte, welche im Ge⸗ 
ſetze ſtehen „ſich geſchickt machen,“ nichts Anderes hei⸗ 
ßen, als den Beweis ſeiner geiſtigen Tüchtigkeit und 
Fähigkeit darzuthun, daß der Ausdruck überhaupt nicht 
nur für die Juden berechnet war, ſondern eine ganz 
allgemeine Bedeutung hat, nämlich daß jeder Jude wie 
jeder Chriſt zu einem ſolchen Amte ſich geſchickt gemacht 
haben, d. h. feine Präſtanda präſtirt haben muß. Da: 
mit iſt alſo nichts Anderes ausgeſprochen, als daß er 
dieſe Verpflichtung erfüllen ſoll und er frei iſt von je⸗ 
dem konfeſſionellen Zwange. Wenn angeführt worden 
iſt, daß die Univerfität ein organiſches Ganze fein. fol, 
ſo gebe ich dies gern und vollſtändig zu; aber wenn ſie 
es ſein ſoll, ſo muß ſie die Fähigkeit haben, alle geiſti⸗ 
gen Notabilitäten in ſich aufnehmen zu können. Oder 
wäre es denkbar, um den ausgezeichneten Namen, die 
ein verehrtes Mitglied an meiner Linken genannt hat, 
noch einen und den hellleuchtendſten anzuſchließen, oder 
wäre es denkbar, daß Spinoza nicht an einer preußi⸗ 
ſchen Univerſität Philoſophie lehren könnte, weil er ein 
Jude wäre? Ich glaube, daß ich dieſen Namen nur zu 
nennen brauche, um der hohen Kurie und des Herrn 
Kultus⸗Miniſters Zuſtimmung ſelbſt gewiß zu ſein, daß 
dies geradehin undenkbar wäre. Dieſe Univerſität, die 
nach der Anſicht des Gouvernements und nach meiner 
eigenen ein organiſches Ganze ſein ſoll, muß auch die 
Fähigkeit haben, in ſich ein Leben zu entwickeln, und 
damit ſie dieſe habe, muß ſie nicht äußerlich beſchränkt 
ſein in der Aufnahme ihrer Mitglieder durch irgend kon⸗ 
feſſionelle Gründe. Daß auch auf preußiſchen Univer⸗ 
ſitäten man es ſo angeſehen hat, davon liegt mir der 
Beweis vor, weil ohne Aufhebung der Statuten, nach⸗ 
dem das Geſetz von 1812 erſchienen war, an Univer⸗ 
fitäten, die nicht von dem chriſtlichen Bekenntniſſe ab⸗ 
ſtrahiren, wie die hieſige, Juden akademiſche Lehrer ge⸗ 
worden ſind. Es iſt in Breslau, einer paritätiſchen 
Univerſität, der Fall zweimal, wenn ich nicht irte, ſogar 
dreimal vorgekommen. Zwei dieſer Lehrer ſind, wenn 
ich nicht irre, ſpäter zum Chriſtenthum übergetreten. 


Der dritte, ein noch in Breslau lebender angeſehener 
Arzt, hat ſich von der akademiſchen Wirkſamkeit zurück⸗ 


gezogen, als nachher das Geſetz erſchien, welches es ihm 
unmöglich machte, höhere akademiſche Würden zu erlanz 
gen. Wenn nach dem bereits gefaßten Beſchluſſe der 
hohen Kurie die Juden von den höchſten akademiſchen 


Würden, wie das Rektorat, ausgeſchloſſen ſind und aus⸗ 
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geſchloſſen bleiben wüſſen, ſo iſt dies, nachdem dieſer 
Beſchluß feſtſteht, nicht zu ändern, und ich muß dies 
anerkennen, fo ſehr ich es bedaure. 


Fürſt Wilhelm von Radziwill: Als dasjenige 
Mitglied der Abtheilung, welches ſich allein in der Mi⸗ 
norität befunden hat, liegt mir die Verpflichtung ob, 
meine Anſicht zu vertreten. Um dieſe vollſtändig zu be⸗ 
gründen, muß ich die Geduld der hohen Verſammlung 
noch auf kurze Zeit in Anſpruch nehmen und kurz auf 
die geſtrige Debatte zurückkommen, inſoweit ſie ſich auf 
den Begriff des chriſtlichen Staates und auf die Ver 
haͤltniſſe zwiſchen Staat und Kirche, die geſtern berührt 
worden ſind, bezieht. Ich will mich nicht auf eine 
theoretiſche Entwicklung dieſer Idee einlaſſen, man würde 
ſich im Kreiſe der hohen Verſammlung darüber nicht 
verftändigen können. Ich will dieſe Idee nur inſofern 
berühren, als ſie ſich auf die hier jetzt vorliegende Frage 
und auf die geſetzlichen, faktiſchen Zuſtände in unſerem 
Lande bezieht. Der preußiſche Staat wie alle anderen 
monarchiſchen Staaten in Deutſchland beruht noch auf 
die alte aus dem deutſchen Reiche herübergenommene 
Idee des chriſtlichen Staates. Der Kaiſer war erſtens 
Schirm vogt der Kirche, und zweitens hatte er das do- 
minium mundi, die oberſte weltliche Gewalt. Dieſer 
Begriff der Souveränetät liegt noch in allen deutſchen 
Verfaſſungen, fo wie er in den Grundgeſetzen unferer 
Staats⸗Verfaſſung noch beſteht. Der weſtfäliſche Friede 
hat ihn anerkannt, und der weſtfäliſche Friede iſt noch 
für den Wiener Kongreß maßgebend geweſen, da, wo 
es ſich von dem Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche 
gehandelt hat. Aus dieſem Begriffe, ſo ſehr er auch 
in den neueren Geſetzen modifizirt worden, hat ſich das 
ganze Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche entwickelt. 
Kommt nun in unſerem Staat noch die Organiſation 
unferer bekannten kollegialiſchen Form, der große Ein: 
fluß hinzu, den mit dieſer Form die individuelle Mei⸗ 
nung haben wird, ſo liegt darin und in der Schutz ⸗ 
pflicht, die der Staat gegen die Kirche übernommen hat, 
ſchon für denſelben die Unzuläſſigkeit, Juden in höhere 
Staats⸗Aemter aufzunehmen. Dieſes Faktum iſt geſtern 
durch das Votum der hohen Kurie anerkannt worden, 
es müßte eine völlige Trennung von Kirche und Staat 
erfolgen, wenn dem entgegen gehandelt werden könnte, 
neben dieſer Trennung müßte der ganze Geiſt unſeres 
Beamtenthumes, ſeine ganze Organiſation in Bezug auf 
Pflichten und Rechte verändert werden, es müßte nächſt 
der Trennung von Staat und Kirche, die franzöſiſche 
Minifteriale und Präfekten⸗ Einrichtung, eine ſtrenge 
Hierarchie und Unterordnung des Beamtenthums ein⸗ 
geführt werden, um den beſtehenden Rechten der Kirche, 


die durch die Beamten des Staats vertreten wird, nicht 
zu nahe zu treten. 


Nur nach einer ſolchen Trennung 
könnte eine völlige Emancipation der Juden eintreten. 
Ich glaube nicht, daß es die Abſicht ſein könnte, ihr zu 
Liebe eine ſolche durchgreifende Aendexung in den beſte⸗ 
henden Zuſtänden einzuführen, ich zweifle ſehr, daß die 
Stände darin willigen würden, eine Anleihe oder eine 
Abzweigung von Domänen zu votiten, die doch nöthig 


| fein würde, um alle in dem preußiſchen Staats aner⸗ 


kannten Kirchen vollſtändig zu dotiren, eine Dotation, 
die erfolgen müßte, wenn eine vollſtändige Trennung 
zwiſchen Kirche und Staat ſtattfinden ſollte. In Frank⸗ 
reich, Belgien und Holland iſt der Emancipation eine 
Revolution vorangegangen, welche alle beſtehenden Ver: 
hältniſſe umſtürzte, welche alle früheren Verpflichtungen, 
alle früheren Rechte, die zwiſchen Staat und Kirche be⸗ 
ftanden, auflöſte. Auf eine ſolche tabula rasa konnte 
in Frankreich, wie in Belgien und Holland, die Eman⸗ 
cipation der jetzt beſtehenden Verfaſſungen und in den⸗ 
ſelben die vouftändige Emaneipation, der Juden einge⸗ 
führt werden. Bei uns wäre ſie nicht durchzuführen, 
ohne die weſentlichſten Theile des beſtehenden Staats⸗ 
rechtes zu verändern. Dieſes Staatsrecht, die in Folge 
deſſelben beſtehende Schußpflicht des Staates gegen die 
anerkannten Kirchen, kommt nun bei der Organiſation 
der Lehranſtalten weſentlich zur Sprache. Ich habe 


mich der Majorit it der Abtheilung dahin angeſchloſſen, 


die Juden zu ordentlichen Profeſſuren in den naturwiſ⸗ 
ſenſchaftlichen, mediziniſchen und mathematiſchen Lehrfä⸗ 


chern zuzulaſſen; ich habe mich aber gleichzeitig dagegen 


ausſprechen müſſen, ſie zu philoſophiſchen Profeſſuren 
zuzulaſſen, und ich ſtelle dieſen Antrag aus folgendem 
Grunde. Der Staat hat eine Univerſität zu Berlin, 
durch deren Statut nicht beſtimmt iſt, welchem Glau⸗ 
ben der Profeſſor zugehören ſoll. Wir haben drei Uni⸗ 
verficäten; zu Königsberg, Halle und Greifswalde, in 
denen, wie aus der Rede des Herrn Kultus⸗Miniſters 
näher hervorgeht, das evangeliſche Glaubensbekenntniß 
eine Bedingung für die Zulaſſung der Profeſſur iſt. — 
Inwieweit in evangeliſchen Univerſitäten der Staat ge⸗ 


neigt fein. möchte, mit deren Vorſtänden eine Verände⸗ 


rung der Statuten dahin zu verhandeln, daß die Juden 
in den philoſophiſchen Fakultäten zugelaſſen werden könn⸗ 
ten, ſtelle ich anheim. Als Katholik ſteht mir darüber 
kein Urtheil zu. Wir haben zwei paritätiſche Univerſitäten, 
Bonn und Breslau, die an die Stelle von drei auf⸗ 
gehobenen rein katholiſchen Lehranſtalten gegründet 
ſind; dieſe ſind zum Theil mit deren Vermögen 
dotirt und fundirt worden. An dieſe Anſtalten 
hat die katholiſche Kirche wohl begründete beſtehende 


Forderung würden ſtellen können, rein 


Rechte. Bände an dieſen Univerſitäten eine Zulaſſung 
der Juden zu philoſophiſchen Profeſſuren ſtatt, 10 


würden unausbleibliche Konflikte zwiſchen den Staats: 
und den biſchöflichen Behörden ſtattfinden. Die biſchof⸗ 
lichen Behörden haben anerkannte Rechte an dieſen Un 
verfitäten und würden, wenn philoſophiſche Profeſſuren 
an denſelben den Juden geöffnet werden möchten, den 
Beſuch der paritätiſchen Univerſitäten den katholiſchen 
Studioſen der Theologie unſerſagen. Die nächſte Folge 
davon würde ſein, daß ſie rechtlich an den Staat die 
katholiſche Lehr 
anſtalten dafür zu organiſiren. Es wäre alfo befondet® 
der Erwägung der hohen Kurie anheimzuftellen, daß ‚fie 
durch ein Votum im Sinne der Abtheilung, wenn F 

ſo allgemein hingeſtellt würde, dem Staate in Folge deſſen 
eine Verpflichtung auferlegen würde, die ſehr bedeuten 
Ausgaben nach ſich ziehen und eine Urſache von Rei⸗ 
bungen wieder hervorrufen würde, die durch die gerechte 
Berückſichtigung der beſtehenden Rechte der katholiſchen 
Kirche ſo glücklich beſeitigt worden. 

Graf von Dyhrn: Auf einen frühern Ausſpruch 
zurückgehend, erlaube ich mir an Se. Exc. den Herm 
Miniſter des Kultus die Frage: ob preußiſche Biſchoſt 
das Recht haben, Vorleſungen auf preußiſchen Unive® 
ſitäten zu verbieten? Es iſt nämlich vorhin von einem 
ehrenwerthen Mitgliede geäußert worden, daß, wenn 
auf paritätiſchen Univerſitäten Juden als Lehrer in det 
philoſophiſchen Fakultät angeſtellt würden, die Biſchofe 
den jungen katholiſchen Theologen dann die Vorleſun 
gen dieſer Lehrer verbieten würden. Zur philoſoph⸗ 
ſchen Fakultät gehören aber die mathematiſche Wiſſen 
ſchaft, Phyſik, Aeſthetik. 

Kultus-Miniſter: Ich glaube nicht, daß eh 
rathſam ſei, tief in dieſe Materie einzugehen, und wi 
mich daher nur auf Weniges beſchränken. Das In 
tereſſe der Biſchöfe bei der Beſetzung der eigentlich pht' 
loſophiſchen Lehrſtellen in den paritätiſchen Fakultäten 
leuchtet ein. Ein Studirender, der ſich zum Theolo⸗ 
gen bilden will, kann ſich nicht ausſchließend auf den 
Kreis der Disziplinen, welche nur in der theologiſchen 
Fakultät gelehrt werden, beſchränken, ſondern er m 
auch philoſophiſche Kollegien hören, z. B. über ſpeku⸗ 
lative Philoſophie, Pſychologie ꝛc. 

Graf von Dyhrn: Dbgfeich durchaus nicht 9 
beten habe, eine Belehrung über das Letztere zu erhal? 
ten, ſondern nur eine ganz kurze Frage über ein Bar 
tum an Se. Exc. den Herrn Miniſter richtete, die mik 
aber nicht beantwortet worden iſt, ſo will ich doch au 
nicht tiefer in dieſe Materie eingehen. Ich habe blos 
eine einfache Frage geſtellt, und allerdings Se. Excellenz 
haben das Recht, fie zu beantworten oder nicht... 

(Kultus⸗Miniſter bittet den Redner, die Frage 

zu wiederholen.) 

Es iſt die Frage, auf die ich mir eine Antwort er 
bitten wollte, ob die katholiſchen Biſchöfe das Recht 
haben, der akademiſchen Jugend das Anhören von Vor⸗ 
leſungen auf unſeren Univerſitäten zu verbieten. E 
iſt vorhin geäußert worden, die katholiſchen Biſchöfe 
hätten das Recht, der akademiſchen Jugend zu verbie⸗ 
ten, Vorleſungen beizuwohnen. 

Fürſt W. Radziwill: Ich habe geſagt, daß Se. 
Maj. der König in Seiner Weisheit und Gerechtigkeit 
geruht haben, den Biſchöfen auf paritätiſchen Univerſt 
täten beſtimmte Rechte einzuräumen, die auf die Rechte 
der katholiſchen Kirche gegründet find. Ich habe ge 
ſagt, wenn Juden als Lehrer auf ſolchen paritätiſchen 
Univerſitäten zugelaſſen werden, würden die Biſchofe 
die nach den ihnen eingeräumten Rechten vollſtändig 
dazu befugt ſind, den Beſuch nicht nur der Vorleſun? 
gen, ſondern der Univerſität ſelbſt den Studioſen der 
katholiſchen Theologie verbieten. Es werden daraus 
koſtbare Verpflichtungen für den Staat hervorgehen. 

Graf von Dyhrn: Da es ſich nicht um die Fe 
ſtellung der Rechte der Biſchöfe handelt, ſo habe ich 
die Frage nicht geſtellt, um an dieſen Rechten zu zwei⸗ 
feln; allein der geehrte Herr Redner wird mir doch er⸗ 
lauben, zu fragen, ob das Recht, den Beſuch von Vor 
leſungen und von Univerſitäten zu verbieten, mit zu den 
Rechten der Biſchöfe gehört. 

Kultus⸗Miniſter: Dieſe beſondere Frage kann 
beantwortet werden, ohne die allgemeine Frage zur Erör⸗ 
terung zu bringen, welche Rechte den Biſchöfen in Er 
füllung der ihnen als ſolchen nach der unter dem Schub 
des Staats ſich befindenden Grundverfaſſung ihrer Kirche 
obliegenden Verpflichtungen zuſtehen. Es kann wo 
vorkommen, daß ein Biſchof in Ausübung dieſer Rechte 
weiter gehe, als ihm von Staatswegen zugeſtanden 
werden kann, und daß darüber Konflikte entſtehen, 
Eine nähere Auslaſſung über den Gegenſtand wünſcht 
ich zu vermeiden. Es handelt ſich im Allgemeinen da⸗ 
rum, welche Pflichten hat der Biſchof nach der Grunde 
verfaſſung ſeiner Kirche in Beziehung auf die jungen 
Theologen, die für feine Kirche gebildet werden: falle’ 
und welche Einwirkung hat ihm der Staat, in Folge 
dieſer dem Biſchof obliegenden Pflichten, einerſeits 15 
möge des einer öffentlichen anerkannten Kirche 9 7 
renden Schutzes, andererſeits in Vertretung ſtaatliche 
Intereſſen, zuzugeſtehen. Es iſt möglich, daß eine dn 
greifung verſucht werde, welche üder die aufleben. 
Grenze geht. Gegenwärtig liegt ein ſolcher Fall Br 
vor. Das Verhältniß zu den fetzigen Biſchöfen it 
durchaus freundliches. 


Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung über 

Gegenſtand. f l 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich bitte um die 

Erlaubniß, die Frage nochmals verleſen zu dürfen: 
„Die Abtheilung trägt mit 6 gegen 1 Stimme 
darauf an, daß die Juden auch als ordentliche 
Profeſſoren der mediziniſchen und philoſophiſchen 
Fakultät zugelaſſen werden.“ 

Marſchall: Mit Nein haben 31, mit Ja haben 

geſtimmt. 0 

Sekretär Dompropſt von Kroſigk: Mir ſcheint 

r Antrag, welcher von dem Fürſten Radziwill gemacht 
worden iſt, in ſoweit er von der Majorität der Abthei⸗ 
ng abweicht, vollkommen mit der Geſetzes⸗Vorlage 
zuſammen zu fallen. Ich bitte, inſofern der Antrag 
nochmals vetleſen wird, damit den Geſetz⸗Entwurf zu 
dergleichen und in Erwägung zu ziehen, in welchen 
unkten die Anträge der Majorität und Minorität von 
einander abweichen. Ich gebe zu, daß der Vorſchlag 
nicht ganz mit dem Geſetz⸗Entwurf übereinftimmt; aber 
in den Punkten, in denen er von der Majorität der 
btheilung abweicht, iſt er in dem Geſetz⸗Entwurf woͤrt⸗ 
lich enthalten. ’ 

Referent Graf von Itzenplitz: Das kann ich 
nicht beſtätigen. Die Anſicht der Minorität war immer 
dle, daß fie nicht dagegen ift, daß die Juden ordent⸗ 
liche Profeſſoren werden ſollen, der Geſetz-Entwurf will 
die Juden auf keinen Fall zu ordentlichen Profeſſoren 
ernennen. Die Miporität will fie zu ordentlichen Pros 
ſeſſoren ernennen, jedoch nicht in der philoſophiſchen 
und mediziniſchen Fakultät, ſondern nur in gewiſſen 
Disziplinen, und dieſe Disziplinen find dieſelben, die der 
Geſetz Entwurf enthält, und die ich gleich votleſen will: 
An denjenigen Univerſitäten, auf denen nicht die 

Ausübung des Lehramts ſtatutenmäßig an das 
Bekenntniß einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion 
geknüpft iſt, können Juden als Privat⸗Dozenten 
und außerordentliche Profeſſoren der mathema⸗ 
tiſchen, naturwifſenſchaftlichen und medi⸗ 
niſchen Lehrfächer zugelaſſen werden.“ 

Aber nicht blos als außerordentliche, ſondern auch 
als ordentliche Profeſſoren, das iſt die Anſicht der 

inorität. 

Marſchall: So iſt es. Der Unterſchied iſt der, 
daß nach dem Vorſchlag, der jetzt zur Abſtimmung 
kommt und von dem Fücſten Radziwill geſtellt worden 
iſt, beantragt werden fol, daß die Juden auch ordent⸗ 
liche Profeſſoren der mathematiſchen, naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen und mediziniſchen Lehrfächer werden können. Es 
beſteht alſo blos der Unterſchied, daß beantragt worden 
iſt, die Juden in dieſen Lehrfächern nicht blos zur 
außerordentlichen Profeſſur, wie das Geſetz will, ſondern 
auch zur ordentlichen zuzulaſſen. Hierauf iſt die Frage 
zu ſtellen, und ſie wird lauten: Tritt die Verſammlung 
dem Vorſchlage des Fürſten Radziwill bei? s 

Graf York: Nachdem aber der Antrag der Ma⸗ 
jorität gefallen iſt, würde ich mir den Vorſchlag erlau⸗ 
ben, zu beantragen, daß ihre Auſtellungsfähigkeit für 
den philologiſchen Lehrſtuhl zuerkannt würde. 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich kann der 
Aufnahme dieſes Punktes in dem von mir geſtellten 
Amendement aus dem Grunde nicht nachgeben, weil 
die philologiſchen Disziplinen gerade diejenigen Diszi⸗ 
plinen ſind, die auch von den katholiſchen Theologen 
auf paritätifchen Univerſitäten gehört werden müſſen. 
Es werden alſo die philologischen Disziplineu den Juden 
wenigſtens auf paritätiſchen Univerſitäten entzogen blei⸗ 
ben müſſen, damit nicht die Rechte der katholiſchen 
Kirche auf paritätiſchen Univerſitäten darunter leiden. 

Marſchall: Nun, wir kommen zur Abſtimmung. 
Was Graf Vork beantragt hat, könnte Gegenſtand einer 
fpäteren Abſtimmung fein. Die Frage lautet: 

„Tritt die Verſammlung dem Vorſchlage bei, daß 
Juden zu ordentlichen Profeſſuren der mathema⸗ 
tiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen 
Lehrfächer zuzulaſſen ſeien?“ C 
um diejenigen, welche dieſe Frage bejahen, würden das 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. 
(Die Mehrzahl der Mitglieder erhebt ſich.) 

Der Antrag ift angenommen. 

Graf Pork: Ich würde mir nun den Antrag er⸗ 
lauben, daß unter den ſpeziell angeführten Lehrfächern 
noch die alten Sprachen aufgeführt würden. Es iſt 
mir dach nicht recht erklärlich, wie man die römiſchen 


den 


und griechiſchen Schiftſteller gerade von einer chriſtlichen 


Wellanſchauung aus anſehen müſſe, um fie richtig vor⸗ 
tragen zu können. Ich würde alſo darauf antragen, 


daß die hohe Kurie noch das Wort „linguiſtiſche“ hin⸗ 


zuſetze. a x 5 
Diem Vorſchlage wird von der Majorität beige⸗ 
immt. 
Marſchall: Wir kommen zu dem letzten Abſatze 

des 5.35. Lütz N 

Referent Graf Itzenplitz lieſt: r 

5) Rückſichtlich der Anſtellung der Juden hei Schul: 

— 8 endlich ſagt das Edikt von 1812 denſel⸗ 

ben auch die Schul⸗Aemter zu, und das Pu⸗ 

blikandum von 1822 hat (ungeachtet der Bundes⸗ 
Akte) auch dieſe Beſtimmung aufgehoben, 

Die vorentwickelten Gründe und Rückſichten walten 

auch hier ob, und eine beſtimmte allgemeine Geſetzgebung, 


E VB 


welche gern das Mögliche gewährt, aber das in einem ſehr 

überwiegend vonfChriſten bewohnten Lande Unithunlichei abs 
ſchneidet, iſt auch hier wünſchenswerth. 

Dieſen Anſichten und Grundſätzen folgend, ſchlägt die 
Abtheilung mit 6 gegen 1 Stimme vor: 

1) die Juden, abweichend vom Geſetz⸗Entwurf, als 
Lehrer bei Gymnaſien, Progymnaſien, höheren 
Bürgerſchulen und Gewerbeſchulen für anſtellungs⸗ 

fähig zu erklären; fie dagegen vom Amte eines 

Direktors ſolcher Anſtalten, wegen der mit dieſem 

verbundenen erheblicheren Strafgewalt über chriſt⸗ 
liche Schüler, auszuſchließen. 

2) Die Anſtellung der Juden bei Elementarſchulen 
auf die jüdiſchen Schulen zu beſchränken. 

Der Grund dieſer Vorſchläge liegt darin, daß die Ele⸗ 
mentarſchulen faſt immer einen konfeſſionellen, wenigſtens 
chriſtlichen Charakter haben, und daß die Elementarlehrer 
ſehr haufig auch den vorbereitenden Religions- Unterricht 
ertheilen müſſen. Eben um in dieſer Beziehung auch den 
Juden das Mögliche zu gewähren, ſind denſelben — wo 
es ausführbar iſt — eigene Elementarſchulen geſtattet 
worden. — Wenn gegen die Anſicht der Majorität der 
Abtheilung angeführt wird, daß auch die Öymnalien einen 
beſtimmten konfeſſionellen Charakter theils hätten, theils 
haben ſollten, ſo iſt dies eine noch im Streit befangene 

Materie, und muß wohl wenigſtens ſo viel zugeſtanden 
werden, daß der konfeſſionelle Charakter der Elementar⸗ 
ſchulen viel ſtärkere Berechtigung für ſich hat, als der 
höherer wiſſenſchaftlicher Schul⸗Anſtalten, bei welchen im⸗ 
mer eine ganze Anzahl von Lehrern angeſtellt iſt, und de: 
ren Schüler wohl faſt nie in preußiſchen Staaten nur 
einer Konfeſſion angehören. — Die Minorität der Ab: 
theilung iſt dagen der Meinung, daß aus dem Prinzip 
einer chriſtlichen Jugenderziehung ſie die Zulaſſung der 
Juden zu Lehrern an chriſtlichen Gymnaſien überhaupt 
nicht und eben ſo wenig zu Lehrern in den philoſophiſchen 
Disziplinen an Univerfitäten für ftatthaft erachten könne.“ 

Graf Botho zu Stolberg: Ich will mich ge: 

gen die Faſſung des Antrages, wie er hier ſteht, er⸗ 

klären. Als Lehrer für Gymnaſien und andere Schu⸗ 
len ſcheinen mir die Juden im Allgemeinen nicht ganz 
geeignet. Ich habe nichts dawider, daß ſie ſich zu 

Lehrern in der Mathematik, Phyſik und was dergleichen 

iſt, namentlich auch als Lehrer von neuen Sprachen 


und im Zeichnen⸗Unterricht qualifiziren mögen; ob ſie 


aber als Religionslehrer fungiren könnten, wenn ſie im 
Allgemeinen als Lehrer anerkannt ſind, dem muß ich 
widerſprechen. Ich glaube auch nicht einmal, daß ſie 
überhaupt als Lehrer angenommen werden können, 
weil wir im Weſentlichen auf dem Standpunkte der 
chriſtlichen Jugenderziehung ſtehen und dann dem Ju⸗ 
den Gelegenheit gegeben würde, ganz der chriſtlichen 
Geſinnung entgegen zu wirken, und dagegen muß ich 
mich auf das entſchiedenſte ausſprechen. 

Fürſt Wied: Ich möchte darauf aufmerkſam 
machen, daß hier in dem Geſetzvorſchlage, den die Ab⸗ 


theilung angenommen hat, der Vorſchlag gemacht wor⸗ 


den iſt, eigene jüdiſche Schulen mit jüdiſchen Lehrern 
zu errichten, wenn die Juden es wünſchen und ſich 
ein Bedürfniß dafür ergiebt. Dem trete ich vollkom⸗ 
men bei, nur muß ich auf einen Umſtand noch auf⸗ 
merkſam machen, der mir nicht erörtert zu fein ſcheint. 
Wird den Juden überlaſſen, ſich die Lehrer ſelbſt zu 
wählen, wird aber dabei nicht berückſichtigt, ob ſie ir⸗ 
gend eine Bildung genoſſen, eine Prüfung beſtanden 
haben? Denn wenn man ſich, ſo wie für die Er⸗ 
ziehung chriſtlicher Kinder, für Juden intereſſirte, ſo 
müßte doch eine Prüfung der Lehrer vorangehen. 
Dies liegt im Intereſſe der allgemeinen Erziehung. 
Ich möchte daher an das Miniſterium des Kultus die 
Frage ſtellen, ob darüber Beſtimmungen vorliegen, in 
welcher Art die Prüfung jüdiſcher Lehrer erfolgen ſoll, 
und wann ſie für anſtellungsfähig erklärt werden. Es 
iſt dies ein Bedenken, welches mir ſelbſt vorgekommen. 

Referent Graf Itzenplitz: An ſich iſt der Pa⸗ 
ragraph geſtern zur Diskuſſion gekommen und ange⸗ 
nommen worden, und ich glaube vorausſetzen zu dir 
fen, daß, ſo wie es meines Wiſſens in Poſen ſchon ge⸗ 
ſchieht, wenn der Staat die Anlage einer jüdiſchen 
Elementarſchule beſtätigt, auch die Elementarlehrer in 
Bezug auf das Schulfach ſich prüfen laſſen, wie an⸗ 
dere Lehrer. Ich bitte den Herrn Miniſter, das Be⸗ 
merkte zu beſtätigen. 

Miniſter Eichhorn: Ich kann dies nur beſtäti⸗ 
gen. In Beziehung auf die jüdiſchen Religionslehrer 
fordert auch der Staat, daß fie wenigſtens die allge: 
meine Qualifikation haben, wie ſie überhaupt von 
Elementarlehrern verlangt wird. In Beziehung auf 
die Fähigkeit, jüdiſchen Religions⸗ Unterricht zu 
geben, ſo iſt dieſer Punkt in der geſtrigen Berathung 
in Erwägung gezogen worden. Die verehrliche Abthei— 
lung hat den Antrag gemacht, daß die Prüfung jüdi⸗ 
ſcher Elementarlehrer, inſofern ſie Religions⸗Unterricht 
geben ſollen, der im Geſetz⸗Entwurf vorgeſchlagenen jü⸗ 
diſchen Kommiſſion zur Erledigung der über innere 
Kultus⸗Verhältniſſe entſtehenden Konflikte aufgetragen 
werden möchte. 

Fürſt Wied: Mein Wunſch ging dahin, zu er⸗ 
fahren, da doch jüdiſche Lehrer in Elementarſchulen an⸗ 
geſtellt werden ſollen und ſie nicht in den Seminarien, 
welche der Staat zur Bildung von Lehrern beſtimmt 
hat, gebildet werden können, ob eine Prüfung voran⸗ 
gegangen iſt, wenn ſie für anſtellungsfähig erklärt 
worden. = 
Miniſter Eichhorn: Die jüdiſchen Lehrer, die 
bei jüdiſchen Schulen angeſtellt werden, müſſen zur 
Zeit ihre Bildung auf einem anderen Wege als auf 


den Seminarien gewinnen. Die chriſtlichen Schulleh⸗ 
rer⸗Seminarien in unſerem Vaterlande ſind bekanntlich 
kein altes Inſtitut, ſie exiſtiren meiſt erſt ſeit 20 bis 
30 Jahren; es giebt daher auch noch viele Lehrer an 
chriſtlichen Elementarſchulen, die nicht in Seminarien 
gebildet ſind. Es iſt von den Juden neuerlich das 
Bedürfniß einer beſonderen Seminar⸗Einrichtung auch 
für ſie in Anregung gebracht worden. Eine ſolche 
Einrichtung wird keine Schwierigkeit haben, wenn die 
Anlegung öffentlicher jüdiſcher Schulen größere 
Ausdehnung gewinnen ſollte, als jetzt; man wird dann 
wohl darauf Bedacht nehmen, die Anlegung eines Se⸗ 
minars zur Bildung jüdiſcher Lehrer von Staats we⸗ 
gen zu autoriſiren. Von der anderen Seite hegt man 
aber den Wunſch, daß die Juden nicht zur Anlegung 
beſonderer jüdiſcher Schulen gedrängt, daß ſie viel⸗ 
mehr auch ferner die chriſtlichen Schulen beſuchen 
möchten. So lange dies vorzugsweiſe von ihnen ge- 
ſchieht, erſcheint ein Bedürfniß der Bildung jüdiſcher 
Lehrer durch Seminare wenigſtens nicht dringend. 
Fürſt Boguslaw Radziwill: Wenn ich mich 
ſchon bei den Univerfitäten gegen die Zulaſſung von 
Juden zu Lehrſtühlen erklärt habe, ſo muß ich dies bei 
den Schulen auf das entſchiedenſte thun. Bei der 
Univerſität iſt die Gefahr nicht ſo groß: denn es kom⸗ 
men junge Männer hin, deren Charakter bereits eine 
gewiſſe Feſtigkeit erlangt hat, und die ſchon mehr oder 
minder entſchiedene Meinungen in verſchiedenen Rich⸗ 
tungen haben. Das iſt bei den Schulen nicht der Fall. 
Auf die Gymnaſien und Progymnaſien kommen junge 
Leute, deren Charakter erſt der Bildung bedarf und ſo 
weich iſt, daß die geringſten Eindrücke darauf für das 
anze Leben eine entſchiedene Richtung geben können. 
ei der Beſetzung der Lehrerſtellen kommt es nicht im⸗ 
mer auf die einzelnen Fächer an, ſondern auf die Haupt⸗ 
Richtung, nicht allein den Geiſt der jungen Leute, ſon⸗ 
dern auch ihren Charakter zu bilden, und da üben ver⸗ 
ſchiedene Fächer auf die Bildung des Charakters den 
entſchiedenſten Einfluß aus. Dieſer Einfluß auf Cha⸗ 
rakter und Bildung geht bei allen Gymnaſien und 
Progymnaſien von chriſtlicher Grundlage aus und dieſe 


Grundlage muß beſtehen bleiben, es iſt ein chriſtlicher 


Boden, eine chriſtliche Grundlage, auf der alle Diszi⸗ 
plinen emporwachſen. Wie kann man nun von einem 
Juden verlangen, daß er ſich auf chriſtlichen Boden 
ſtelle. Das jüdiſche Prinzip leugnet gerade das, was 
den Kern des ganzen Chriſtenthums ausmacht, und man 
kann daher von einem ſolchen Manne, der dem chriſt⸗ 
lichen Prinzipe anf das feindſeligſte entgegenſteht, nicht 
verlangen, daß er ſich auf chriſtlichen Boden ſtelle. 
Das bitte ich mir zuvörderſt zu beweiſen, wie man ver⸗ 
langen könne, daß ein Jude von chriſtlichem Boden 
aus auf chriſtliche Kinder einwirken ſoll. 

Dom⸗Kapitular von Brandt: Ich ſtimme ganz 
fuͤr den Vorſchlag der Abtheilung, um ſo mehr, als ich 
gerade weiß, daß es wohl möglich iſt, daß ein jüdiſcher 
Lehrer auch bei chriſtlichen Kindern ein guter und mo⸗ 
raliſcher Lehrer ſein kann. Aus meinem eigenen Wahr⸗ 
nehmen weiß ich dies und fühl mich daher veranlaßt, 
es hier zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich muß hier dem An⸗ 
trage der Minorität beitreten. Auch ich glaube, das 
Prinzip der chriſtlichen Jugend⸗Erziehung geſtatte nicht, 
daß bei Gymnaſien jüdifche Lehrer angeſtellt werden 
können. Es könnte als zuläffig erſcheinen, daß in den 
höheren Klaffen der Gymnaſien für den mathematiſchen 
und phyſikaliſchen Unterricht jüdiſche Lehrer eintreten 
dürften; nur im Allgemeinen glaube ich doch nicht, daß 
man mit Rückſicht auf die chriſtliche Kinder⸗Erziehung 
dieſes Prinzip anerkennen könne, da beſonders in den 
unteren Klaſſen der Gymnaſien die Kinder oft von ſehr 
zartem Alter find, Dieſe würde man durch die Zulaf 
fung jüdiſcher Lehrer möglicherweiſe in religiöſer Bezie⸗ 
hung einer ganz entgegengeſetzten Leitung, als ſie im 
elterlichen Haufe empfangen, ausſetzen. Alſo hier ſchließſe 
ich mich dem Antrage der Minorität der Abtheilung 
an, und ſtimme dafür, daß Lehrerſtellen an den Gym⸗ 
nafien den Juden nicht ertheilt werden mögen: 

Domprobſt von Kroſigk: Ich möchte mir eine 
ehrerbietige Frage an den Herrn Regierungs⸗Kommiſſar 
erlauben, die für dieſe Entſcheidung von Einfluß if. 
Auf den Gymnaſien haben rückſichtlich der Wahl und 
Beſchaͤftigung der Lehrer die Syſteme gewechſelt; man 
hat das ſogenannte Klaſſen⸗Syſtem und dann wieder das 
Fach⸗Syſtem verfolgt. Mit dem Klaſſen⸗Syſtem würde 
die Anſtellung von Juden als Lehrer, ſei es für welche 
Klaſſe es wolle, ſchon an ſich nicht vereinbar ſein, weil 
nach dieſem Syſtem ein Lehrer (der Klaſſen-Ordinarius) 
in feiner Klaffe den Unterricht wenigſtens in den Haupt⸗ 
fächern ertheilt. 

Staats⸗Miniſter Dr. Eich horn; Es iſt allerdings 
richtig, daß gegenwärtig auf unſeren Gymnaſien das 
Klaſſen⸗Syſtem beſteht. Jeder Klaſſe iſt ein ſogenann⸗ 
ter Ordinarius vorgeſetzt, und die Lehrer, die nicht Or⸗ 
dinarien ſind, avanciren in der Regel zu dieſen Stel⸗ 
len. Alle Lehrer, auch diejenigen, die nicht Ordinarien 
find, bilden an jedem Gymnaſium eine Art Kollegium, 
die Lehrer⸗Konferenz, wo gemeinſame Angelegenheiten 
des Gymnaſiums, beſonders was ſich auf Disziplin be⸗ 
zieht, berathen und Beſchlüſſe darüber gefaßt werden. 


Das iſt allerdings ein Haupt⸗Geſichtspunkt geweſen, 
weshalb auch das Unterrichts⸗Miniſterium bisher es 
für unzuläffig gefunden hat, andere als chriſtliche Leh⸗ 
rer bei einem Gymnaſium anzuſtellen oder deren An⸗ 
ſtellung zu genehmigen. g 

Fürſt zu Lynar: Ich werde mir nur wenige 
Worte erlauben in Erwiederung auf eine Bemerkung 
des ſehr geehrten Mitgliedes aus Poſen. 

Ich kann mich nicht überzeugen, daß das Juden⸗ 
thum zu dem Chriſtenthume in einem ſo diametralen 
Widerſpruche ſtehe, als vorausgeſetzt wird. Die jüdi⸗ 
ſche Religion hat — auch nach unſerem Glauben — 
ebenfalls den Urſprung göttlicher Einſetzung; fie iſt die 
Unterlage, worauf der herrliche Bau des Chriſtenthums 
gegründet wurde; unſer Heiland ſagt ſelbſt, er ſei nicht 
gekommen, um das Geſetz aufzulöſen, ſondern um es 
zu erfüllen. 5 

Das Judenthum enthält Verheißungen, und jede 
Verheißung iſt der Keim, iſt der Anfang einer Erfül⸗ 
lung, die Erfüllung der altteſtamentariſchen Verheißun⸗ 
gen iſt aber die Erlöſung in der Liebe und durch 
die Liebe, deren Anfänge mit ihren ſittlichen Aeuße⸗ 
rungen bereits in den Geboten lagen. Der Chriſtia⸗ 
nismus iſt daher von dem Judaismus nicht qualitativ, 
ſondern nur quantitativ verſchieden. 

Ich machte ferner darauf aufmerkſam, daß das 
alte Teſtament mit ſeinen ehrwürdigen Büchern und 
Geſängen auch bei uns als heilige Schrift gilt, in der 
wir uns erbauen, und aus welcher (in der Lehre von 
den Geboten) unſere Jugend noch heute die erſte Be⸗ 
lehrung ſchöpft. Es kommt mir nicht in den Sinn, 
daß jüdiſche Lehrer auch Disziplinen vortragen ſollen, 
welche mit dem chriſtlichen Unterrichte im Zuſammen⸗ 
hange ſtehen, wenn auch auf das entfernteſte; allein 


ich glaube, wir würden zu weit gehen, wenn wir im] gendweiche Beziehung auf das Chriſtenthum zu nehmen. 


Allgemeinen den Grundſatz ausſprächen, daß ein Jude 
nicht Lehrer ſein könne, da es viele Wiſſenſchaften 
giebt, in welchen er nützlich wirken kann, ohne dem 
chriſtlichen Lehrbegriffe irgendwie zu nahe zu treten. 
Referent Graf von Itzenplitz: Die Anſichten, die 
jetzt geltend gemacht worden ſind, ſind auch bei der 
Abtheilung zur Erwägung gekommen und haben eben 


jetzt geſchloſſen angeſehen werden kann. Fürſt zu Lynar 
hat das Wort. 

Fürſt W. Radziwill: Auch ich möchte mir er⸗ 
lauben, noch um das Wort zu bitten; ich habe als 
8 der Minorität meine Anſicht noch nicht ent⸗ 
wickelt. 5 

Marſchall: Ich habe nicht gemeint, daß die Be⸗ 
rathung geſchloſſen ſei, ſondern blos, daß die Diskuſ⸗ 
ſion, welche ſo eben herbeigeführt wurde, ſich von dem 
Gegenſtande der Berathung entfernt habe. 

Fürſt zu Lynar: Um das vielleicht veranlaßte Miß⸗ 
verſtändniß aufzuklären, müßte ich allerdings auf dieſen 
ehrwürdigen Gegenſtand tief eingehen und meine An⸗ 
ſichten über das innerſte Fundament des Chriſtenthums 
und über die Verſchiedenheit der Auffaſſungen feiner 
Erſcheinung entwickeln. — Ich würde aber hierdurch 
wahrſcheintich eine dogmatiſche Debatte hervorrufen, was 
Zeit und Ort nicht wünſchenswerth machen; ich ver⸗ 
zichte daher auf das Wort. 

Marſchall: Es fragt ſich, welche Bemerkungen 
über den Gegenſtand noch zu machen find, 

Graf Vork: Ich würde mir die Frage erlauben, 
welche Disziplinen es noch geben könnte, die von jü⸗ 
diſchen Lehrern an Gymnaſien vorgetragen werden kön⸗ 
nen, außer denen, auf die man ſie ſchon bei den Uni⸗ 
verſitäten verwieſen hat, und die auf den niederen Schu⸗ 
len um ſo viel unbedeutender ſind. Was die Sprachen 
betrifft, fo kann hier das Ziel nur ein grammatikaliſches 
ſein. Man wird bei einem Quartaner nicht eben aus⸗ 
drücklich auf den Geiſt eines Schriftſtellers eingehen, 
ſondern ihm nur die Regeln der Sprache, etwa die 
anomalen Verben und dergl., einprägen, und was de 
Mathematik betrifft, ſo wird es ſich auch von ſelbſt 
verſtehen, daß dieſe vorgetragen werden kann, ohne ir⸗ 


Wenn geſagt wird, daß das erziehende Element von 
Wichtigkeit wäre, ſo iſt eben bei einem Knaben haupt⸗ 
ſächlich von Wichtigkeit, daß man ihn auf das ſittliche 
Prinzip zurückweiſe, denn die religiöfe Erziehung, ſofern 
ſie nicht in der Fomilſe und in der Gefühlstichtung bes 
gründet wird, fängt erſt an recht bedeutend zu werden, 
wenn der Knabe ſchon herangewachſen, ein junger Mann 


dahin geführt, die Juden von dem Amte eines Direk⸗ | und unheilsfühig geworden iſt. 


tors einer ſolchen höheren Schule auszuſchließen. Die 
Abtheilung iſt aber von der Anſicht ausgegangen, daß 
das erziehende Element bei jedem jüdiſchen Lehrer doch 
wohl nicht ſo eminent hervortritt, und hat geglaubt, 
daß manche Disziplinen, wie z. B. die Mathematik 
und dergleichen, wohl eben ſo gut von Juden wie von 
Chriſten gelehrt werden könnten. Ich möchte die ge⸗ 
ehrten Herren an ihre Jugendzeit erinnern, ob wohl 
die Lehrer der Gymnaſien, welche ſie beſucht haben, 
alle auf Sie eine wirkliche Erziehung ausgeübt ha⸗ 
ben; ich glaube, daß das wohl nur von den Direkto⸗ 
rien zu ſagen iſt. Daß ein jeder Lehrer, der irgend 
eine Doktrin vorträgt, deshalb auch Erzieher aller 
Gymnaſiaſten würde, ſcheint mir doch faſt zu viel be⸗ 
hauptet. Außerdem aber iſt die Abtheilung auch von 


der Anſicht geleitet worden, daß rückſichtlich der Lehr⸗ 


und Schulämter den Juden durch das Edikt von 1812 
Zuſagen gemacht ſind, die durch die Bundesakte beſtä⸗ 
tigt find, deren Ausführung aber auf Schwierigkeiten 
geſtoßen iſt und anderweite Anordnungen nothwendig 
gemacht hat. Auch die Zeiten haben ſich ſeitdem wie⸗ 
der geändert, namentlich find die Vorurtheiie, die frü⸗ 
her noch unter den Chriften weit verbreitet waren, theil⸗ 
weiſe verſchwunden. Die Abtheilung hat daher ge⸗ 
glaubt, in ihren Anträgen ſo weit gehen zu müſſen, 
als es irgend der Zuſtand der jetzigen Welt geſtatten 
möchte. Deshalb iſt ſie auf den Antrag gekommen, 
die Juden als Lehrer anſtellungsfähig zu erklären, als 
Direktoren aber auszuſchließen. . 

Fürſt Boguslaw Radziwill: Ich verzichte auf 
das Wort. Ich müßte mich ſonſt in theologiſche Er⸗ 
örterungen einlaſſen, und das würde uns zu weit 
führen. 

Graf von Kielmannsegge: Ich wollte nur we⸗ 
nige Worte dem durchlauchtigſten Redner zu erwiedern 
mir erlauben, der, wenn ich ihn recht verſtanden habe, 
geſagt hat, er könne den Unterſchied des Chriſtenthums 
von dem Judenthume nicht für ſo bedeutend erkennen. 
Ich glaube, daß dieſe Aeußerung nur auf einem Miß⸗ 
verftändniffe beruhen kann. Der große Unterſchied be⸗ 
ſteht wohl eben darin, daß wir die Erſcheinung Chriſti 
auf Erden anerkennen und als Baſis und Grundlage 
Runſeres Handelns betrachten, während das Judenthum 
die Erſcheinung Chriſti als eines von Gott Geſandten 
verläugnet. Alſo dünkt mich, daß der Unterſchied, ohne 
deshalb dem einen oder dem anderen Theile zu nahe 
zu treten, ein ſo bedeutender, ſo tief in unſer ganzes 
Weſen eingreifender iſt, daß ich es wohl in einer chriſt⸗ 
lichen Stände⸗Verſammlung nicht unerwähnt laſſen darf, 
daß jene Aeußerung wohl nur auf einem zufälligen 
Mißverſtändniſſe beruht; denn ich glaube, wir müſſen 
es als ein feſtes Prinzip erhalten, daß wir den Unter⸗ 
ſchied des Chriſtenthums des Judenthums als et⸗ 
was Unumſtößliches und Feſtbeſtehendes gelten laſſen, 
und worüber wir keinen Augenblick im Zweifel ſind. 

Marſchall: Ich glaube, daß dieſe gelegentlich her⸗ 
beigeführte Diskuſſion über perfönfihe Meinungen als 


N Fürſt Wilhelm von Radziwill: Ich erlaube 
mir in der Kürze noch einmal die Anſicht zu entwickeln, 
auf die hin ich, allein in der Minorität befindlich, ge⸗ 
gen die Zulaſſung der Juden zu Lehraͤmtern an Gym⸗ 
naſien mich ausgeſprochen habe. Ich ſtütze mich auf 
dieſelben Gründe, die ich in Bezug auf die Univerſitä⸗ 
ten näher entwickelt habe und auf die weiter einzugehen 
ich mich enthalte. In Bezug auf das, was Herr-Re⸗ 
ferent angeführt hat, daß er ſich beſonders und die Ma⸗ 
jorität der Abtheilung dadutch habe leiten laſſen, die 
Juden als Lehrer bei Gymnaſien zuzulaſſen, weil ihnen 
dies durch das Geſetz von 1812 zugeſtanden worden 
ſei, fo, habe ich darguf zu erwiedern, daß feit dem Ge⸗ 
ſetze des Jahres 1812 weſentliche Aenderungen in das 
preußiſche Staatsleben eingeführt worden find, ich brauche 
nur auf die Erwerbung in Folge des Wiener Kongreſ⸗ 
ſes, auf die mit den neuen Landestheilen üdernomme⸗ 
nen Verpflichtungen hinzuweiſen. Ich ſtimme alſo ent⸗ 
ſchieden gegen die Zulaſſung der Juden zu Lehrämtern 
auf Gymnaſien und hede deſonders hervor, daß ich da⸗ 
von geleitet worden bin, daß auf Gymnaſien nicht das 
Wiſſenſchaftliche die alleinige Richtung der Disziplinen 
iſt, die gelehrt werden, ſondern daß eben auch das er⸗ 
zi chende Prinzip mit die Hauptſache iſt. Denn betrach⸗ 
ten wir, einen wie großen Theil des Tages, in welcher 
vielleicht übermäßigen Proportion unſere Jugend ihre 
Zeit auf dem Gymnaſium zubringt, ſo kann ich nicht 
zugeben, daß das älterliche Haus allein hinreichend 
wäre, ‚religiöfe Grundfäge auszubilden, wenn nicht eben 


auch in ſämmtlichen Lehrfächern die ganze Einwirkung 


des Lehrerperſonals auf den Gymnaſien darauf gericht.t 


ift, daß das chriſtliche Prinzip im weichen Gemilth des 
Knaben auftecht erhalten und gepflegt werde. Ich muß 


es alſo durchaus in Abrede ſtellen, daß es gleichgültig 


wäre, wenn in einigen Disziplinen Juden als Lehrer 


zugeloſſen würden, namentlich in Bezug auf die philo⸗ 


logiſchen Dieziplinen, die als Humaniora einen fo großen 


Theil des Unterrichis auf Gymnaſien, ja ſogar den 
hauptſächlichſten, ausmachen. 

Sie nehmen auf den Gymnaſien die allerwichtigſte 
Bedeutung in Anſpruch. Es handelt ſich nämlich um 
die Entwickelung des Geiſtes, der Einbildungskraft, fie 
ſind eine lebende Logik. Den Einfluß, den dieſe Ein⸗ 
wirkung auf das Gemüth, den Verſtand der Jugend 
ausüben muß, könnte ich nicht mit Vertrauen in den 
Händen von jüdiſchen Lehrern ſehen. 5 

Das iſt der allgemeine Geſichtspunkt; ich komme 
auf den beſonderen zurück. Ith glaube, daß das Chris 
ſtenthum das Fundament für die Gymnaſial- Bildung 
iſt. Ja dieſer Beziehung find die Gymnaſien größten: 
theils konſeſſionelle Gymnaſien. Ich muß der Anſicht 
des Referats von meiner Stellung aus entgegentreten. 


Ich glaube nicht, daß die Gymnaſien keinen beftimmien | 


konfeſſtonelen Charakter haben ſollen. In dieſer Be⸗ 
ziehung werde ich mir die Erlaubniß nehmen, an den 
Herrn Kultus⸗Miniſter die Frage zu ſtellen, ob ich in 
dem, was ich über die konfeſſionelle Behandlung der 


* 


Gymnaſien geſagt habe, mich in Widerspruch mit ſei⸗ 
nen Anſichten, mit denen des Staats definde. 
Kultus⸗Miniſter: Auf dieſe Frage habe ich Fol⸗ 
gendes zu äußern. Ich thue es, nicht um von det 
jegigen Zeit blos zu reden, welche Behandlung Di 
Gymnaſien etwa in dieſer erſt eingetreten iſt. Dem 
was die Behandlung der Gymnaſien in dieſer Hinſicht 
betrifft, fo iſt fie nie eine andere geweſen, als jetzt, 
Was ich wittheile, faßt die ganze Zeit zuſammen, al 
ein preußiſches Unterrichtsweſen beſteht. * 
- Die Gpmnafien, die wir haben, find meiſtens StiP 
tungen aus einer älteren Zeit her. Wenige find er 
in neuerer Zeit gegtündet worden. Diejenigen Gym' 
naſien, die auf alten Stiftungen beruhen, haben weſent 
lich den Charakter behalten, den fie ſtiftungsmäßig h? 
ben ſollen. Im Allgemeinen war dieſer Charakter ein 
durchaus chriſtlicher. Manche Gymnaſien, die au ſpe⸗ 6 
ziellen ukundlichen Stiftungen beruhen, haben dieſen 
Charakter buchſtäblich vorgeſchrieden erhalten. Andere 
Gymnaſien, deren chriſtlicher Charakter nicht ausdlück⸗ 
lich durch de Stiftungsurkunde vorgeſchrieben war, traten 
doch unter Vorausſetzung derſelben, wie die Zeit und der 
Ort der Gründung. fie natürlich machten, ins Leben, 
Bei Gymnaſien, die gegründet worden find in einem 
tein kathoſiſchen Lande, iſt die Vorausſetzung geweſen, un 
faktiſch iſt es auch fo gehalten worden, daß katholiſche 
Lehrer dabei angeſtellt wurden. Wo ein Gymnaſium 
gegründet worden iſt in einer evangeliſchen Bevölkerung 
da hat man auch, entweder in Erfüllung ſtiftungsmäßl 
ger Vorſchrift, oder den Vorausſetzungen der Zeit det 
Gründung ſich anſchließend, darauf Bedacht genommen, 
dem Gymnaſium den Charakter der evangeliſchen Kon 
feſſion zu geben. Dieſes Verhältniß hat ſich faktiſch we 
ſentlich fortgeſetzt. In der Regel haben ſich bei katholk 
ſchen Gymnaſien keine evangelifhen, und umgekehrt bel 
evangeliſchen Gymnaſien keine katholiſchen Lehrer gem 
det. Die die Aufſicht führende Unterrichtsbehörde han 
ſtets auf die Stimmung der Eltern, deren Kinder d 
Gymnaſium beſuchen, Rückſicht genommen. Wenn f 
her katholiſche Gymnaſien ausſchließend von Katholiken 
und evangeliſche in gleicher Weiſe von evangeliſchen Kon 
feſſions⸗Verwandten beſucht wurden, fo hat ſich dies in 
neuerer Zeit vielfach geändert. Wo ausſchließlich in 
einem Ort die Bevölkerung katholiſch oder evangeliſch if 
da hat die Frage wenig Bedeutung: Soll in dem Zuſtande 
der Gymnaſien eine Aenderung eintreten? Ohne ein 
Bedürfniß hat man natürlich unterlaſſen, ex ollieio eine 
Aenderung einzuleiten. An anderen Orten haben ſich 
katholiſche und evangeliſche Gymnaſien neben einander 
gebildet, und zwar in der Art, daß wohl der Direktor, 
aber nicht grade die übrigen Lehrer, ausſchließend der 
einen Konfeſſion angehören. Ueberall beſtand völlige 
Freiheit, welches Gymnaſium man beſuchen wollte. 

Wenn ich alſo Alles zuſammenfaſſe, ſo ſteht die Sache 
fo: Wo ſtiftungsmäßig ein Gymnaſium einen beſtimm⸗ 
ten Charakter haben ſoll, iſt dieſer Charakter feſtgehalten 
worden, weil man ſich keine willkürliche Abänderung des 
Willens des Stifters erlauben zu dürfen glaubte. 
neuerer Zeit hat man überall, wo ein freundliches Ver⸗ 
hältniß in einer gemiſchten Bevölkerung ſich kundgab, 
dieſes Verhältniß ebenſo beachtet, um ohne gezwungene 
Feſthaltung eines Unterſchiedes der Konfeſſionen, katho⸗ 
liſche Lehrer bei evangeliſchen, als evangeliſche Lehrer bel 
katholiſchen Gymnaſien anzuſtellen, als man vermieden 
hat, durch ein voreiliges einſeitiges Eingreifen das freund‘ 
liche Verhältniß zu ftören. Der ch riſtliche Charakter 
der Gymnaſien überhaupt iſt aber fortwährend bis au 
die neueſte Zeit feſtgehalten. Hat man unter den chriſt⸗ 
lichen Gymnaſien die konfeſſionelle Richtung durch pol” 
tive Eingriffe nicht geſtört, ſo hat man von der anderen 
Seite, wo eine Geneigtheit ſich zeigte, von der konfeſſſo⸗ 
nellen Sonderung abzugehen, dieſe Richtung ſtets begün- 
ſtigt, ſtatt zu hemmen. 

Fürſt Wilhelm Raziwill: Ich kann dem Herrn 
Miniſter des Kultus für feine Erklärung nur meinen 
beſten Dank ausſprechen. Ich will mich nicht einlaſſen 
auf die Gründe, die im einzelnen Lokal⸗Intereſſe die Er 
richtung von paritätiſchen Gymnaſien befürwortet haben. 
Der Herr Minifter hat kundgegeben, daß es die entſchie⸗ 
dene Abſicht des Staates ift, den bisherigen Charakter 
der Gymnaſien, überall, wo wohlerworbene Rechte der 
anerkannten Kirchen beſtehen, auf das ſtrengſte fe zuhal⸗ 
ten. Nach der Richtung, die von dem Herrn Miniſter 
anerkannt worden iſt, iſt die Zulaſſung der Juden auf 
den katholiſchen Gymnaſien gar nicht möglich. Ich muß 
5 auf etwas zurückkommen, was ich mir bei meinem 
Votum über die Univerfitäten zu berühren erlaubt habe, 
Es bezieht ſich auf die biſchöfliche Behörde, die in Be⸗ 
ziehung auf die katholiſchen Gymnaſien ihre Rechte gel 
tend machen würde, wenn man Juden daſeldſt anſtellen 
ſollte. Die Biſchöfe würden demjenigen Theil der Jugend, 
welcher ſich dem Prieſterſtande auf dieſen Gymnaſien vor 
bildet, veranlaſſen, ſich jedenfalls zurückzuziehen, und fi 
auf einen Standpunkt ſtellen, auf den fie ſich zu ſtellen 
bisher nicht im Falle geweſen ſind. Ihr Augenmerk 
wird ſich dann auf Organiſirung von beſonderen Anftal 
ten zu vorgenanntem Zwecke richten müſſen, fie würde 
volles Recht haben, die Errichtung ſogenannter petits 
seminaires zu fordern, eine Forderung, die ſie bei 
Achtung, die bis jetzt der Staat für die Rechte der katho⸗ 
liſchen Gymnaſien bethätigt, zu ſtellen nicht nüthg ar 
habt, da ſie denſelben Zweck durch die mit dieſen Gym 
naſien in Verbindung gebrachten Alumnate und Kon 
vikte haben erreichen können. 1 

Ich überlaſſe meinen geehtten Kollegen, die der evan 
geliſchen Kirche angehören, diejenigen Grundſätze zu 
treten, die ſie in Beziehung auf die Gymnaſtal⸗Erziehung 

(Fortſetzung in der dritten Beilage.) 


. 


An 


der Jugend und in Beziehung auf die Zulaſſung der 
den zum Lehramte in derſelben anzuführen für gut 
nden werden. Ich habe die Ueberzeugung, daß ſehr 
diele unter ihnen auch rückſichtlich der evangeliſchen Gym⸗ 
naſien ſich mit den von mir entwickelten Grundſätzen 
einverſtanden erklären und ihnen dieſelden Rechte vindi⸗ 
ziren werden. 8 f 5 
Domherr von Rabenau: Wir haben in unſerem 
Vaterlande Gymnaſien, wo Lehrer nicht bloß Lehrer, 
ſondern auch Erzieher find, z. B. die Landesſchulpforte, in 
der ich meine Erziehung verlebt habe. Aus dieſer Zeit 


iſt mir erinnerlich, daß faſt jeder Schüller ſich aus der 


Zahl der Lehrer ein Muſterbild herauswählte, dem er in 
jeder Beziehung ähnlich zu werden ſtrebte. Wenn nun 
dieſe Muſterbilder Juden ſein ſollten, ſo glaube ich nicht, 

daß dies einen wohlthätigen Einfluß auf die Schüler 


haben wird. cg 16 ı 
Herzog von Ratibor: Im Weſentlichen ſtimme 
ich der Anſicht des geehrten Mitgliedes mir gegenüber 
dahin bei, daß die Faſſung des Vorſchlages der Abthei⸗ 
lung wohl etwas zu allgemein genommen iſt, wenn ‚ba: 
tin geſagt iſt, daß überhaupt die Juden als Lehrer bei 
ymnaſien, Progymnaſien, höheren Bürgerſchulen und 
Gewerbeſchulen zugelaſſen werden ſollen. Daher würde 


ich vorſchlagen, die Faſſung des Vorſchlags der Abthei⸗ 


lung dahin Gym⸗ 
naſien von Beziehung 
auf die wir vorhin beſchloſſen haben, daß bei Univerſi⸗ 
täten Juden zugelaſſen werden ſollen. Ich kann mich 
nicht überzeugen, daß ein Lehrer die Mathematik 3. B. 
aus einem anderen als eben aus dem rein wiſſenſchaftlichen 


a daß nur die Fächer auf 


Standpunkte auffaſſen und ſeinen Schülern vortragen 
kann. Ich wünſche, die ſüdiſchen Lehrer auch nicht zu 


den Schulen zuzulaſſen, welche beſonders als Erziehungs: 
Anſtalt gegründet find, und von denen mein geehrter 
Kollege zur Linken eben geſprochen hat, ſondern ich tede 
bloß von Gymnaſien, wie ſie in Städten beſtehen. Dort 
können dieſe Lehrer nur vom rein wiſſenſchaftlichen 
Standpunkte aus auf die Schüler einwirken und keinen 
anderen Einfluß auf ſie ausüben; darum wäre ich da⸗ 
für, daß man die Faſſung etwas reſignirte und beſtimmt 
ausfpräche, welche Fächer die Juden auf Gymnaſien ꝛc. 
lehren können, und wenn dies geſchieht, ſo kann ich nicht 
einſehen, wie irgend ein Nachtheit daraus entſtehen ſoll. 

Fürſt Lichnowsky: Ich kann mich nur mit allem 
dem, was mein verehrter fürſtlicher Kollege aus Poſen 
geſprochen hat) vollkommen einverſtanden erklären und 


bitte die hohe Kurie, das, was vonlder Abtheilung hier 


ade a vorgeſchlagen iſt, vollſtändig zu verwerfen. 

finde auch das Vorgeſchlagene nicht logiſch. Am Schluſſe 
ſteht: „fie dagegen vom Amte eines Direktors ſolcher 
Anſtalten, wegen der mit dieſem perbundenen erhebliche⸗ 
ren Strafgewalt über chriſtliche Schüler, auszuſchließen.“ 
Warum denn nur wegen diefer? Es ift vorhin mit 
Geſchick von dem Herrn Kultus- Minifter entwickelt 
worden, daß nicht nur die Strafgewalt über die Schüler 
der erhebliche Punkt iſt, ſondern die ganze Stellung der 
ehret zu ihren Direktoren. Die Direktoren aber neh: 
men in den Gymnaſien dieſelbe Stellung ein, wie die De⸗ 
kane bei den Univerſitäten. | 
ſowohl um die damit verbundene erhebliche Strafgewalt 
über die chriſtlichen Schüler, ſondern von der ganzen 
Stellung der übrigen chriſtlichen Profeſſoren, die einem 
jüdifchen Direktor gegenüber unhaltbar wäre. — Aber 
nicht nur, was die Direktoren anbetrifft, ſondern auch 
die Zulaſſung der jüdiſchen Profeſſoren auf unſeren 
Gymnaſien halte ich für unmöglich. Ich ſehe nicht ein, 
wie man nur daran denken kann, jüdiſche Lehrer bei 
christlichen Gymnaſien anzuſtellen; ihrer Zulaſſung zu 


einzelnen Lehrſtühlen unſerer Hochſchulen habe ich. 


mich nicht widerfetzt. — Ein Gpmnafium aber 
befindet 0 ER in dem  Verhältniffe einer Erz 
ziehungs = Anftalt, was bei den Univerſitäten nicht 
der Fal iſt. Was namentlich die Stellung der ka⸗ 
tholiſchen Gymnaſien betrifft, ſo iſt es ganz unzuläſ⸗ 
fig, daß je ein katholiſcher Schüler, der ſich dem theo⸗ 
logiſchen Fach ſpäter widmen will auf einem Gymna⸗ 
fium, wo ein jüdiſcher Lehrer Vorträge hält, dazu vor⸗ 
bereitet werde. Auch glaube ich, iſt dies nicht blos in 
katholiſchen, fondern auch in evangeliſchen Gymnaſien 
unzuläſſig, da jüdiſche Lehrer wohl ſchwerlich geeignet 
fein dürften, Kandidaten evangeliſcher Theologie heran⸗ 
zubilden. Ich bitte daher, dieſe Beſtimmung zu ſtreichen. 


Referent: Ich erkenne das, was der Herr 
Herzog von Ratibor geſprochen hat, meinerſeits 
als eine Verbeſſteung des Antrags der Abtheilung 
an und glaube, daß es nur im Sinne der Mehrheit 
der Abtheilung liegen kann, die Anſtellungs⸗Fähigkeit der 
Juden bei den Gymnaſien auf diejenigen Diszipli⸗ 
nen zu beſchränken, welche bereits bei den Univerſitäten 
von der hohen Kurie angenommen wurden. Ich habe 
dies blos darum nicht früher hervorgehoben, weil ich 
eben mit dem geſperrt gedruckten Worte: „anſtel⸗ 
lungsfähin“ daſſelbe angedeutet zu haben glaubte. 
Es wird ja überhaupt durch den Antrag der Abtheilung 
nicht das Recht zur Anfteltung gegeben, ſondern nur die 

higkeit, und es wird alſo derjenige, welcher die Lehrer 


anſtellt, auch eventualiter bei ſolchen Gymnaſien, wie 


J B. von Schulpforte, wo nach der befonderen Verfaſ⸗ 


ung der Gymnaſien überhaupt eine ſolche Anſtelung 


den gelehrt werden könnten, in Beziehung 


Es handelt ſich alſo nicht S 


trennten neueren 
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nicht redlich erſcheint, ſie nicht vornehmen. Wie ge⸗ 


ſagt, ich erkenne das, was der Herzog von Ratibor 
ſagte, als eine Verbeſſerung an und würde alſo den 
Vorſchlag der Abtheilung meinerſeits dahin ändern, die 
Juden abweichend vom Geſetz⸗Entwurfe als Lehrer bei 
Gymnaſien, Progymaſien, höheren Bürgerſchulen und 
Gewerbeſchulen in den Dis; iptinen — nun kommt dafs 
ſelbe, was der Herr Fürſt von Radziwill für die Uni⸗ 
verſitäten vorgeſchlagen hat — für anſtellungsfähig zu 
erklären. 8 

Herzog von Ratibor: Ich erlaube min zu bemer⸗ 
ken, daß natürlich nur die Rede ſein kann von den 
Disziplinen, welche auf Gymnaſien gelehrt werden. 

Referent: Das Wort „mediziniſche“ würde weg⸗ 
fallen, und es würde alſo nur heißen: in den mathe⸗ 
matiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und 
Disziplinen. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: 
Ich will mir nur an den Herrn Miniſter des Kultus 
die Frage erlauben: Sind bei den jüdiſchen Schulen, 
welche in Berlin errichtet wurden, chriſtliche Lehrer an⸗ 
geſtellt? 

Miniſter Eichhorn: Nein, blos jüdiſche. 

Fürſt W. Radziwill: Ich wollte mir noch eine 
perſönliche Bemerkung erlauben. Der Herr Referent 
hat mein Votum in Beziehung auf die Univerſitäten 
auch auf die Gymnaſien auszudehnen geſucht. Das iſt 
etwas, was meiner Abſicht ganz diametral entgegenſteht. 
Ich habe mich auf das entſchiedenſte dagegen erklärt, 
Juden, als Gymnaſiallehrer zuzulaſſen, und möchte mir 
die Frage erlauben, was, wenn man ihnen die lingui⸗ 
ſtiſchen, mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen Diszi⸗ 
plinen eröffnen wollte, noch übrig bleiben würde? 

Referent: Zunächſt werde ich mir erlauben zu be⸗ 
merken, daß ich das Gutachten in Gegenwart Ew. 
Durchlaucht vorgeleſen habe und Ew. Durchlaucht es, 
ſo viel ich weiß, genehmigt und unterſchrieben haben. 

Fürſt W. Radziwill: Ich habe es ſo verſtanden, 
daß der Herr Referent das, was ich in Beziehung auf 
Univerſitäten votirt habe, auch auf die Gymnaſien hat 
ausdehnen wollen. a 

Marſchall: Nein, der Fall liegt anders. Der 
Herr Referent hat ſich dem Vorſchlage des Herzogs von 
Ratibor angeſchloſſen, dieſer Vorſchlag iſt ein neuer und 


daher vor allen Dingen erforderlich, zu entnehmen, ob 


er die geſetzliche Unterſtützung von 6 Mitgliedern findet. 

Er hat ſie gefunden. 

Graf Botho zu Stolberg: Ich werde mich nach 
meiner früheren Erklärung dem Vorſchlage des Herzogs 
von Ratibor anſchließen, aber ich muß dabei doch noch 
einige Beſchränkungen mir erlauben, namentlich, daß 
ein ſolcher Lehrer nicht als Ordinarius angeſtellt wer⸗ 
den kann, eben ſo auch, daß der Ausdruck für philolo⸗ 
giſche Disziplinen zu beſchränken ſein möchte auf neuere 
prachen, denn die Hauptdisziplinen des Unterrichts 
beſtehen ja zum großen Theile in den alten Sprachen, 
alſo können die alten Sprachen nur mit dem Ordina⸗ 
rius zuſammentreffen. 

Herzog von Ratibor: Ich ſtimme dem, was eben 
der geehrte Redner vor mir geſagt hat, vollkommen bei, 
daß ein jüdiſcher Lehrer als Ordinarius nicht angeſtellt 
werden könne, und da gewöhnlich der Ordinarius die 
alten Sprachen in ſeiner Klaſſe lehrt, ſo würde ein jü⸗ 
diſcher Lehrer nur für die neueren Sprachen zuzulaſſen 
fin; wenngleich ich nicht einzufehen vermag, wie z. B. 
Ovid's Metamorphoſen aus chriſtlichem Standpunkte 
vorgetragen werden ſollen. 


Graf E. zu Stolberg⸗Wernigerode: Ich kann 
mich der Meinung gar nicht anſchließen, die vorhin 
ausgeſprochen worden iſt. Ich habe zu denjenigen ge⸗ 
hört, die dafür geſtimmt haben, daß unter gewiſſen 
Bedingungen jüdiſche Profeſſoren angeſtellt werden kön⸗ 
nen. Wenn es ſich aber darum handelt, Juden auch 
bei den Gymnaſien anzuſtellen, ſo bin ich ganz dage⸗ 
gen. Man hat zwar geſagt, daß ſie in den neueren 
Sprachen recht gut Unterricht geben könnten; es würde 
mir aber nicht angenehm ſein, wenn Jemand von mei⸗ 
nen Bekannten bei einem Juden Unterricht in dieſen 
Sprachen nähme und dann mit dem jüdiſchen Dialekte 
nach Frankreich oder England käme, wo er ſelbſt für 
einen Juden gehalten würde. 

(Gelächter. ) 
Fürſt Boguslaus von Radziwill: Es wurde 
geſagt, daß der Ovid nicht aus dem chriſtlichen Stand⸗ 
punkte vorgetragen werden könnte. Das iſt gewiß; aber 


aus dem antichriſtlichen Standpunkte könnte Vieles dar⸗ 


über geſagt werden. Dann muß ich jedoch darauf etwas 
erwiedern, wenn man ſagt, daß bei vielen Disziplinen 
von dem chriſtlichen Standpunkte gar nicht die Rede 


ſei, indem der Lehrer mit der Erziehung nichts zu thun 


hätte. Ich habe aber bei einem Gymnaſium, das ich 
nicht nennen will, die traurige Erfahrung geſehen, daß 


Lehrer, welche die ganz vom chriſtlichen Standpunkte ge⸗ 
Eprachen lehrten, jedoch eine entſchie⸗ 


philoſophiſchen 


Dritte Beilage zu NE 144 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 24. Juni 1847. 


den antikirchliche Richtung hatten, einen ſo üblen Ein⸗ 
fluß durch ihr bloßes Beiſpiel auf ihre Schüler äußer⸗ 
ten, daß dieſe Richtung und Geſinnung ſich einem gro⸗ 
ßen Theile der Schüler des Gymnaſiums mittheilte, ob⸗ 
gleich die Lehrer in chriſtlichen Disziplinen kein Wort zu 
ſprechen hatten. 

Graf von Kielmannsegge: Ich würde mich der 
Anſicht des früheren geehrten Redners anſchließen und 
glaube, daß man einen Unterſchied zwiſchen der Anſtel⸗ 


lung jüdiſcher Lehrer in beſtimmten Fächern auf der 


Univerſität und zwiſchen der Anſtellung derſelben auf 
den Schulen machen muß. — Die Entwicklung und 
Ausbildung des Knaben, in Bezug auf ſein jugendliches 
Gemüth, auf der Schule iſt ſehr verſchieden von dem 
Standpunkte, den bereits auf der Univerſität der junge 
Mann eingenommen hat. Von dieſem muß man er⸗ 
warten, daß er die Grundfäge in ſich fo feſtgeſt. Ut und 
entwickelt hat, daß die Fälle mir nicht ganz analog 
zu ſein ſcheinen, ob Juden als Lehrer auf Gymna⸗ 
ſien oder Schulen, oder ob ſie auf der Univerſität 
zuzul iſſen ſeien. Höchſtens könnten die Fälle aus: 
genommen werden, wo jüdiſche Lehrer ar Elementar 
ſchulen oder auf Gymnaſien Unterricht in ſolchen Fä⸗ 
chern geben, welche ſich mehr, ich mochte fügen, auf 
das Mechaniſche beſchränken, körperliche Uebungen und 
dergl. — Da aber wahrſcheinlich ein Syſtem ſchwer 
darin gefunden würde, wenn man di. ſes geſtattete, fo 
würde ich mich entſchieden dafür erklären, daß es beſſer, 
wenn jüdiſche Lehrer weder auf Gymnaſien, noch an 
Elementarſchulen angeſtellt werden, weil die Anſtellung 
von nichtchriſtlichen Lehrern auf das Gemüth des Kna⸗ 
ben alſo leicht einen beſſer zu vermeidenden Eindruck 
machen könnte. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: 
Ich wollte bemerken, daß die hohe Kurie in der bisheri⸗ 
gen Diskuſſion ſo viele Beweiſe von Toleranz gegeben 
hat, daß es uns nicht zum Vorwurfe gereichen wird, 
wenn wir Juden als Lehrer von den Anſtalten aus⸗ 
ſchließen, welche zur Erziehung der Jugend dienen, und 
ich ſtimme ganz der Anſicht bei, daß wir ſie als Gym⸗ 
naſiallehrer nicht anſtellen. 

Graf von Sierſtorpff: Das Wiſſenſchaftliche wird 
auf der Univerſität um der Wiſſenſchaft willen gelehrt, 
auf den Gymnaſien aber um der Erziehung willen, und 
ich erlaube mir zu bemerken, daß doch ein großer Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Wiſſenſchaft und Erziehung iſt. 

Marſchall: Die Frage iſt, nachdem der Referent 
einem Vorſchlage des Fürſten Radziwill beigetreten iſt, 
nicht mehr allein auf den Vorſchlag der Abtheilung zu 
richten, ſondern ſie würde folgende Faſſung erhalten 
können: 

„Tritt die Verſammlung dem Antrage der Abtheilung 

mit der Beſchränkung bei, daß die Anſtellung jüdiſcher 

Lehrer auf Gymnaſien, mit Ausnahme der Stelle ei⸗ 

nes Direktors und Ordinarius, für die mathematiſchen 

und naturwiſſenſchaftlichen Lehrfächer und für die 

neueren Sprachen zuzulaſſen ſei?“ U 
Darin iſt Alles enthalten. 4 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: 
Wenn das nicht angenommen wird, ſo würde wohl die 
Frage zu ſtellen ſein, ob ſie als Lehrer auf Gymnaſien 
gar nicht zuzulaſſen ſeien? 

Marſchall: Wenn dieſe Frage verneint wird, iſt zu 
einer weiteren Fragſtellung keine Veranlaſſung vorhan⸗ 
den. Dann würde eintreten, daß der Anſicht der Mi⸗ 
norität der Abtheilung Folge gegeben wird, wonach es 
bei der Faſſung des Geſetzes ſein Bewenden hat. 

Diejenigen, welche die Frage bejahen, würden das 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. g 

(Es erheben ſich 9 Mitglieder.) e 

Die Verſammlung hat ſich dahin entſchieden, daß 
dem Antrage nicht beizutreten ſei. Es hat alſo bei der 
Faſſung des Geſetzes ſein Bewenden. ß 

Graf York: Da würde ich mir noch eine Frage ers 
lauben. Bis jetzt iſt alſo abgelehnt, daß bei den Gym: 
naſien, Progymnaſien, Bürgerſchulen, überhaupt bei al⸗ 
len Schulen, wo das erziehende Moment der hohen Ku⸗ 
rie wichtig erſchienen iſt, jüdiſche Lehrer angeſtellt wer⸗ 
den. Ganz anders ſcheint es ſich mir bei den Gewerbe⸗ 
ſchulen zu verhalten, und ich würde darauf antragen, 
daß die hohe Kurie ſich darüber ausſpräche, ob nicht jü⸗ 
diſche Lehrer bei Gewerbe: Schulen anzuſtellen ſeien. 

Der Marſchall ſtellte die Frage: „Beſchließt die 
Verſammlung die Zulaſſung von Juden als Lehrer an 
den Gewerbeſchulen, mit Ausnahme der Stelle von Direk⸗ 
toren, zu befürworten?“ und diejenigen Mitglieder, welche 
dieſe Frage bejahen, würden dies durch Aufſtehen zu er⸗ 
kennen geben. Dem Vorſchlage iſt beigetreten. Wir 
kommen nun zum nichſten Parapraph, = 

Referent Graf Itzenplitz (lieft vor): 

Das Gutachten zu § 36 lautet; 


„Der $ 36 handelt zunichft von den ftindifhen 
Rechten der Juden. — Es könote dieſe Frage auch zu 
den zweifelhaften gerechnet werden. Wenn den Juden 
die Rechte anderer Unterthanen zugeſtanden werden, ſie 
Gewerbe treiben, Grundſtücke beſitzen, im Heere dienen, 
Abgaben zahlen und Kommunal-⸗Aemter bekleiden, fo könnte 
man fagen, daß folgerecht ihnen auch geſtattet werden 
könne und muͤſſe, ihre Rechte in den Kreis: und Landta⸗ 
gen fo gut, wie in der Stadtverordneten⸗Verſammlung 


zu vertreten. 5 
Minoritit der Abtheilung, daß ihnen dieſe Rechte zuge: 
ſtanden werden. — Der Geſetz-Entwurf verweiſt hier 
wieder auf die beſtehende Verfaſſung. Das iſt der Weg, 
der zur Unbeſtimmtheit, Unklarheit und Kaſuiſtik führt, 
Die Abtheilung hat ſich hiergegen einſtimmig ausgeſpro⸗ 
cken und wünſcht eine beſtimmte Anordnung durch dieſes 
Geſetz. Die Majorität acceptirt aber ſonſt mit 4 gegen 
3 Stimmen die Anſicht des Geſetzes dahin, daß die Ju⸗ 
den von Land⸗ und Kreistagen ausgeſchloſſen bleiben 
müſſen. Es rechtfertigt ſich dies dadurch, das die Stände 
in Preußen nunmehr einen weſentlichen Einfluß auf die 
Geſetzgebung ausüben. Dieſe wirkt aber unmittelbar auf 
die Staats⸗Regierung zurück, und da die Juden nicht einen 
Staat regieren können, der in dem Verhaltniß von 2 bis 
150 überwie,end von Chriſten bewohnt wird, fo können 
fie auch an ftändifchen Rechten nicht Theil nehmen. — 
Daß die Juden von der Wahrnehmung des Patronats 
über chriſtliche Kirchen ausgeſchloſſen bleiben müſſen, vers 
ſteht ſich von ſelbſt und wird, dem Geſetz entſprechend, 
von der Abtheilung befürwortet; eben ſo kann ein Jude 
auch als Gutsherr nicht Polizei⸗Richter fein. Dagegen 
iſt die Abtheilung mit 5 gegen 2 Stimmen der Anſicht, 
daß die Praſentation des Gerichtshalters und Polizei⸗ 
Verwalters dem jüdiſchen Gutsherrn zugeſtanden werden 
kann und keine Nachtheile befürchten läßt, da der Gerichis⸗ 
halter ohnehin ein geprüfter, zum Richter-Amt geeigneter 
Mann fein muß und die Königliche Regierung und 
der Landräth auch jeden ungeeigneten Polizei = Ver: 
walter zurückweiſen kann. Es wird daher die Auf: 
nahme einer hierauf bezüglichen Vorſchrift in das Ge⸗ 
ſetz beantragt. — Mit dem übrigen Inhalt dieſes Pa⸗ 
ragraphen iſt die Abtheilung einverſtanden und empfiehlt 
deſſen Annahme. — Bevor die Berathung weiter vor⸗ 
ſchreiten kann, muß ich bemerken, daß nach der langen 
Debatte über $ 35 im Augenblicke des Schluſſes der⸗ 
ſelben vergeſſen worden iſt, noch eines Zuſatzes zu 9 
35 zu gedenken, der in der Abtheilung zur Sprache 
gekommen iſt, und auf den ich jetzt aufmerkſam ma⸗ 
chen muß. Er lautet ſo: 

„Endlich iſt bei dieſem Paragraphen noch bei 
der Abtheilung der Antrag formirt worden, daß 
bei einer der preußiſchen Staats⸗Univerſitäten ein 
beſonderer Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie auf 
Koſten der Juden errichtet werden möchte, und 
die Majorität hat dieſen Auftrag mit 4 gegen 3 
Stimmen zu dem ihrigen gemacht. — Es wird 
für denſelben angeführt, daß es im Intereſſe des 
Staats liege, die Religions-Anſichten der Juden 
öffentlich zur Sprache zu bringen, damit ſolche 
dem Staate bekannt und den Inden ſelbſt mehr 
bewußt würden. — Die Minorität glaubt, daß 
es den Juden, wie anderen geduldeten Religions 
Geſellſchaften, zwar überlaſſen bleiben könne, ſich 
einen ſolchen jüdiſch⸗theologiſchen Lehrſtuhl zu be⸗ 
gründen, daß ein ſolcher aber nicht zu den Staats⸗ 
Univerſitäten gehören könne. 
werden die Menoniten, die Herrenhuther und die 
katholiſchen Diſſidenten mit demſelben und noch 
mehreren Rechte Lehrſtühle für ihre Glaubensleh⸗ 
ren in Anſpruch nehmen können. — Außerdem 
würde durch eine ſo exceptionelle Maßregel zu 


Gunſten der jüdiſchen Theologie dieſe gewiſſerma⸗ 


ßen vom Staate beſonders in Schutz genommen 
und dadurch unfehlbar wieder indirekt das Abſon⸗ 
derungs⸗Prinzip der Juden genährt und gepflegt 
werden.“ 


Ich erlaube mir noch die Bemerkung, die ſich 
ſchon vielleicht aus dem Inhalte des Gutachtens erge⸗ 
ben wird, daß diesmal die Majorität der Abtheilung 
aus anderen Perſonen beſtand, als bei den früheren und 
ſpäteren Paragraphen. 


Miniſter Eichhorn: Wenn die Juden wünſchen, 
einen eigenen Lehrſtuhl zu gründen, um gelehrte Jude. 
zu bilden, ſo wird dem kein Bedenken entgegenſtehen, 
die Gründung mag dann auch an einem Univerſitäts⸗ 
Orte, z. B. Berlin und Königsberg, geſchehen. Iſt 
es ihnen darum zu thun, auch einen Titel für einen 
ſolchen Lehrer jüdiſcher Theologie zu erhalten, ſo glaubt 
ich nicht, daß derſelbe von Sr. Majeſtät werde verſagt 
werden. Wenn aber, ich will dieſen Lehrer einmal 
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nennen, wenn dieſer, ſage ich, in Verbindung mit der 
Univerſität gebracht und in dieſes organiſche Ganze auf⸗ 
genommen werden ſoll, dann treten allerdings große 
Schwierigkeiten entgegen. Welcher Fakultät ſoll er an⸗ 
geſchloſſen werden, der philoſophiſchen oder der theolo⸗ 
giſchen? und mit welchen Rechten? Die Minorität 
der verehrlichen Abtheilung hat noch ein anderes Be⸗ 
denken in Anregung gebracht, daß nämlich dann auch 
die geduldeten chriſtlichen Religionsgeſellſchaften ein ähn⸗ 
liches Verlangen ſtellen und einen Lehrſtuhl für ihre 
beſondere Theologie auf unſeren Univerfitäten fördern 
könnten. Dieſer Fall iſt wirklich ſchon vorgekommen; 
man hat jedoch das Verlangen abgelehnt, weil eine ge⸗ 
duldete Religions⸗Geſeuſchaft, wenn ſie auch in ihrem 
Bekenntniß mit einer der öffentlich anerkannten Reli⸗ 
gions⸗Parteien weſentlich übereinſtimmt, zwar vollkom⸗ 
mene Freiheit hat, ein Inſtitut zur Bildung beſonderer 
Religionslehrer für ſich zu errichten, aber keinen Lehr⸗ 
ſtuhl für ihre beſondere Theologie auf einer der be⸗ 


Aus dieſen Gründen verlangt auch die 


Geſchieht dies, ſo 
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ſtehenden Landes ⸗Univerſitäten in Anſpruch nehmen 
kann. 4 

Graf Pork: Ich wollte nur bemerken, daß es 
gerade demjenigen Theile der Abtheilung, der den Wunſch 
ausſprach, daß ein beſonderer Lehrſtuhl errichtet würde, 
darum zu thun war, daß nicht eine abgeſonderte Bil⸗ 
dungs⸗Anſtalt der Juden beſtände, ſondern daß ſie ſich 
an die beſtehenden anſchließeu müßten, damit nicht eine 
gewiſſe Einſeitigkeit fich diefer ihrer Bildungs⸗Anſtalt be⸗ 
mächtigte, ſondern ſie ſich der allgemeinen Bildung 
anſchließen müßte. Ich habe zu derjenigen Minorität 
gehört, die geglaubt hat, daß der Staat auf ſeine Koſten 
eine ſolche Anſtalt für die Juden begründen möchte. Ich 
bin aber ganz der Meinung, daß, wenn überhaupt für 
geduldete Sekten dergleichen nicht zuläſſig iſt, ich von 
dieſem Antrage zurücktrete. Hingegen halte ich es für 
außerordentlich wichtig, und zwar nicht blos für die 
Juden, inſofern ſie Juden bleiben ſollen, ſondern inſo⸗ 
fern ſie Chriſten werden ſollen, daß ſie mit ihrer viel⸗ 
gerühmten Weisheit und Wiſſenſchaft an das Tages⸗ 
licht kommen müſſen, daß irgendwo Gelegenheit iſt, 
wodurch man erführe, was ſie eigentlich wiſſen, was 
ſie ſo zähe, ſo übermüthig und ſtolz auf ihren Geiſt 
und Wiſſen macht. — Es iſt dabei bemerkt worden, 
es ſei nicht die Meinung, daß ſie der theologiſchen 
Fakultät zugetheilt werden ſollen, obgleich ich von mei⸗ 
nem Standpunkte aus, wenn man von einer jüdiſchen 
Theologie ſprechen muß, auch von einer jüdiſch⸗ theolo⸗ 
giſchen Fakultät ſprechen könnte, ſo iſt dies nicht rele⸗ 
vant, denn der jüdiſche Dozent jüdiſcher Theologie ſoll 
ja der Univerſität nicht inkorporirt werden, ſondern die⸗ 
fer. Lehrſtuhl ſoll nur an dem Orte, wo eine Univerſi⸗ 
tät iſt und in äußerer Verbindung mit ihr errichtet 
werden, damit ſie mit der Univerſität, mit der allge⸗ 
meinen Geiſtesbildung in nothwendiger Verbindung 
bleibe. Nur von dieſem Geſichtspunkte aus hat man 
es angeſehen. 0 ; 

Graf Dyhrn: Ich ſchließe mich dem Antrage um 
ſo mehr an, da ich für ihn eine alte preußiſche hiſto⸗ 
riſche Begründung in Anſpruch nehmen kann. Es iſt 
ein alter Gedanke des großen Kurfürſten geweſen, in 
Tangermünde eine Unjverſal⸗Univerſität zu ſtiften, auf 
der eben Lehrſtühle aller Wiſſenſchaften und Religionen 
errichtet würden, und wenn daher der Herr Miniſter 
mich vielleicht belehren wollte, zu welcher Fakultät die⸗ 
ſer jüdiſche Profeſſor gehören ſoll, ſo glaube ich, daß 
er darüber in dem ausgearbeiteten Patent zu Errich⸗ 
tung dieſer Uniperſität vielleicht Auskunft finden dürfte. 

Staatsminiſter Eichhorn: Ich muß meine Un⸗ 
wiſſenheit bekennen. 


Heiterkeit.) 

Ich würde es aufs dankbarſte annehmen, über die 
Sache näher belehrt zu werden. 

Marſchall: Es liegt kein Antrag weiter vor; die 
Majorität von. 4 Stimmen, welche den Antrag geſtellt 
hatte, hat darauf wenigſtens in dreien ihrer Mitglie⸗ 
der zu verzichten erklärt, wenn alſo dieſer Antrag nicht 
weiter unterſtützt wird, fo würde es zur Abſtimmung 
darüber nicht kommen. ˖ N 10 2 

(Die Majorität erklärt ſich gegen den Antrag.) 

Wir kommen alfo zur Berathung des § 36. 

Referent Graf Itzenplitz: Da nun eine kleine 
Pauſe entſtanden iſt, ſo erlaube ich mir zu erinnern, 
daß § 36 von den ſtändiſchen Rechten handelt, und es 
würden dabei zwei Gegenſtände, ſo viel ich mir unmaß⸗ 
geblich zu bemerken erlaube, zu verhandeln ſein, erſtlich, 
ob überhaupt Juden zu Land⸗ und Kreistagen zuzulaſ⸗ 
ſen ſind, und der zweite Gegenſtand würde ſich auf die 
Patronats⸗ und gutsherrlichen Rechte beziehen. 

Prinz Biron von Kurland: Das Geſetz vom 
11. März 1812 hat bereits in ſeinem Eingange den 
Juden den Namen der preußiſchen Staatsbürger bei⸗ 
gelegt; die deutſche Bundesakte vom 8. Juni 1815 
hat dies in ihrem 16ten Paragraphen beſtätigt. Gleiche 
Pflichten bedingen gleiche Rechte und Freiheiten in un⸗ 
ſerem ſtaatlichen Leben. Ich habe nun einen ſo hohen 
Begriff von dem Rechte, das aus dem Beſitze hervor⸗ 
geht, daß ich es als eine Abnormität bis jetzt betrach⸗ 
tet habe, daß die Juden, die das Recht haben, Ritter⸗ 
güter zu erwerben, nicht das Recht haben ſollten, auch 
in unſeren kreisſtändiſchen Verſammlungen Sitz und 
Stimme zu haben. Ich glaube, daß es weſentlich zu 
dem allgemeinen Beſten beitragen würde, daß es das 
Intereſſe der kreisſtändiſchen Verſammlungen auch we⸗ 
ſentlich heben würde, wenn andere Elemente mit in die 
kreisſtändiſche Verſammlung eintreten dürften. Wenn 
von dem Eintritte in die kreisſtändiſche Verſammlung 
der Eintritt in die landtäglichen Verſammlungen die 
Folge ſein würde, 2 erlaube ich mir die Frage, ob, 
wenn ein Jude die Befähigung hätte und das Ver⸗ 


trauen genöſſe, von den ſämmtlichen Ständen des 


Kteiſes zum Landtage gewählt zu werden, ob ein fo 
begabter und talentvoller Mann dann nicht we⸗ 
ſentlich auch mit zu einer ſegensreichen Berathung über 


die uns dann vorliegenden Fragen beitragen würde! 


Von dieſem Geſichtspunkte aus habe ich mich im Aus⸗ 
ſchuſſe in der Minorität befunden, und wenn ich auch 


leider erwarten muß, auch in dieſer hohen Verſamm⸗ 


lung mich in der Minorität zu befinden, ſo habe ich 


es 0 für meine Pflicht erachtet, meiner Anſicht und 
meinem Gerechtigkeitsgefühl hier von dieſer Stelle, 
wenn auch nur in wenigen Worten, einen Ausdruck 
zu verleihen. . - 

Graf von Burghaus: Ich wollte mir erlauben, 
zu bemerken, daß ein Landtags⸗Deputirter nach meiner 
Anſicht mit den Ehren ausgeſtattet fein muß, die der 
Jude nicht hat. Er muß Inhaber der Gerichtsbarkeit 
fein, er muß das Patronatstecht ausüben können u. 
dgl. m. Ich kann nicht glauben, daß es Abſicht ſein 
kann, dieſe Auszeichnung den Juden auch mitzuverlei⸗ 
hen. Aus dieſem Grunde ſtimme ich gegen die Auf 
nahme der Juden. a 

von Hochberg: Nur eine Bemerkung will ich 
mir erlauben. Ich trete der vorher ausgeſprochenen 
Anſicht bei, daß die Juden in den vereinigten Landtag 
nicht zuzulaſſen ſeien; es will mir aber ſcheinen, als 
wäre es der Gerechtigkeit angemeſſen, daß es den jüdi⸗ 
ſchen Gutsbeſitzern, geſtartet werde, daß, wenn auch ſie 
ſelbſt nicht zu der Standſchaft zugelaſſen werden, ihnen 
doch in der Eigenſchaft als Gutsbeſitzer geſtattet wer⸗ 
den möchte, wenigſtens ihr Votum abzugeben. Auf 
ihren Gütern laſtet die Schuld der Landſchaft, und es 
ſcheint mir in der Gerechtigkeit zu liegen, daß der ji 
diſche Gutsbeſitzer bei landſchaftlichen Verſammlungen 
ein Wort mitzuſprechen habe. 
gerecht, in Beziehung auf den Punkt den Landrath zu 
wählen. Ich will kein Amendement ſtellen, ſondern ich 
will nur das, was mir ſo eben einfällt, der Beurthei⸗ 
lung der hohen Verſammlung anheimſtellen. . 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. 

Die Abtheilung ſchlägt vor, daß im Weſentlichen der 
Zuſtand erhalten werde, welcher jetzt beſteht; ſie ſchlägt 
nur eine vollſtändigere Faſſung der Paragraphen vor. 
Außerdem aber trägt ſie auf Annahme des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes an. f 

Referent: Der Antrag der Majorität der Ab⸗ 
theilung geht dahin: 1 

„Daß die Juden von den Land» und Kreis⸗ 
tagen auszuſchließen ſeien. Wer alſo für die 
Majorität der Abtheilung ſtimmt, ſchließt ſie aus.“ 

Marſchall: Dem Antrage der Abtheilung, und 

o mit dem Paragraphen des Geſetz⸗Entwurfes, ift bei⸗ 
eſtimmt. ö 

Referent: Es wird den geehrten Herren noch er⸗ 
innerlich fein, daß rückſichtlich der Jurisdiction und Po: 
lizei⸗Gerichtsbarkeit der Geſet⸗Entwurf dahin sind da 
dieſe während der Beſitzzeit eines Juden ruht. Es i 
alſo ſchon angenommen, daß während der Beſitzzeit eis 


nes Juden die Polizei «Gerichtsbarkeit nicht von ihm 


wahrgenommen werden könne. Der Geſetzentwurf ſagt 
aber auch, daß der jüdiſche Gutsbeſitzer nicht die Ge⸗ 
richtshalter und die Verwalter der Polizei präſenti⸗ 
ren ſoll, ſondern daß dies von den Behörden geſche⸗ 
hen ſoll. Davon abweichend, beantragt die Abtheilung, 
daß die Präſentation des Gerichtshalters und Polizei⸗ 
Verwalters ſeitens des jüdiſchen Gutsherrn geſchehen 
könne. Wenn eine Undeutlichkeit darüber Platz greifen 


ſollte, ſo wollte ich mir noch die Bemerkung erlauben. 
Der gewöhnliche Gang ift: der Gerichtshalter muß im: 


mer vom Gerichtsherrn vorgeſchlagen werden, und ein 
geprüfter Richter alſo auch ein Chriſt fein, Rülckſicht⸗ 
lich des Polizei⸗Verwalters verhält es ſich analog. Es 
wird alfo der jüdische Gutsbeſitzer einen Polizei⸗Ver⸗ 
walter dem Landrathe vorſchlagen müſſen, und dieſer 
wird nothwendig auch ein Chriſt ſein müſſen, das folgt 
aus den allgemeinen Grundſätzen. g 

von Quaſt: Ich würde mich in keiner Weiſe 
dieſem Vorſchlage anſchließen können, weil dadurch eine 
zu große Gewalt in die Hand eines Individuums ge⸗ 
legt würde, das keine politiſchen Rechte beſitzt. 

Marſchall: Wir kommen alſo zur Abſtimmung, 
und es iſt nach dem erfolgten Widerſpruch eine for⸗ 
mellere Abſtimmung nothwendig. Es werden alſo die⸗ 
jenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beiſtimmen, 
das durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

Dem Antrage der Abtheilung iſt beigeftimmt, N 

Graf Dyhrn: Ich erlaube mir nur die Frage, ob 
ſomit über den ganzen Paragraphen 36 ſchon abge⸗ 
ſtimmt oder ob noch ein Antrag erlaubt iſt, der nicht 
eher geſtellt werden konnte, weil erſt das Reſultat der 
Abſtimmung erfolgen mußte. 

(Marſchall: Ich habe nichts dagegen.) 

Den Juden ſind alſo alle politiſchen Rechte, Ge⸗ 
richtsbarkeit und Patronatsrechte abgeſprochen; ich frage 
nun, ob es nicht der chriſtlichen Liebe und Gerechtig⸗ 
keit entſprechend wäre, wenn nun auch die letzten zwei 
Zeilen des Paragraphen geſtrichen würden, und man 
ihnen die Kirchen⸗Abgaben zu tragen erließe. . 

Domprobſt von Kroſigk: Dann würde aber die 
Frage entſtehen, wem fie zur Laſt fallen follen. 5 


Graf Dyhrn: Da antworte ich, die Beiträge wer? 
den auf die Weiſe bezahlt, wie es jetzt iſt. 


Ich bin 
Patron einer evangeliſchen Kirche, es find drei Domi: 
nien in die e eingepfarrt; dieſe zahlen aber keine 


Beiträge, weil ſie katholiſch finds ‚werden die Dominien 
morgen verkauft, und find die neuen Beſitzer 


liſch, ſo lebt ihre Verpflichtung, Beiträge zu zahlen, 
wieder auf. 9 2 
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Eben fo finde ich es 
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bat dies erklärt, daß ich 


Uhr, und ſie wird. fü 


zur Sprache gekommen, un 


ung zur Spra und namentlich vo 
geehrten Mitgliedern der Provinz S 


den 


gas Schleſien beſteht allerdings, abweichend von der 
Heſetzgebung in der ganzen übrigen Monarchie, ein pro⸗ 
dinzielles Geſetz, . gewiſſe Grundabgaben an die 
Pfarrer (Dekane) nicht gegeben werden, wenn der 
hatron einer anderen Confeſſion angehört. Die Ab⸗ 
theilung aber hat ſich dahin geneigt, daß dieſes Ver⸗ 
haltniß, das allerdings in der Provinz Schleſien be; 
eht, ein ſo ſingulgires ſei, von welchem keinesweges 
wünſchenswerth ſein möchte, daß es weiter für die übrige 

'onarchie ausgedehnt werde, daß es alſo auch keines⸗ 


weges wünſchenswerth fein möchte, es auf Verhältniſſe 
auszudehnen, auf welche es auch bisher in Schleſien 


keinen Bezug gehabt hat. Ich meines Theils habe 


mich dieſer Anſicht aus voller Seele angeſchloſſen und 


glaube, daß es zu unendlichen Verwickelungen führen 
würde, gerade jetzt, wo ſo viele konfeſſionelle Spaltun⸗ 
gen im Lande beſtehen, wenn man nicht den Grundſat 


feſthalten wollte, daß eine jede Abgabe, welche an dem 


Grundbeſitz klebt, gezahlt werden muß, mag nun der 
Beſitzer ein Chrift, Jude oder Muhamedaner fein. So 
iſt es in der ganzen Monarchie, und der Zuſtand in 


Schleſien nicht nur ein exceptioneller, ſondern er war 


auch ſchon einmal aufgehoben und iſt im Jahre 1832 
und nur ausſchliefflich für die Provinz Schleſien und 
nur für das Verhältniß der christlichen Konfeſſionen 
wieder hergeſtellt worden. Es dürfte alſo keine Veran⸗ 
laſſung fein, dies Geſetz auf andere Verhältniſſe oder 
andere Provinzen auszudehnen, und eben ſo wenig in 
ein allgemeines Geſetz dariiber etwas aufzunehmen, ſon⸗ 
dern rathſam erſcheinen, bei dem Grundſat ftehen zu 
bleiben, den der Geſetz⸗Entwurf aufgenommen hat. 


Sekretär Graf Pork: Ich muß meinen geehrten 
Freund aus Schleſien daran erinnern, daß hier ein klei⸗ 
nes Mißverſtändniß obwaltet, denn die Laſten an Kir⸗ 
chen bleiben immer beſtehen. Ich bin Patron vieler 
kathol'ſchen Kirchen, und es iſt mir nicht erinnerlich, 
daß mir irgend eine Laſt an dieſe Kirchen erlaſſen wor⸗ 
den wäre, im Gegentheit habe ich recht reichlich und 
gern dieſe Laſten getragen. Anders verhält es ſich mit 
den Leiſtungen an die Pfarrer, die durch ein ſpäteres 
Geſetz auf die Konfeſſionen beſchränkt wurden, und es 
t dies dem Pfarrer einer anderen 
Konfeſſion nicht ſchuldig bin, den Zehnten zu bezahlen, 
ondern nur dem Pfarrer der eigenen Konfeſſion. Aber 
dies iſt auf eine Reciprozität gegründet, darauf, daß in 
Schleſien namentlich die Bevölkerung ſo gemiſcht iſt, 
daß die beiden Konfeſſionen beinahe gleich ſtark ſein 


werden. Mit den Juden iſt es ein anderes Verhält⸗ 


niß, da iſt eine ſolche Reciprozität unmöglich, und darum 
muß ich mich entſchieden widerſetzen, daß irgend eine 
chriſtliche Kirche dadurch mit Verluſten bedroht werde, 
daß ein Jude ein belaſtetes Grundſtück erkaufe. 


Marſchall: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag Un⸗ 
terſtützung von 6 Mitgliedern findet. 


Da es nicht geſchieht, kommen wir zum nächſten 
Paragraphen. * 

Die $$ 37, 38 und 39 werden unbedingt ange⸗ 
nommen. 


Marſchall: Es wird nothwendig fein, die Be⸗ 
rathung bis zur morgenden Sitzung auszuſetzen. 


Ich habe der Verſammlung noch eine königliche 
Botſchaft bekannt zu machen, welche mir im Laufe der 
heutigen Sitzung zugegangen iſt. (Dieſe Botſchaft, 
welche die Verlängerung des Landtages betrifft, iſt un⸗ 
ſern Leſern bereits aus den Verhandlungen der Kurie 


der drei Stände bekannt.) 
Auf die Verhandlungen der Abtheilung, welcher die 
Mittheilung der anderen Kurie üder die Anträge auf 
bänderung der Verordnungen vom 3. Februar über⸗ 
wieſen worden iſt, hat es 19 wenn ich bemerke, 
aß die Sitzung morgen um 11 Uhr ftattfinden wird, 
damit die Abtheilung wahrſcheinlich die letzte Sitzung 
ber den Gegenſtand vorher zu halten im Stande ſei. 
Alſo die nächte Sitzung iſt morgen Vormittag 11 
hr, 1 der Fre über den 
— abgebrochenen Gegenſtand, der fortgefeßt und zu 
nde geführt werden wird, mit der Berathung derjeni⸗ 
gen Bericht⸗Erſtattungen zu beſchäftigen haben, welche 
die Mitglieder der Verſammlung ſchon gedruckt erhalten 
aben. Es ſind dies unter Anderem: Berice über die 
interpretation der Sonderung in Theile, Bericht über 
die Abänderung der geſetzlichen Beſtimmung über die 
ahlfähigkeit von Mitgliedern aus Landgemeinden zu 
reistagen, über die Ertheilung ſtändiſcher Rechte an 
lle, welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, über 
die Oeffentlichkeit der Sitzungen der Stadtverordneten 
u. ſ. w., über die Aufhebung der Bezahl von Ge⸗ 
dühren für Aufenthaltskarten, über Ausdehnung des 
neuen Strafverfahrens auf alle Theile der Monarchie, 
n welchen die allgemeine Kriminal⸗Ordnung gilt. 


Ich habe zu bemerken, daß blos der letzte Bericht 
doch nicht zur Vertheilung gekommen, die übrigen find 
ſammtlich vertheilt und werden Gegenſtand der nächſten 
erathung ſein. 1 
(Schluß der Sitzung nach 44 Uhr.) 


\ 


Wee Der betreffende Gegenſtand iſt in der 
eilung 


n 
chleſien, welche 
der Abtheilung angehören, angeregt worden. In der 


1649 — 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 
18ten Juni. 

„Die Sitzung beginnt um 10 Uhr unter Vorſitz des 
Landtags⸗Marſchalls von Rochow mit Verleſung des 
Protokolls über die geſtrige Sieung, welches nach eini⸗ 
gen kleinen Bemerkungen über die Wortfaffung von 
dem Marſchall, da man ſich gegenſeitig über die erho⸗ 
benen Zweifel verſtandigt hat und nichts weiter bemerkt 
wird, für genehmigt erklärt wird. 9 ‘ 

arſchall: Es ſind bei mir verſchiedene Anträge 
eingegangen auf Bevorzugungen von Gutachten bei der 
Tagesoednung. Zuerſt iſt das Gutachten über verſchie⸗ 
dene Gnadengeſuche vielfach unterſtützt worden. Da es 
ſchon auf der Tagesordnung ſteht, ſo wird wohl kein 
Bedenken ſein, es darauf zu laſſen und zuerſt mit vor⸗ 
zubringen. Ein Gutachten ferner, welches auch vielfache 
Unterſtützung gefunden hat, iſt dasjenige über die Er⸗ 
richtung eines Kredit⸗Inſtituts für Ackerbeſitzer, dieſes 
iſt jedoch noch nicht aus der Druckerei zurück; ſobald 
es von dorther an mich kommt, wozu ich eine Auffor⸗ 
derung erlaſſen habe, wird wohl nichts dagegen zu er⸗ 
innern ſein, daß ich auch dieſes vorzugsweiſe zum Vor⸗ 
trage bringe. Außerdem iſt noch die Bevorzugung des 
Antrages auf Preßfreiheit mehrfach unterftügt worden. 
Bei anderen Gutachten find nur einzelne Wünſche geäu: 


—— 


ßert worden; ich werde daher erwarten, ob dieſe noch von 


mehreren Seiten unterftügt werden. Dieſe drei erwähnten 
Gutachten werden, wenn die hohe Verſammlung nichts dage⸗ 
gen hat, den Vorzug in der Tagesordnung behalten. Noch 
eine kleine Bemerkung habe ich zu machen in Beziehung 
auf den ſtenographiſchen Bericht, der in der geſtrigen 
Zeitung ſtand. Als nämlich der Herr Abgeordnete 
Schumann anfing, eine Rede zu verleſen, und man ihn 
daran zu verhindern verſuchte, bemerkte ich, daß Se. 
Majeſtät der König unterthänigſt gebeten worden ſei, 
zu geſtatten, daß künftig diejenigen Mitglieder, welche 
der deutſchen Sprache nicht mächtig ſejen, ihre Reden 
vorleſen dürften, und daß die hohe Verſammlung wohl 
nichts dagegen einzuwenden haben werde, dieſe Beſtim⸗ 
mung ſchon vorläufig in Ausführung zu bringen. 
Es ſteht aber in der Zeitung ſtatt deſſen: Die hohe 
Verſammlung würde wohl einſtimmig dafür ſein. 
Eine ſolche Vorausſetzung würde von meiner Seite an⸗ 
maßend geweſen fein. Ich habe fie nicht ausgeſprochen. — 
Wir können nun in der 5 abgebrochenen Bera⸗ 
thung fortfahren, und in Beziehung auf den geſtern 
zuletzt gefaßten Beſchluß hat der Abgeordnete Hanſe⸗ 
mann das Wort. 

Abgeord. Han ſemann: Meine Herren! Der An- 
trag der Abtheilung, den Juden alle ſtändiſchen Rechte 


gleich den Chriſten beizulegen, hat nicht die Zuſtimmung 


der Majorität erhalten. Einer der Hauptgründe, welche 
die Majorität für ihr Votum in der Diskuſſion an⸗ 
führte, beſtand darin, daß der Sprung von dem jetzigen 
Rechte der Juden bis zu dem Rechte, in den Provin⸗ 
zial⸗Landtags⸗Verſammlungen und in dieſer hohen Ver: 
ſammlung zu ſitzen, zu groß ſei, daß Uebergänge ſtatt⸗ 
finden müßten. ch werde nun beantragen, daß ein 
ſolcher Uebergang eintrete. Was die Juden beſonders 
kränkt, was den edlen Ehrgeiz bei ihnen unterdrücken 
muß, iſt der Umſtand, daß ſie, — obgleich übrigens 
zur Theilnahme an den Stadtverordneten⸗Verſammlun⸗ 
gen berechtigt, — ſich zu entfernen haben, wenn die 
Wahl von Landtags⸗Abgeordneten ſtattfindet. Eben fo 
können ſie nicht Theil nehmen an den Berathungen 
der Kreisſtände, können alſo nicht ihre Meinung abge⸗ 
ben, nicht votiren, wenn Wege angelegt oder ſonſt an⸗ 
dere Kreis⸗Anſtalten errichtet werden ſollen. Das We⸗ 
nigſte nun, was ihnen von ſtändiſchen Rechte bewilligt 
werden möge, ſcheint mir zu ſein, daß ſie das Recht, 
an den Wahlen, ſo wie an den Kreistagen, Theil zu 
nehmen, erlangen. Dieſer Vorſchlag wird, ich hoffe es, 
den Anſichten aller derjenigen verehrlichen Mitglieder 
entſprechen, die ihren Hauptgrund gegen die Zuſtim⸗ 
mung zu dem Antrage der Abtheilung darin gefunden 
haben, daß es noch nicht an der Zeit ſei, die Juden 
in dieſe Verſammlung zu bringen. Mein Antrag geht 
alſo dahin, daß, mit Ausnahme der Wählbarkeit zu 
den Stellen als Provinzial⸗Landtags⸗Abgeordnete, den 
Juden die übrigen ftändifchen Rechte gleich den Chri⸗ 
ſten bewilligt werden mögen. Bei dieſer Frage verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß, ſo wie bei der früheren, auch 
die Frage über die Patronatsrechte vorbehalten bleibe, 
weil nach dem Gutachten darüber beſonders zu bera⸗ 
then iſt. J 

Marſchall: Das iſt ein neues Amendement, und 
ich muß fragen, ob es Unterſtützung findet? 

(Viele Stimmen: Darüber iſt bereits abgeſtimmt.) 

Abgeordn. Tſchocke: Ich wollte mir erlauben, nur 
kurz einen Irrthum zu berichtigen. Der Abgeordnete 
von Aachen ſagte, daß die jüdiſchen Stadtverordneten, 
wenn die Wahl der Deputirten unternommen wird, 
ſich entfernen müſſen. Ich muß erklären, daß in Bres⸗ 
lau dem nicht ſo iſt. Bei jeder Deputirtenwahl ſind 
die Juden zugegen und geben ihre Stimmen. Wir 
haben 5 jüdiſche Stadtverordneten, aber es hat ſich 
noch niemals einer entfernen dürfen, 

Abgeordn. von Beckerath: Meine Herren! So⸗ 
wohl von Seiten des Gouvernements als von Seiten 
der Verſammlung iſt bei unſeren Verhandlungen ſtets 


Rückſicht genommen worden auf die Lage der früheren 
Geſetzgebung; namentlich aber hat die hohe Verſamm⸗ 


lung die Städteordnung vom Jahre 1831 und noch 
mehr diejenige vom Jahre 1808 ſtets in Schutz ge⸗ 
nommen und nicht die mindeſte Neigung gezeigt, ſie zu 
altertren. Dieſe Städteordnung würde aber allerdings 
alteritt fein, wenn jüdiſche Mitglieder der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung — wie wir gehört haben, daß es 
geſchehen ſei — an den Wahlen der Landtags⸗Abge⸗ 
ordneten Theil zu nehmen verhindert werden. Dies iſt 
ein beſtehendes Recht. Es freut mich, daß mein Kol⸗ 
lege aus der Rheinprovinz ſein Amendement nunmehr 
lediglich dahin gerichtet hat, daß den Juden das aktive 
Wahlrecht zuerkannt werden möge. Dann bleibt jenes 
von mir als beſtehend bezeichnete Recht unangetaſtet, 
und es wird den Juden, ohne daß den Beſchlüſſen von 
geſtern Abbruch geſchieht, wenigſtens ein Minimum def: 
ſen zugetheilt, was ſie nach meiner Meinung in wei⸗ 
terem Umfange mit Recht in Anſpruch nehmen dürfen. 
Ich erkläre mich für das dahin gerichtete Amendement, 
daß den Juden das aktive Wahlrecht zu ſtändiſchen 
Verſammlungen zuerkannt werden möge. 7 

Abgeordn. von Meding: Ich erlaube mir zunächſt 
eine Erwiederung auf dasjenige, was der geehrte Herr 
Redner geſagt hat, der ſo eden die Tribüne verlaſſen 
hat. Er hat, wenn ich richtig aufgefaßt habe, ange⸗ 
führt, daß es ein Recht der Stadtverordneten ſei, wel⸗ 
ches ihnen durch die Städteordnung verliehen ſei, die 
Landtags⸗Abgeordneten mit zu wählen. Hier muß ich 
darauf aufmerkſam machen, daß das Recht, die Land⸗ 
tags⸗Abgeordneten zu wählen, den Stadtverordneten 
erſt durch die neuere ſtändiſche Geſetzgebung ver⸗ 
liehen iſt, daß wir zu der Zeit des Erlaſſes der Städte⸗ 
Ordnung von 1808 die gegenwärtige ſtändiſche Orga⸗ 
niſation nicht hatten, daß alſo die Stadtverordneten 
damals auch keine Landtags⸗Abgeordneten wählen konn⸗ 
ten, wogegen die ſtändiſchen Geſetze von 1823 bei den 
Wahlen ſtädtiſcher Abgeordneten beſtimmen, daß ſolche 
von denen vollzogen werden ſollen, welche die Magi⸗ 
ſtrats⸗Mitglieder wählen. — Ich glaube, daß daraus 
klar hervorgeht, daß von einer Beſchränkung, von ei⸗ 
ner Zurücknahme der Rechte, welche durch die Städte⸗Ordn. 
von 1808 verliehen worden, nicht die Rede ſein kann. 
Das iſt die ſpezielle Bemerkung, die ich zu machen 
habe. Im Generellen aber kann ich nicht umhin, eben⸗ 
falls auszuſprechen, daß es mir ſehr bedenklich erſcheint, 
wenn wir durch dieſes Amendement des Deputirten der 
Stadt Aachen wiederum auf den geſtrigen Beſchluß zu⸗ 
rückgehen. Ich befinde mich leider dabei nicht im Ein⸗ 
klange mit dem, was der Herr Marſchall geſagt hat. 
Der Marſchall hat aber jedenfalls über die Leitung der 
Debatte zu entſcheiden. Es ſcheint mir aber höchſt 
bedenklich, wenn wir auf dieſe Weiſe mit einzelnen 
Beſtimmungen dasjenige alteriren wollen, was nach 
einer weitläufigen Diskuſſion, und ich möchte ſagen, 
nach ſo viel Mühen und Anſtrengungen und nachdem 
faſt ein Jeder Gelegenheit gehabt hat, ſich auszuſpre⸗ 
chen, geſtern beſchloſſen worden iſt. Es iſt vollkommen 
richtig, was das Mitglied der ſächſiſchen Ritterſchaft 
geſagt hat, daß wir auf dieſe Weiſe alle einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen, über die wir geſtern generell abgeſtimmt 
Wenn end⸗ 


* 


jetzigen Rechte zuzugeſtehen und namentlich die Wohlthat, 


Jahre 1812 beſaß, j ibriger 
Monarchie, die dieſer Wohlthat nicht theilhaftig ſind, aus⸗ 
zudehnen. Ich glaube, daß ein großer Theil der Ver⸗ 
ſammlung dieſen Beſchluß ſo verſtanden hat, daß der 
Fortſchritt nicht dahin gehen ſolle, daß den Juden jetzt 
die ſtändiſchen Rechte verliehen werden, daß dies einer 
künftigen Zeit vorbehalten werden ſolle, und bei die⸗ 
ſem Beſchluß, glaube ich, müſſen wir ſtehen bleiben. 

(Mehrere Redner ließen ſich nun theils für, theils 
gegen das Amendement vernehmen. Ja, man bezwei⸗ 
felte ſogar, ob das Amendement nach der letzten Ab⸗ 
ſtimmung noch zuläſſig ſei, und äußerte ſich dahin, daß 
die Verſammlung gefragt werden ſolle, ob über daſſelbe 
abgeſtimmt werden dürfe oder nicht.) 

Abgeordn. Frhr. von Vincke: Ich glaube, daß 
hier mehrere verſchiedene Formen der Amendements 
vielfach verwechſelt ſind. Es iſt allerdings immer von 
dem Herrn Landtags⸗Marſchall der Grundſatz feſtgehal⸗ 
ten worden, und es iſt auch in der Natur der Sache 
begründet, daß, wenn bei demſelben Gegenſtande ver⸗ 
ſchiedene Vorſchläge über die Faſſung gemacht werden, 
dann ihre Reihefolge für die Abſtimmung vor derſelben 
feftgefegt wird. Von einer ſolchen Faſſungs⸗Verſchie 
denheit handelt es ſich jedoch in dem vorliegenden Amen⸗ 


dement nicht, ſondern es iſt von einer weſentlich an⸗ 
deren Frage, als die geſtern abgeſtimmte, darin die 
Rede. Die geſtrige Abſtimmung hat das Prinzip be⸗ 
troffen, ob alle ſtändiſchen Rechte den Juden einge⸗ 
räumt werden ſollen oder nicht. Ich muß nun be⸗ 
haupten, daß unter ſtändiſchen Rechten im geſetzlichen 
Sinne nur paſſive Rechte begriffen ſind, nämlich das 
Recht, in ſtändiſchen Verſammlungen zu ſitzen. Von 
aktivem Wahlrecht iſt bisher keine Rede geweſen, ich 
habe wenigſtens die frühere Frage nicht ſo aufgefaßt, 
als ob dabei den Juden das aktive Wahlrecht genom⸗ 
men werden ſolle, was ihnen meines Wiſſens immer 
zugeſtanden hat. Nur im Großherzogthum Poſen iſt 
es ihnen beſtritten worden, namentlich für die Wahlen 
zum jetzigen Provinzial⸗Landtage, aus welchen der ver⸗ 
einigte Landtag hervorgegangen iſt, worüber ſich be⸗ 
kanntlich ein Zeitungskrieg erhoben hat. Wenn alſo 
heute vom aktiven Wahlrecht die Rede iſt, ſo ſehe ich 
nicht ein, wie die geſtrige Abſtimmung präjudizirlich 
ſollte geweſen ſein. Aber wenn dieſe Anſicht auch ir 
rig wäre, daß nämlich auch das aktive Wahlrecht in 
dem geſtrigen Amendement mitbegriffen geweſen wäre, 
fo hat daſſelbe doch keine ſpezielle Faſſung betroffen, 
ſondern iſt ganz allgemein gehalten, ſo daß eine ſpe⸗ 
ziellere Frage noch immer zuläſſig erſcheinen würde. 
Abgeordn. Milde: Ich kann mich im Allgemei⸗ 
nen nur dem anſchließen, was der geehrte Redner vor 
mir ausgeſprochen hat. Es handelte ſich bei der ge⸗ 
ſtrigen Abſtimmung nur darum, ob die Juden zuge⸗ 


laſſen werden ſollten, ſtändiſche Rechte auszuüben. Dasß 
aktive Wahlrecht ſcheint ihnen aber durch das Geſetzß 
So weit ich das Geſetz ver⸗ 
ſtehe, ſcheint auch der Geſetzgeber nicht daran gedacht 
zu haben, und nach dem Inhalt der Städte-Ordnung 


nicht genommen zu ſein. 


vom Jahre 1808 würde es ſich nicht rechtfertigen laſ⸗ 
ſen, wenn man ihnen dieſes Wahlrecht in den Städten 
nehmen wollte. In den Landestheilen, wo die alte 
Städte⸗Ordnung gilt, ſind die Juden nicht allein zu 
ſtändiſchen Wahlen, ſondern auch zu denjenigen 
Wahlen, aus welchen die obrigkeitlichen Perſo⸗ 
nen, die Bürgermeiſter ꝛc. hervorgehen, fähig, und ich 
glaube, daß hier von keiner Verminderung der den Ju⸗ 
den durch die Geſetzgebung von 1812 gewährten Rechte, 


namentlich nach den ſchon ehegeſtern gegebenen Erkläz | 


rungen der königl. Herren Kommiſſarien "nicht die 


Rede fein ſoll; entäußerten wir aber durch unſer nega⸗⸗ 
tives Votum im vorliegenden Falle die Juden des ak⸗⸗ 


tiven Wahlrechts, ſo kämen wir zu einer Reaktion der 


Verordnung vom Jahre 1812, und ich glaube, daß dieß 
Juden dann berechtigt fein würden, ſich beim Bundes 
tage zu beſchweren, daß wir ihnen etwas von dem ge 


nommen hätten, was ihnen Rechtens iſt, und was 
‚ ihnen durch die Bundes⸗Akte garantirt wird. 
(Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Wenn die Verſammlung die Ab⸗ 
ſtimmung verlangt, fo werde ich nicht dagegen fein. — 
Ruf nach Abſtimmung. Viele Mitgleder erbitten das 
Wort.) — Diejenigen, die wünſchen, daß die Diskuſ⸗ 
ſion über dieſen Gegenſtand geſchloſſen werde, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Majorität.) — Es iſt ein Antrag einge⸗ 
bracht worden, ich möchte die Verſammlung entſcheiden 
laſſen, ob das Amendement überhaupt zur Abſtimmung 
kommen könne; ich bin aber der Meinung, daß ich 
mich werde entſchließen müſſen, dieſe Entſcheidung ſelbſt 
zu übernehmen, weil ich nach der Geſchäfts⸗Ordnung 
die Debatte zu leiten habe. Ich habe der Diskuſſion 
die Bemerkung vorausgeſchickt, daß das Amendement 
nicht vor Abſtimmung über die Hauptfrage einge⸗ 
bracht worden ſei, und daß aus dieſer Urſache es 
wohl in Zweifel geſtellt werden kann, ob es noch zur 
Berathung zu bringen ſei, daß ich aber die Beiſtim⸗ 
mung der Verſammlung hierüber darin ſehen werde, 
ob dieſelbe es bei der Abſtimmung annehmen werde 
oder nicht, ich habe alſo die Entſcheidung über die for⸗ 
melle Frage mit in den Beſchluß der Verſammlung 
gelegt, ſo daß alſo auch diejenigen, welche das Amen⸗ 
dement als zu ſpät gekommen anſehen, dagegen ſtim⸗ 
men mögen. Soll hiermit den Juden das aktive ſtän⸗ 
diſche Wahlrecht beigelegt werden? 

(Da das Reſultat nicht erſichtlich, wird die Zählung 
vorgenommen.) 

Referent Sperling: (Das Ergebniß der Abſtim⸗ 
mung wird von dem Marſchall dahin bekannt gemacht, 
daß die geſtellte Frage mit 229 gegen 191 Stimmen 
verneint worden ſei.) 

Was die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit anbelangt, fo 
fand kein einziges Mitglied der Verſammlung einen 
Grund vor, weshalb in dieſer Beziehung ein Rückſchritt 
gegen die bisherige Obſervanz ſtattfinden und dem Ju⸗ 
den als Inhaber der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit das 
Recht genommen werden ſollte, ſich ſeinen Gerichts⸗ 
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Verwalter (Juſtitiar) zu wählen. Dieſe Wahl kann 
nur auf einen Mann fallen, welchem der Staat dia 
richterliche Qualification beigelegt hat, und ihn in die⸗ 
ſer Wahl beſchränken, würde beinahe ſo viel heißen, 
einem oder dem anderen Richter, dem jüdiſchen Juris⸗ 
dictionair gegenüber, weniger vertrauen. Daher ſtimmt 
die Abtheilung einmüthig dahin: 
daß dem Juden als Inhaber der Gerichtsbarkeit 
die Wahl ſeines Gerichtshalters nach wie vor zu⸗ 
ſtehend bleibe. 
Einzelne Mitglieder gingen aber noch weiter. Sie 
glaubten in Betracht ziehen zu müſſen, daß die Juris⸗ 
diction ein Pertinenz des Gutes und den Juden durch 
den § 11 des Edikts vom 11. März 1812 der Er⸗ 
werb von Grundſtücken jeder Art und ohne alle Ein⸗ 
ſchränkung freigegeben iſt, es alſo eine Verletzung der 
durch das Edikt ihnen eingeräumten Rechte in Bezie⸗ 
hung auf den Erwerb von Grundſtücken in ſich ſchlie⸗ 
ßen möchte, wenn ſie in Rückſicht auf die Jurisdiction 
irgend einer Beſchränkung unterworfen werden ſollten. 
Sie nahmen auf die obige Ausführung Bezug, wo⸗ 
nach, ihrer Anſicht gemäß, das Amt eines Richters 
kein ſolches iſt, von welchem der Jude ſeiner Religion 
wegen ausgeſchloſſen werden darf, machten insbeſondere 
in Betreff der Polizeiverwaltung darauf aufmerkſam, 
daß der Jude ſchon als Dienſtherr über ſeine chriſtli⸗ 
chen Dienſtleute Disciplinar⸗, gewiſſermaßen eine Po⸗ 
lizeigewalt habe, und ſenkirten mit 5 Stimmen dahin: 
daß dem Juden als Inhaber der Gerichtsbarkeit 
unter denſelben Umſtänden, wie dem Chriſten ge⸗ 
ſtattet werde, die Gerichtsbarkeit überhaupt und 


zu verwalten. 

Die anderen 8 Mitglieder glaubten dagegen zwar 
dem Geſetz⸗Entwurfe, welcher der Staatsbehörde das 
Recht vorbehält, den Gerichtshalter und den Verwalter 
der Polizei⸗Gerichtsbarkeit zu ernennen, ſich nicht an⸗ 
ſchließen zu können, jedoch andererſeits ebenfalls auf 
ihre oben gemachte Ausführung zurückkommen zu müſ⸗ 
ſen, wonach Juden zur Verwaltung eines Richteramtes 


überhaupt nicht für geeignet zu halten ſind, und ſtimm⸗ 


zen für eine Abänderung des Geſetzentwurfs dahin: 

daß dem jüdiſchen Gutsbeſitzer als Inhaber der 
Gerichtsbarkeit nicht zu geſtatten ſei, die letztere 
unter Umſtänden, welche es bei Bekennern chriſt⸗ 
licher Konfeſſion zuläſſig machen, ſelbſt zu ver⸗ 
walten, ihen jedoch es unbenommen bleibe, den 
Gerichtshalter und den Verwalter der Polizei⸗ 
Gerichtsbarkeit unter Vorbehalt der Beſtätigung 
durch die betreffende Aufſichtsbehörde zu ernennen. 


Zur Vertheidigung des zweiten Antrages bemerke 
ich, daß das Geſetz die Beſtimmung enthält, daß ein 
Gerichtsherr der chriſtlichen Konfeſſion ſelbſt die Ge⸗ 
richtsbarkeit ausüben kann, wenn er zu einem Richter⸗ 
Amte qualificirt und verpflichtet iſt. Es kommt alſo 
darauf an, ob das auch den Juden zu geſtatten fei? 


In Beziehung auf die Staats⸗Aemter iſt bereits 
zu einem Richter⸗Amte 


die Qualification des Juden 
ausgeſprochen. i 

Abgeordn. Krauſe: 
genheit nochmals das Wort erhalten habe, ſo wollte 
ich bemerken, daß ich nicht einſehen kann, warum ein 
Jude, der Gutsherr wird, nicht ſeinen Gerichtshalter 
ernennen ſoll, da er damit nur eigentlich eine Pflicht 
ausübt und ſie erfüllen muß. Ich ſehe es als eine 
Pflicht an, den Gerichtshalter anzuſtellen und zu ſala⸗ 
riren; ich glaube, daß dieſes Salariren und die übri⸗ 
gen Umſtände dabei eher Laſten ſind, als beſondere Er⸗ 
trags⸗Rechte, und der Antrag, der dem vereinigten 
Landtag vorliegt, daß dieſe Pflichten aufgehoben werden 
möchten oder wenigſtens umgewandelt, giebt mir den 


Beweis, daß man ſich nicht fo ſehr daran hält, Polis 


zei⸗Beamter zu ſein. Wahrlich, ich glaube, es iſt kein 
großes Recht, ſondern eine weit größere Pflicht, 
und ich bin nicht der Meinung, daß Jemand ſich das 
Polizeiamt, namentlich auf dem Lande, als Erwerbs⸗ 
quelle aneignen wird. Wenn ich nun, was die 
Patronatspflicht anlangne (Ruf: So 
weit ſind wir noch nicht!) — Ich wollte mir 
ſchließlich eine, Berichtigung erlauben, die ich ge⸗ 
ſtern unterlaſſen habe, weil die Debatte bereits ſo 
lange gedauert hatte, daß es beinahe 4 Uhr war. Von 
einem geehrten Mitgliede aus Sachſen bin ich angeblich 
nicht verſtanden worden, und damit es mir von dem 
geehrten Mitgliede nicht falſch ausgelegt werde, ſo wollte ich 
es noch einmal wiederholen. (Ruf: zur Tagesordnung!) — 
Es iſt etwas Perſönliches, und ich glaube, daß ich 
dies zu berichtigen das Recht habe. Der geehrte Red⸗ 
ner ſagte, er hätte alle die Vorurtheile, die ihm an⸗ 
klebten, bereits mit der Muttermilch eingeſogen. Und 
ich habe hierauf geſagt, ſo ginge es den Juden eben⸗ 


die Polizei⸗Gerichtsbarkeit insbeſondere perſönlich 


Wenn ich in dieſer Angele⸗ 


falls, auch fie hätten dieſe Vorurtheile mit det Mut⸗ 
termilch eingeſogen, und darum hielten ſie daran feſt 
und würden die Chriſten ſo lange zu bevortheilen für 
chen, bis ſelbige den größten Theil ihres Vermögens 
an ſich geriſſen haben, um ſich dadurch nicht Achtung) 
ſondern Furcht zu erringen. Ich bitte zu bedenken, 
daß 16 Millionen Menſchen von 200,000 Juden aus⸗ 
gebeutelt werden; denn ſchon der Judenjunge, wenn er 
mit dem chriſtlichen auf der Schule iſt, macht ihm 
Geldvorſchüſſe, weil er, da er verachtet wird, ſich dafür 
in Furcht ſetzt. Es kann nur die Abſicht eines jeden 
Deputirten ſein, daß, wer gleiche Pflichten hat, auch 
gleiche Rechte haben muß. 

Abgeordn. von Bismark: Der verehrte Rebner 
ift zum drittenmale auf dem etwas müde gerittenen 
Pferde auf mich eingeſprengt, welches vorn Mittelalter 
und hinten Muttermilch heißt. Geſtern hatte ich ihn 
nicht verſtanden, heute aber habe mich überzeugt, daß 
er mich vörgeſtern nicht verſtanden hat. Ich erkläre 
ihm daher, mit Bezug auf das Mittelalter, daß ich 
mich bisweilen der Figur der Ironie bediene; es Mk 
dies eine Redefigur, mit welcher man nicht immer das 
fagen will, was die Worte buchſtäblich bedeuten, mit⸗ 
unter ſogar das Gegentheil. Was nun den Ausdruck 
Muttermilch betrifft, fo räume ich gern ein, daß ich 
im Feuer der Rede nicht immer die Eleganz des Aus⸗ 
drucks erreiche, welche die Rede des Abgeordneten der 
ſchleſiſchen Landgemeinden charakteriſirt. 

Abgeordn. Krauſe: Meine Herren! Es ſcheint, 
mir ſehr bedenklich, wenn Männer in dieſer Verſamm⸗ 
lung fügen, meine Worte haben einen anderen Sinn, 
als wie ich ſie geſprochen. Dies ſcheint mir ein Cha⸗ 
rakter, den ich nicht begreifen kann. Ich bin ein Land⸗ 


mann, der feine praktiſche Anſicht ausſpricht und nicht, 


mit Redensarten kommt, 
verſtehen. t b b 
(Nach einigen unerheblichen Debatten wurde zur 
Abſtimmung geſchritten. f une an 
Marſchall 1. Da ſich kein Redner mehr gemeldet 
hat, ſo ſchließe ich die Debatte. In Folge derſelben 
werden 4 Fragen zu ſtellen ſein: Die erſte wird dahin 
gehen, ob den Juden zugeſtanden werden ſoll, die Kri⸗ 
minal⸗ und Civil⸗ Gerichtsbarkeit unter denſelben Um⸗ 
ſtänden, wie fie den Chriſten zuſteht, in Perfon aus. 
zuüben? 25 1 f 
„Die zweite: Ob fie die Polizei⸗ Gerichtsbarkeit, in 
Perſon ausüben dürfen?!n:n: 
ſie die 


welche andere Leute nicht 


Die dritte: Ob 
dürfen? 
und die 5 no id And 
vierte: Ob ſie die Polizei⸗Verwalter ſelbſt wählen 
dürfen? j 41270 ea Ai 
„(Es iſt überhaupt nur die Rede von den Ritters: 
gutsbeſitzern.) 8 Rite 
Die erſte Frage heißt alſo: 132.4 ; 
Soll den Juden zugeſtanden werden, die Krimi⸗ 
nal⸗ und Civil⸗Gerichtsbarkeit unter denſelben Um⸗ 
ſtänden, wie dies den Chriſten zugeſtanden iſt, 
auszuüben? I 
Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich, auf⸗ 
zuſtehen. a - 
(Da das Reſultat nicht erſichtlich ift, fo erſucht 
der Marſchall die Ordner, zu zählen. 5 
Das Ergebniß der Abſtimmung a folgendes: 
Die Frage ift mit 231 Stimmen gegen 159 Stim⸗ 
men verneint; Jah 
Darf ich bitten, daß die Herren wieder die Plätze 
einnehmen? Mine 
Die zweite Frage lautet: . 
Soll den Juden geftattet fein, die Polizei: Ges 
richtsbarkeit und Polizei⸗Verwaltung in Perſon 
auszuüben? N 
Diejenigen, welche dafür ſtimmen, bitte ich, auf⸗ 
zuſtehen. | 2, ö 
(Es erhebt ſich keine Majorttät dafür,) 
Die dritte Frage lautet: e 
Soll ihnen die Wahl ihres Juſtitiarius zuſtehen? 
Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte 
ich, aufzuſtehen. 9 
(Wird mit großer Majorität angenommen.) 
Die vierte Frage endlich heißt: id 
Soll ihnen die Wahl hes Polizei-Verwalters 
zuſtehen? ron gina 
(Wird ebenfalls mit großer Majorität angenommen.) 
(Schluß folgt.) 5 
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